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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Justiz

A. Problem und Ziel

Die Justiz wurde in den vergangenen Jahren sowohl mit Blick auf die Anforderungen der
Digitalisierung als auch mit Blick auf die Erfordernisse der Praxis umfassend reformiert
(vergleiche etwa fur das Strafverfahren allein aus der 19. Legislaturperiode das Gesetz
zur Modernisierung des Strafverfahrens vom 10. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2121) sowie
das Gesetz zur Fortentwicklung der Strafprozessordnung und zur Anderung weiterer Vor-
schriften vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2099); fir das Zivilverfahren das Gesetz zum
Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur Anderung weiterer
Vorschriften vom 5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607)). Der derzeit bestehende Reformbe-
darf knlpft hieran an. Durch Rechtsanpassungen im Bereich des elektronischen Rechts-
verkehrs und der elektronischen Aktenfliihrung soll die bereits fortgeschrittene Digitalisie-
rung in der Justiz in allen Verfahrensordnungen weiter geférdert werden. Im Strafverfah-
rensrecht sollen zudem Erleichterungen bei der Strafantragstellung und weiteren derzeit
bestehenden Schriftformerfordernissen geschaffen und soll den Verfahrensbeteiligten die
Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung im Wege der Videokonferenz ermdglicht
werden. Im Insolvenzrecht sollen die Mdglichkeiten der elektronischen Forderungsanmel-
dung und der elektronischen Kommunikation mit den Insolvenzglaubigern erweitert wer-
den, im Restrukturierungsrecht die elektronischen Kommunikationsmaoglichkeiten der Ver-
fahrensbeteiligten untereinander. Zudem soll das Schriftformerfordernis fir Verglitungsbe-
rechnungen der Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte entfallen. Damit tragt der Entwurf
zur Erreichung von Nachhaltigkeitsziel 16 der Agenda 2030 der Vereinten Nationen bei,
leistungsfahige Institutionen auf allen Ebenen aufzubauen.

B. Losung
Die Vorschlage zur weiteren Digitalisierung der Justiz umfassen

— die Einflhrung einer Hybridaktenfihrung in allen Verfahrensordnungen fiir geheim-
haltungsbedirftige Aktenbestandteile, flir vor der verpflichtenden Einfihrung der
elektronischen Aktenfuihrung in Papier begonnene Akten sowie — wahrend der Pilotie-
rungsphase — flr elektronisch begonnene Akten;

— die Moglichkeit flir Bevollmachtigte, (gesetzliche) Vertreter und Beistande (fur die
Strafprozessordnung beschrankt auf professionelle Verfahrensbeteiligte), auch Scans
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von schriftlich einzureichenden Antragen und Erklarungen der Naturalbeteiligten oder
Dritten formwahrend elektronisch an das Gericht zu Ubermitteln;

— die Einfuhrung einer Formfiktion fir empfangsbedurftige Willenserklarungen, die in
elektronisch bei Gericht eingereichten Schriftsatzen enthalten sind;

— die Erweiterung des Anwendungsbereichs der Pflicht zur elektronischen Ubermittlung
von Dokumenten flir Verteidigerinnen und Verteidiger sowie Rechtsanwaltinnen und
Rechtsanwalte in Straf- und Bul3geldsachen;

—  Erleichterungen bei der Strafantragstellung;

— die Abschaffung des Unterschriftserfordernisses flr schriftliche Erklarungen von Bir-
gerinnen und Birgern bei entsprechender Dokumentation durch die Strafverfol-
gungsbehdrden;

— die Madglichkeit, in der Revisionshauptverhandlung die physische Anwesenheit von
Verfahrensbeteiligten durch eine Zuschaltung im Rahmen einer Videokonferenz zu
ersetzen;

— eine Ausnahme von der Pflicht zur elektronischen Ubermittlung bei Verschlusssa-
chen;

— die Einfuhrung der Textform fir die anwaltliche Vergltungsberechnung;
— Ausnahmen von der elektronischen Aktenubermittlung bei umfanglichen Akten;

— die Moglichkeit, durch Rechtsverordnung einheitliche technische Standards fur die
Ubermittlung von elektronischen Akten zwischen Behorden und Gerichten — insbe-
sondere den Verwaltungs- und Sozialgerichten — festzulegen, sowie

— die beschrankte Zulassung des ldentifizierungsverfahrens ELSTER im elektronischen
Rechtsverkehr.

Zudem enthalten die Vorschlage die verbliebenen Anpassungen des deutschen Rechts
zur Umsetzung des Artikels 28 Buchstabe a und c¢ der Richtlinie (EU) 2019/1023 des Eu-
ropaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 Uber praventive Restrukturie-
rungsrahmen, Uber Entschuldung und Uber Tatigkeitsverbote sowie Uber Malknahmen zur
Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren
und zur Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie Uber Restrukturierung und
Insolvenz) (ABI. L 172 vom 26.6.2019, S. 18) sowie konkretisierende Regelungen zu den
Gegenstanden der Bekanntmachung in 6ffentlichen Restrukturierungssachen nach dem
Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Fir den Bund bestehen Haushaltsausgaben in Hohe von rund 90 000 Euro fir die Aus-
stattung des Bundesgerichtshofs und der Bundesanwaltschaft mit Videokonferenztechnik.
Diese Haushaltsausgaben sollen im Einzelplan 07 ausgeglichen werden.

In den Landern werden die aufgrund des nachfolgend unter E.3 dargestellten Erflllungs-
aufwands voraussichtlichen Sachkosten entstehen.

Die Haushalte der Gemeinden werden durch den Entwurf nicht mit Kosten belastet.
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E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Biirger

Keiner.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft ist mit Entlastungen in Hohe von jahrlich rund 16 366 000 Euro zu
rechnen. Dies stellt ein ,Out® im Sinne der ,One in, one out‘-Regelung der Bundesregie-
rung dar.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Aufgrund der vereinfachten elektronischen Rechnungsstellung nach § 10 des Rechtsan-
waltsvergltungsgesetzes werden Birokratiekosten aus Informationspflichten um rund
15 754 000 Euro vermindert.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Aufgrund der Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Lander, der Verbande und
des Geschéftsbereichs ist mit dem folgenden Erfullungsaufwand fur die Verwaltung zu
rechnen:

Veranderung des jahrlichen Erfillungsaufwandes in Tsd. € 102
davon auf Bundesebene in Tsd. € 0
davon auf Landesebene in Tsd. € 102
Einmaliger Erfullungsaufwand in Tsd. € 1110
davon auf Bundesebene in Tsd. € 90
davon auf Landesebene in Tsd. € 1020

F. Weitere Kosten

Es ist mit Einsparungen bei den Blrgerinnen und Blrgern sowie in der Verwaltung zu
rechnen. Kosten flr die Wirtschaft entstehen nicht.
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, 15. Marz 2024
Der Bundeskanzler

An die

Présidentin des Bundesrates
Frau Ministerprasidentin
Manuela Schwesig

Sehr geehrte Frau Présidentin,

hiermit tbersende ich gemal Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes den
von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Justiz
mit Begriindung und Vorblatt.

Der Gesetzentwurf ist besonders eilbeduirftig, weil die Frist fur die Umsetzung der
verbliebenen Vorgaben des Artikels 28 Buchstabe a und ¢ der Richtlinie (EU)
2019/1023 des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 uber
praventive Restrukturierungsrahmen, tber Entschuldung und tber Tatigkeitsver-
bote sowie Uber MalRnahmen zur Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-,
Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur Anderung der Richtlinie (EU)
2017/1132 (Richtlinie tber Restrukturierung und Insolvenz), die in den Artikeln
36 bis 38 des Gesetzes erfolgen soll, am 17. Juli 2024 endet.

Fristablauf: 26.04.24
besonders eilbedirftige Vorlage geméaR Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG



Drucksache 126/24 -2-

Federfiihrend ist das Bundesministerium der Justiz.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemédlR 8§86 Absatz 1
NKRG ist als Anlage beigefugt.

Mit freundlichen GriiRen
Olaf Scholz
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Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Justiz”

vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltstibersicht

Artikel 1 Anderung der Strafprozessordnung

Artikel 2 Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Strafprozessordnung

Artikel 3 Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Strafprozessordnung zum 1.
Januar 2026

Artikel 4  Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Strafprozessordnung zum 1.
Januar 2036

Artikel 5 Anderung des Strafvollzugsgesetzes

Artikel 6 Weitere Anderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2026

Artikel 7 Weitere Anderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2036

Artikel 8 Anderung des Gesetzes uber Ordnungswidrigkeiten

Artikel 9 Weitere Anderung des Gesetzes iiber Ordnungswidrigkeiten zum 1. Januar
2026

Artikel 10 Weitere Anderung des Gesetzes liber Ordnungswidrigkeiten zum 1. Januar
2036

Artikel 11 Anderung des Einfilhrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch

Artikel 12 Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch zum 1.
Januar 2036

Artikel 13 Anderung der Zivilprozessordnung

Artikel 14  Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der Zivilprozessordnung

Artikel 15 Weitere Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der Zivilprozess-
ordnung zum 1. Januar 2026

b Die Artikel 36 bis 38 dieses Gesetzes dienen auch der weiteren Umsetzung der Richtlinie (EU)

2019/1023 des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 uber praventive Restruk-
turierungsrahmen, tiber Entschuldung und Uber Tatigkeitsverbote sowie Giber Mal3nahmen zur Steige-
rung der Effizienz von Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur Anderung
der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie Uber Restrukturierung und Insolvenz) (ABI. L 172 vom
26.6.2019, S. 18). Artikel 43 notifiziert gemaf der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom 9. September 2015 uber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der
technischen Vorschriften und der Vorschriften fur die Dienste der Informationsgesellschaft (ABI. L 241
vom 17.9.2015, S. 1).
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Artikel 16

Artikel 17

Artikel 18

Artikel 19

Artikel 20

Artikel 21

Artikel 22

Artikel 23

Artikel 24

Artikel 25

Artikel 26

Artikel 27

Artikel 28

Artikel 29

Artikel 30

Artikel 31

Artikel 32

Artikel 33

Artikel 34

Artikel 35

Artikel 36

Artikel 37

Artikel 38

Artikel 39

Artikel 40

Artikel 41

Artikel 42

Weitere Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfilhrung der Zivilprozess-
ordnung zum 1. Januar 2036

Anderung des Gesetzes iiber das Verfahren in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

Weitere Anderung des Gesetzes uber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum 1. Januar 2026

Weitere Anderung des Gesetzes uber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum 1. Januar 2036

Anderung des Gesetzes Uber die internationale Rechtshilfe in Strafsachen

Weitere Anderung des Gesetzes (iber die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen zum 1. Januar 2036

Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes

Weitere Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026
Weitere Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036
Anderung des Sozialgerichtsgesetzes

Weitere Anderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026
Weitere Anderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036
Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung

Weitere Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Januar 2026
Weitere Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Januar 2036
Anderung der Finanzgerichtsordnung

Weitere Anderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2026
Weitere Anderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2036
Anderung des Gerichtsverfassungsgesetzes

Anderung des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes

Anderung der Insolvenzordnung

Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Insolvenzordnung

Anderung des Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetzes
Anderung der Strafakteniibermittlungsverordnung

Anderung der Dokumentenerstellungs- und -tibermittlungsverordnung
Anderung der BuRgeldakteniibermittlungsverordnung

Anderung der Strafvollzugsgerichtsakteniibermittlungsverordnung
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Artikel 43  Anderung der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung

Artikel 44  Inkrafttreten

Artikel 1

Anderung der Strafprozessordnung

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987
(BGBI. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBI.
2023 | Nr. 203) ge&ndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Nach § 32 Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a eingefiigt:

»(1a) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen jeweils fur ihren
Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar 2026
in Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in elekt-
ronischer Form weitergefiihrt werden. Die Zulassung der Weiterfihrung in elektroni-
scher Form kann auf einzelne Gerichte oder Strafverfolgungsbehérden oder auf allge-
mein bestimmte Verfahren beschrankt werden; wird von dieser Mdglichkeit Gebrauch
gemacht, kann in der Rechtsverordnung bestimmt werden, dass durch Verwaltungs-
vorschrift, die 6ffentlich bekanntzumachen ist, geregelt wird, in welchen Verfahren Ak-
ten in elektronischer Form weitergefiihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesre-
gierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Ermachtigung kann durch
Rechtsverordnung auf die zustandigen Bundes- oder Landesministerien Ubertragen
werden.*

2. 8§ 32a wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 2 Satz 2 wird der Punkt am Satzende durch die Worter ,sowie das Na-
here zur Verarbeitung von Daten der Postfachinhaber nach Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 4 und 5 in einem sicheren elektronischen Verzeichnis.“ ersetzt.

b) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz angefugt:

,S0ll ein Dokument, das von einem Beschuldigten, einem anderen Verfahrensbe-
teiligten oder einem Dritten schriftlich abzufassen, zu unterschreiben oder zu un-
terzeichnen ist, elektronisch eingereicht werden, so kann es in ein elektronisches
Dokument Uibertragen und durch einen Verteidiger oder Rechtsanwalt nach Satz 1
Ubermittelt werden.”

3. 8§ 32d Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Die folgenden Dokumente missen sie elektronisch tGbermitteln:

1. die Berufung, ihre Begriindung und ihre Ricknahme,

2. die Reuvision, ihre Begriindung, ihre Ricknahme und die Gegenerklarung,

3. den Einspruch gegen den Strafbefehl und seine Riucknahme,

4. die Privatklage und

5. die Anschlusserklarung bei der Nebenklage.*
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4. § 81f Absatz 1 wird wie folgt geandert:
a) In Satz 1 wird das Wort ,schriftliche” gestrichen.
b) Der folgende Satz wird angefiigt:
,Die Einwilligung ist schriftlich zu erklaren oder von der Staatsanwaltschaft oder
ihren Ermittlungspersonen in Gegenwart der einwilligenden Person zu protokollie-
ren oder auf sonstige Weise zu dokumentieren.”
5. 8§ 81g Absatz 3 wird wie folgt geandert:

a) Inden Satzen 1 und 2 wird jeweils das Wort ,schriftliche” gestrichen.

b) In Satz 4 wird die Angabe ,Abs. 2“ durch die Worter ,Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2"
ersetzt.

6. 8 81h Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort ,schriftlichen® gestrichen.
b) Der folgende Satz wird angefiigt:
,Die Einwilligung ist schriftlich zu erklaren oder von der Staatsanwaltschaft oder
ihren Ermittlungspersonen in Gegenwart der einwilligenden Person zu protokollie-
ren oder auf sonstige Weise zu dokumentieren.”
7. 8 114b Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:
,Der Erhalt der Belehrung ist durch den Beschuldigten schriftlich zu bestatigen oder
von der Staatsanwaltschaft oder ihren Ermittlungspersonen in Gegenwart des Beschul-
digten zu protokollieren oder auf sonstige Weise zu dokumentieren.*
8. § 158 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 werden die Woérter ,mindlich oder schriftlich® gestrichen.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Die Anzeige und der Strafantrag sind durch die aufnehmende Stelle zu pro-
tokollieren oder auf sonstige Weise zu dokumentieren.*

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Bei Straftaten, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt, miissen die Iden-
titat und der Verfolgungswille der antragstellenden Person sichergestellt sein.”

9. Dem § 350 werden die folgenden Absétze 3 und 4 angefiigt:

»(3) Dem Angeklagten, seinem gesetzlichen Vertreter, dem Verteidiger und dem
Vertreter der Staatsanwaltschaft sowie dem Nebenklager, dem Nebenklageberechtig-
ten und den Personen, die nach § 397 Absatz 2 Satz 3, § 404 Absatz 3, § 406h Ab-
satz 2 Satz 2, § 429 Absatz 1 und § 444 Absatz 2 Satz 1 vom Termin zu benachrichti-
gen sind, kann der Vorsitzende auf ihren jeweiligen Antrag die Anwesenheit an einem
anderen Ort gestatten, wenn die Hauptverhandlung zeitgleich in Bild und Ton an den
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anderen Ort und in das Sitzungszimmer Ubertragen wird. Die Gestattung soll mit der
Malgabe erfolgen, dass sich die Verfahrensbeteiligten in einem Dienstraum oder in
einem Geschaftsraum eines Verteidigers oder Rechtsanwalts aufhalten. Sieht das Ge-
richt in den Fallen des Absatzes 2 Satz 3 von einer Vorfihrung des Angeklagten ab, so
ist diesem auf seinen Antrag die Teilnahme an der Hauptverhandlung im Wege der
Bild- und Tonubertragung zu gestatten. Liegen zwischen dem Eingang des Antrags
nach Satz 3 bei Gericht und dem Hauptverhandlungstermin nicht mindestens drei
Werktage, kann der Antrag vom Vorsitzenden abgelehnt werden. Die Entscheidung
des Vorsitzenden nach den Satzen 1 bis 4 ist unanfechtbar.

(4) Eine Aufzeichnung der Ubertragung ist nicht zulassig. Hierauf sind die Verfah-
rensbeteiligten spatestens zu Beginn der Bild- und TonlUbertragung hinzuweisen.”

10. § 424 Absatz 2 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden die Worter ,bei Gericht oder bei der Staatsanwaltschaft schriftlich
oder zu Protokoll oder bei einer anderen Behdrde schriftlich® gestrichen.

b) Nach Satz 1 wird der folgende Satz eingeflgt:

,Die Erklarung ist schriftlich abzugeben oder von dem Gericht, der Staatsanwalt-
schaft oder ihren Ermittlungspersonen in Gegenwart des Betroffenen zu protokol-
lieren oder auf sonstige Weise zu dokumentieren.”

Artikel 2

Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Strafprozessordnung

8 15 des Einfihrungsgesetzes zur Strafprozessordnung in der im Bundesgesetzblatt
Teil lll, Gliederungsnummer 312-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch
Artikel 6b des Gesetzes vom 16. September 2022 (BGBI. | S. 1454) gedndert worden ist,
wird wie folgt gefasst:

.8 15

Ubergangsregelung zum Gesetz zur Einfiihrung der elektronischen Akte in der Justiz und
zur weiteren Foérderung des elektronischen Rechtsverkehrs; Verordnungsermachtigung

(1) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bun-
des oder der Lander als Verschlusssache hoher als VS-NUR FUR DEN DIENSTGE-
BRAUCH eingestuft sind, dirfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den 8§ 32
bis 32f der Strafprozessordnung in Papierform erstellt, gefihrt und tGbermittelt werden. Do-
kumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bundes oder
der Lander als Verschlusssache VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind,
durfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den 88 32 his 32f der Strafprozess-
ordnung in Papierform Ubermittelt werden. Die fur die Handhabung von Verschlusssachen
geltenden Geheimschutzvorschriften bleiben unberihrt.

(2) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen abweichend von § 32
der Strafprozessordnung jeweils fur ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen,
dass Akten, die elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum
31. Dezember 2025 in Papierform weitergefthrt werden. Die Zulassung der Weiterfihrung
in Papierform kann auf einzelne Gerichte oder Strafverfolgungsbehérden oder auf



Drucksache 126/24 -6 -

allgemein bestimmte Verfahren beschréankt werden; wird von dieser Mdaglichkeit Gebrauch
gemacht, kann in der Rechtsverordnung bestimmt werden, dass durch Verwaltungsvor-
schrift, die offentlich bekanntzumachen ist, geregelt wird, in welchen Verfahren Akten in
elektronischer Form weitergefuihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung be-
darf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Ermachtigung kann durch Rechtsverord-
nung auf die zustandigen Bundes- oder Landesministerien tGbertragen werden.”

Artikel 3

Weitere Anderung des Einfihrungsgesetzes zur Strafprozessord-
nung zum 1. Januar 2026

8 15 des Einflihrungsgesetzes zur Strafprozessordnung, das zuletzt durch Artikel 2 die-
ses Gesetzes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.

2. Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 4

Weitere Anderung des Einfiilhrungsgesetzes zur Strafprozessord-
nung zum 1. Januar 2036

§ 15 des Einfuhrungsgesetzes zur Strafprozessordnung, das zuletzt durch Artikel 3 die-
ses Gesetzes geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 5

Anderung des Strafvollzugsgesetzes

Nach § 110a Absatz 1 des Strafvollzugsgesetzes vom 16. Marz 1976 (BGBI. | S. 581,
2088; 1977 | S. 436), das zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021
(BGBI. I S. 4607) geandert worden ist, werden die folgenden Abséatze 1a bis 1c eingeflgt:

»(1a) Die Landesregierungen kénnen jeweils fur ihren Bereich durch Rechtsverordnung
bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar 2026 in Papierform angelegt wurden, ab
einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in elektronischer Form weitergefiihrt werden. Die
Zulassung der Weiterfihrung in elektronischer Form kann auf einzelne Gerichte oder auf
allgemein bestimmte Verfahren beschrankt werden; wird von dieser Moglichkeit Gebrauch
gemacht, kann in der Rechtsverordnung bestimmt werden, dass durch Verwaltungsvor-
schrift, die offentlich bekanntzumachen ist, geregelt wird, in welchen Verfahren Akten in
elektronischer Form weitergefuihrt werden. Die Ermachtigung kann durch Rechtsverord-
nung auf die zustandigen Landesministerien Gbertragen werden.

(1b) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bun-
des oder der Lander als Verschlusssache hoéher als VS-NUR FUR DEN DIENSTGE-
BRAUCH eingestuft sind, dirfen bis zum 31. Dezember 2035 in Papierform erstellt, geftihrt
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und Ubermittelt werden. Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanwei-
sungen des Bundes oder der Lander als Verschlusssache VS-NUR FUR DEN DIENSTGE-
BRAUCH eingestuft sind, dirfen bis zum 31. Dezember 2035 in Papierform GUbermittelt wer-
den. Die fur die Handhabung von Verschlusssachen geltenden Geheimschutzvorschriften
bleiben unberihrt.

(1c) Die Landesregierungen kdnnen jeweils fur ihren Bereich durch Rechtsverordnung
bestimmen, dass Akten, die elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis
bis zum 31. Dezember 2025 in Papierform weitergefuhrt werden. Die Zulassung der Wei-
terfihrung in Papierform kann auf einzelne Gerichte oder auf allgemein bestimmte Verfah-
ren beschrankt werden; wird von dieser Moglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der Rechts-
verordnung bestimmt werden, dass durch Verwaltungsvorschrift, die 6ffentlich bekanntzu-
machen ist, geregelt wird, in welchen Verfahren Akten in elektronischer Form weitergefihrt
werden. Die Ermachtigung kann durch Rechtsverordnung auf die zustéandigen Landesmini-
sterien Ubertragen werden.”

Artikel 6

Weitere Anderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2026

8 110a Absatz 1c des Strafvollzugsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Geset-
zes geéandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 7

Weitere Anderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2036

§ 110a Absatz 1b des Strafvollzugsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 6 dieses Geset-
zes geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 8

Anderung des Gesetzes uiber Ordnungswidrigkeiten

Das Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.
Februar 1987 (BGBI. | S. 602), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. Marz 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 73) geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. In § 49a Absatz 1 Satz 2 werden die Worter ,479 Absatz 1, 2, 5 Satz 1 und Absatz 6
sowie“ durch die Worter ,479 Absatz 1, 2 und 4 Satz 1 sowie Absatz 5 und” ersetzt.

2. In 8 49b Nummer 4 werden die Worter ,§ 479 Absatz 4 Nummer 2 durch die Worter
»8 479 Absatz 3 Nummer 2“ ersetzt.

3. Nach 8§ 110a Absatz 1 werden die folgenden Absatze 1a bis 1c eingeflugt:

»(1a) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen jeweils fur ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar 2026 in
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Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in elektroni-
scher Form weitergeflihrt werden. Die Zulassung der Weiterfihrung in elektronischer
Form kann auf einzelne Gerichte oder Behdrden oder auf allgemein bestimmte Verfah-
ren beschrankt werden; wird von dieser Moglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der
Rechtsverordnung bestimmt werden, dass durch Verwaltungsvorschrift, die 6ffentlich
bekanntzumachen ist, geregelt wird, in welchen Verfahren Akten in elektronischer Form
weitergeflhrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates. Die Ermachtigung kann durch Rechtsverordnung auf die
zustandigen Bundes- oder Landesministerien Ubertragen werden.

(1b) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des
Bundes oder der Lander als Verschlusssache hoher als VS-NUR FUR DEN DIENST-
GEBRAUCH eingestuft sind, dirfen bis zum 31. Dezember 2035 in Papierform erstellt,
geflihrt und tbermittelt werden. Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschluss-
sachenanweisungen des Bundes oder der Lander als Verschlusssache VS-NUR FUR
DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, durfen bis zum 31. Dezember 2035 in Pa-
pierform Ubermittelt werden. Die fur die Handhabung von Verschlusssachen geltenden
Geheimschutzvorschriften bleiben unberthrt.

(1c) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen jeweils fur ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die elektronisch angelegt wur-
den, ab einem bestimmten Ereignis bis zum 31. Dezember 2025 in Papierform weiter-
gefuhrt werden. Die Zulassung der Weiterfihrung in Papierform kann auf einzelne Ge-
richte oder Behorden oder auf allgemein bestimmte Verfahren beschrankt werden; wird
von dieser Mdglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der Rechtsverordnung bestimmt
werden, dass durch Verwaltungsvorschrift, die 6ffentlich bekanntzumachen ist, gere-
gelt wird, in welchen Verfahren Akten in elektronischer Form weitergefiihrt werden. Die
Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesra-
tes. Die Erméchtigung kann durch Rechtsverordnung auf die zustandigen Bundes- o-
der Landesministerien Ubertragen werden.*

4. Nach 8§ 110c Satz 2 wird der folgende Satz eingeflgt:

,8 32d Satz 2 der Strafprozessordnung gilt mit der Maf3gabe, dass Verteidiger und
Rechtsanwalte

1. den Einspruch gegen den Bul3geldbescheid, seine Ricknahme und den Verzicht
auf den Einspruch,

2. die Rechtsbeschwerde, ihre Begriindung und ihre Riicknahme,

3. den Antrag auf Zulassung der Rechtsbeschwerde, seine Begriindung und seine
Rucknahme sowie

4. die Gegenerklarung

als elektronisches Dokument Ubermitteln missen.*
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Artikel 9

Weitere Anderung des Gesetzes Uiber Ordnungswidrigkeiten zum
1. Januar 2026

§ 110a Absatz 1c des Gesetzes uber Ordnungswidrigkeiten, das zuletzt durch Artikel 8
dieses Gesetzes geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 10

Weitere Anderung des Gesetzes iber Ordnungswidrigkeiten zum
1. Januar 2036

§ 110a Absatz 1b des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten, das zuletzt durch Artikel 9
dieses Gesetzes geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 11

Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch

Dem Einfuhrungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil lll,
Gliederungsnummer 4101-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Arti-
kel 8 des Gesetzes vom 21. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 397) geandert worden ist,
wird der folgende ... [einsetzen: n&chster bei der Verkiundung freier Abschnitt mit Z&éhlbe-
zeichnung] Abschnitt angefiigt:

.--. [einsetzen: nachster bei der Verkiindung freier Abschnitt mit Zahlbezeichnung] Ab-
schnitt

Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Einfiihrung der elektronischen Akte in der Justiz und
zur weiteren Foérderung des elektronischen Rechtsverkehrs

Artikel ... [einsetzen: nachster bei der Verkiindung freier Artikel mit
Zahlbezeichnung]

Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bundes
oder der Lander als Verschlusssache héher als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH
eingestuft sind, durfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von 8§ 335 Absatz 2a und
§ 335a Absatz 4 des Handelsgesetzbuchs in Papierform erstellt, gefihrt und tbermittelt
werden. Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bun-
des oder der Lander als Verschlusssache VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH einge-
stuft sind, dirfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von § 335 Absatz 2a und § 335a
Absatz 4 des Handelsgesetzbuchs in Papierform Ubermittelt werden. Die fir die Handha-
bung von Verschlusssachen geltenden Geheimschutzvorschriften bleiben unberthrt.*
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Artikel 12

Weitere Anderung des Einfiilhrungsgesetzes zum Handelsgesetz-
buch zum 1. Januar 2036

Der ... [einsetzen: Abschnittbezeichnung aus Artikel 11] Abschnitt des Einfuhrungsge-
setzes zum Handelsgesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 11 gedndert worden ist, wird auf-
gehoben.

Artikel 13

Anderung der Zivilprozessordnung

Die Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2005
(BGBI. I S. 3202; 2006 | S. 431; 2007 | S. 1781), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 411) ge&ndert worden ist, wird wie folgt gean-
dert:

1. Inder Inhaltslibersicht wird nach der Angabe zu § 130d folgende Angabe eingefiigt:

,§ 130e Formfiktion®.
2. 8§ 130a wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Ubersetzungen® ein Komma und das Wort
»2Antrage“ eingeflgt.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird der Punkt am Satzende durch die Wérter ,sowie das Na-
here zur Verarbeitung von Daten der Postfachinhaber nach Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 4 und 5 in einem sicheren elektronischen Verzeichnis.” ersetzt.

c) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz angefugt:

,S0ll ein schriftlich einzureichender Antrag oder eine schriftlich einzureichende Er-
klarung einer Partei oder eines Dritten als elektronisches Dokument eingereicht
werden, so kann der unterschriebene Antrag oder die unterschriebene Erklarung
in ein elektronisches Dokument Uibertragen und durch den Bevollméachtigten, den
Vertreter oder den Beistand nach Satz 1 Gbermittelt werden.*

3. Nach § 130d wird folgender § 130e eingeflgt:

.8 130e
Formfiktion

Ist eine empfangsbedurftige Willenserklarung, die der schriftlichen oder der elekt-
ronischen Form bedarf, in einem vorbereitenden Schriftsatz enthalten, der als elektro-
nisches Dokument nach § 130a bei Gericht eingereicht und dem Empfanger zugestellt
oder mitgeteilt wurde, so gilt die Willenserklarung als in schriftlicher oder elektronischer
Form zugegangen. Dies gilt auch dann, wenn die Ersetzung der schriftlichen Form
durch die elektronische Form ausgeschlossen ist.”
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4. Dem § 298a werden die folgenden Absatze 3 und 4 angefugt:

»(3) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen jeweils fur ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar 2026 in
Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in elektroni-
scher Form weitergefiihrt werden. Die Zulassung der Weiterflhrung in elektronischer
Form kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren beschrankt werden; wird von dieser
Mdglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der Rechtsverordnung bestimmt werden, dass
durch Verwaltungsvorschrift, die 6ffentlich bekanntzumachen ist, geregelt wird, in wel-
chen Verfahren Akten in elektronischer Form weitergefuhrt werden. Die Rechtsverord-
nung der Bundesregierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Lan-
desregierungen kénnen die Ermachtigung durch Rechtsverordnung auf die zustandi-
gen obersten Landesbehdrden Gbertragen.

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates die fur die Ubermittlung elektronischer Akten zwischen Behoérden und Ge-
richten geltenden Standards bestimmen.®

Artikel 14

Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfihrung der Zivilpro-
zessordnung

§ 43 des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der Zivilprozessordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil lll, Gliederungsnummer 310-2, verdffentlichten bereinigten Fassung,
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 8. Oktober 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 272) ge-
andert worden ist, wird wie folgt gefasst:

.8 43

Ubergangsregelung zum Gesetz zur Einfiihrung der elektronischen Akte in der Justiz und
zur weiteren Foérderung des elektronischen Rechtsverkehrs; Verordnungsermachtigung

(1) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bun-
des oder der Lander als Verschlusssache héher als VS-NUR FUR DEN DIENSTGE-
BRAUCH eingestuft sind, diirfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den §§ 130a
bis 130d und 298a der Zivilprozessordnung in Papierform erstellt, geftihrt und Gbermittelt
werden. Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bun-
des oder der Lander als Verschlusssache VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH einge-
stuft sind, dirfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den 8§ 130a bis 130d und
298a der Zivilprozessordnung in Papierform Ubermittelt werden. Die fur die Handhabung
von Verschlusssachen geltenden Geheimschutzvorschriften bleiben unberidhrt.

(2) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen abweichend von § 298a
der Zivilprozessordnung jeweils fur ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen,
dass Akten, die elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum
31. Dezember 2025 in Papierform weitergefiihrt werden. Die Zulassung der Weiterfiihrung
in Papierform kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren beschrankt werden; wird von die-
ser Moglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der Rechtsverordnung bestimmt werden, dass
durch Verwaltungsvorschrift, die offentlich bekanntzumachen ist, geregelt wird, in welchen
Verfahren Akten in elektronischer Form weitergefihrt werden. Die Rechtsverordnung der
Bundesregierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Landesregierungen
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kénnen die Erméchtigung durch Rechtsverordnung auf die zustéandigen obersten Landes-
behdrden tbertragen.”

Artikel 15

Weitere Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfilhrung der
Zivilprozessordnung zum 1. Januar 2026

§ 43 des Gesetzes, betreffend die Einfuhrung der Zivilprozessordnung, das zuletzt
durch Artikel 14 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.

2. Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 16

Weitere Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der
Zivilprozessordnung zum 1. Januar 2036

§ 43 des Gesetzes, betreffend die Einfuhrung der Zivilprozessordnung, das zuletzt
durch Artikel 15 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 17

Anderung des Gesetzes liber das Verfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

Das Gesetz Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2586, 2587), das zuletzt
durch Artikel 34 Absatz 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 411)
geadndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. § 14 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort ,Ubersetzungen® ein Komma und das Wort
»2Antrage“ eingeflgt.

b) Absatz 4 Satz 5 wird aufgehoben.

c) In Absatz 4a Satz 3 werden die Worter ,oder in Verfahren gemaf § 151 Nummer 4
und 8§ 271 ab einem bestimmten Stichtag in elektronischer Form* gestrichen.

d) Die folgenden Abséatze 6 bis 9 werden angefiigt:
»(6) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen jeweils fr ihren

Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar
2026 in Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis
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in elektronischer Form weitergefuihrt werden. Die Zulassung der Weiterfiihrung in
elektronischer Form kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren beschréankt wer-
den; wird von dieser Mdglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der Rechtsverord-
nung bestimmt werden, dass durch Verwaltungsvorschrift, die 6ffentlich bekannt-
zumachen ist, geregelt wird, in welchen Verfahren Akten in elektronischer Form
weitergefuhrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf nicht
der Zustimmung des Bundesrates. Die Erméchtigung kann durch Rechtsverord-
nung auf die jeweils zustdndige oberste Landesbehdrde libertragen werden.

(7) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen
des Bundes oder der Lander als Verschlusssache hoher als VS-NUR FUR DEN
DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, durfen bis zum 31. Dezember 2035 in Pa-
pierform erstellt, gefuhrt und Ubermittelt werden. Dokumente und Aktenteile, die
nach den Verschlusssachenanweisungen des Bundes oder der Lander als Ver-
schlusssache VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, diirfen bis
zum 31. Dezember 2035 in Papierform tbermittelt werden. Die fur die Handha-
bung von Verschlusssachen geltenden Geheimschutzvorschriften bleiben unbe-
rahrt.

(8) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen jeweils flir ihren
Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die elektronisch ange-
legt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum 31. Dezember 2025 in Papier-
form weitergefiihrt werden. Die Zulassung der Weiterflihrung in Papierform kann
auf einzelne Gerichte oder Verfahren beschrankt werden; wird von dieser Moglich-
keit Gebrauch gemacht, kann in der Rechtsverordnung bestimmt werden, dass
durch Verwaltungsvorschrift, die 6ffentlich bekanntzumachen ist, geregelt wird, in
welchen Verfahren Akten in elektronischer Form weitergefiihrt werden. Die
Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf nicht der Zustimmung des Bun-
desrates. Die Erméachtigung kann durch Rechtsverordnung auf die auf die jeweils
zustandige oberste Landesbehdrde tbertragen werden.

(9) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates die fiir die Ubermittlung elektronischer Akten zwischen Behdrden und
Gerichten geltenden Standards bestimmen.”

2. 8§41 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Der Beschluss wird den Beteiligten in beglaubigter Abschrift bekannt gegeben; Aus-
fertigungen werden nur auf Antrag und nur in Papierform erteilt.”

Artikel 18

Weitere Anderung des Gesetzes uiber das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit zum 1. Januar 2026

8§ 14 Absatz 8 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Ange-
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, das zuletzt durch Artikel 17 dieses Gesetzes
geandert worden ist, wird aufgehoben.
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1.

Artikel 19

Weitere Anderung des Gesetzes liber das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-

keit zum 1. Januar 2036

§ 14 Absatz 7 des Gesetzes uber das Verfahren in Familiensachen und in den Ange-
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, das zuletzt durch Artikel 18 dieses Gesetzes
geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 20

Anderung des Gesetzes uber die internationale Rechtshilfe in

Strafsachen

Das Gesetz Uber die internationale Rechtshilfe in Strafsachen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1994 (BGBI. | S. 1537), das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 19. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2632) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

In § 77a Absatz 7 Satz 1 werden die Worter ,8 32a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 5*

durch die Worter ,§ 32a Absatz 3 und 4 Satz 1 Nummer 1 bis 5 und die Worter ,sowie
497 der Strafprozessordnung” durch die Worter ,und 497 der Strafprozessordnung so-
wie § 15 Absatz 1 des Einfihrungsgesetzes zur Strafprozessordnung® ersetzt.

a)

b)

§ 77b wird wie folgt geéndert:

Der Wortlaut wird Absatz 1 und wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,und flr Verbrau-
cherschutz” gestrichen.

bb) Die Satze 2 bis 4 werden aufgehoben.
Die folgenden Abséatze 2 und 3 werden angefligt:

»(2) Das Bundesministerium der Justiz und die Landesregierungen kdnnen je-
weils fur ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen,

1. dass Akten, die vor dem in Absatz 1 Nummer 3 bezeichneten Zeitpunkt in Pa-
pierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in
elektronischer Form weitergefuhrt werden und

2. dass Akten, die elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis
in Papierform weitergefiihrt werden.

(3) Die elektronische Aktenfiihrung nach § 77a Absatz 4 sowie die Zulassung
der Weiterfuihrung in elektronischer beziehungsweise Papierform kdnnen jeweils
auf einzelne Gerichte oder Behdrden oder auf allgemein bestimmte Verfahren oder
Verfahrensabschnitte beschrankt werden; wird von dieser Moglichkeit Gebrauch
gemacht, kann in der Rechtsverordnung bestimmt werden, dass durch Verwal-
tungsvorschrift, die offentlich bekanntzumachen ist, geregelt wird, in welchen Ver-
fahren oder Verfahrensabschnitten die Akten elektronisch gefuihrt werden oder
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gefuhrt werden kdnnen und in welchen Verfahren oder Verfahrensabschnitten die
Akten in elektronischer beziehungsweise Papierform weitergefiihrt werden. Die
Rechtsverordnung des Bundesministeriums der Justiz bedarf nicht der Zustim-
mung des Bundesrates. Die Landesregierungen kénnen die Erméachtigung durch
Rechtsverordnung auf die Landesjustizverwaltungen Ubertragen. Die Zulassung
der elektronischen Ubermittlung nach § 77a Absatz 1 kann auf einzelne Gerichte
und Behoérden sowie auf einzelne Verfahren oder Verfahrensabschnitte beschrankt
werden.*

Artikel 21

Weitere Anderung des Gesetzes Uber die internationale Rechts-
hilfe in Strafsachen zum 1. Januar 2036

In § 77a Absatz 7 Satz 1 des Gesetzes Uber die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen, das zuletzt durch Artikel 20 dieses Gesetzes geandert worden ist, werden die Worter
»und 497 der Strafprozessordnung sowie § 15 Absatz 1 des Einflihrungsgesetzes zur Straf-
prozessordnung”“ durch die Woérter ,sowie § 497 der Strafprozessordnung” ersetzt.

Artikel 22

Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes

Das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979
(BGBI. | S. 853, 1036), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 8. Oktober 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 272) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. 8 46c wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Ubersetzungen® ein Komma und das Wort
~LAntrage“ eingeflgt.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird der Punkt am Satzende durch die Woérter ,sowie das Na-
here zur Verarbeitung von Daten der Postfachinhaber nach Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 4 und 5 in einem sicheren elektronischen Verzeichnis.” ersetzt.

c) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz angeflugt:

,S0ll ein schriftlich einzureichender Antrag oder eine schriftlich einzureichende Er-
klarung einer Partei oder eines Dritten als elektronisches Dokument eingereicht
werden, so kann der unterschriebene Antrag oder die unterschriebene Erklarung
in ein elektronisches Dokument Ubertragen und durch den Bevollméchtigten, den
Vertreter oder den Beistand nach Satz 1 Ubermittelt werden.*

2. Dem § 46e werden die folgenden Absétze 3 und 4 angefigt:

»(3) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen jeweils fur ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar 2026 in
Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in elektroni-
scher Form weitergefiihrt werden. Die Zulassung der Weiterfiilhrung in elektronischer
Form kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren beschrankt werden; wird von dieser
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Moglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der Rechtsverordnung bestimmt werden, dass
durch Verwaltungsvorschrift, die dffentlich bekanntzumachen ist, geregelt wird, in wel-
chen Verfahren Akten in elektronischer Form weitergefiihrt werden. Die Rechtsverord-
nung der Bundesregierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Lan-
desregierungen kdnnen die Erméachtigung durch Rechtsverordnung auf die fur die Ar-
beitsgerichtsbarkeit zustéandigen obersten Landesbehdrden tbertragen.

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates die fur die Ubermittlung elektronischer Akten zwischen Behérden und Ge-
richten geltenden Standards bestimmen.®

3. Nach § 469 wird folgender § 46h eingeflgt:

»S 46h
Formfiktion

Ist eine empfangsbedurftige Willenserklarung, die der schriftlichen oder der elekt-
ronischen Form bedarf, in einem vorbereitenden Schriftsatz enthalten, der als elektro-
nisches Dokument nach 8§ 46¢ bei Gericht eingereicht und dem Empféanger zugestellt
oder mitgeteilt wurde, so gilt die Willenserklarung als in schriftlicher oder elektronischer
Form zugegangen. Dies gilt auch dann, wenn die Ersetzung der schriftlichen Form
durch die elektronische Form ausgeschlossen ist.”

4. § 112 wird wie folgt geandert:

a) Der Uberschrift werden ein Semikolon und das Wort ,Verordnungsermachtigung*
angeflgt.

b) Die folgenden Absatze 3 und 4 werden angefigt:

»(3) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen
des Bundes oder der Lander als Verschlusssache hoher als VS-NUR FUR DEN
DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, dirfen abweichend von den 88 46c¢ bis 46f
bis zum 31. Dezember 2035 in Papierform erstellt, gefiihrt und Gbermittelt werden.
Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bun-
des oder der Lander als Verschlusssache VS-NUR FUR DEN DIENSTGE-
BRAUCH eingestuft sind, durfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den
88 46¢ bis 46f in Papierform Ubermittelt werden. Die fir die Handhabung von Ver-
schlusssachen geltenden Geheimschutzvorschriften bleiben unberthrt.

(4) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen abweichend
von § 46e jeweils fur ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Ak-
ten, die elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum
31. Dezember 2025 in Papierform weitergefiihrt werden. Die Zulassung der Wei-
terfihrung in Papierform kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren beschrankt
werden; wird von dieser Mdglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der Rechtsver-
ordnung bestimmt werden, dass durch Verwaltungsvorschrift, die 6ffentlich be-
kanntzumachen ist, geregelt wird, in welchen Verfahren Akten in elektronischer
Form weitergefuhrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf
nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Landesregierungen kénnen die Er-
machtigung durch Rechtsverordnung auf die fur die Arbeitsgerichtsbarkeit zustan-
digen obersten Landesbehorden tbertragen.”
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Artikel 23

Weitere Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar
2026

§ 112 des Arbeitsgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 22 dieses Gesetzes gean-
dert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In der Uberschrift werden das Semikolon und das Wort ,Verordnungserméachtigung®
gestrichen.

2. §112 Absatz 4 wird aufgehoben.

Artikel 24

Weitere Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar
2036

8§ 112 Absatz 3 des Arbeitsgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 23 dieses Ge-
setzes geéandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 25

Anderung des Sozialgerichtsgesetzes

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
1975 (BGBI. | S. 2535), das zuletzt durch Artikel 16a des Gesetzes vom 22. Dezember
2023 (BGBI. 2023 | Nr. 408) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 816 Absatz 5 werden nach den Wértern ,des Handelsgesetzbuchs® die Woérter ,in
der bis zum 24. April 2013 geltenden Fassung“ eingefigt.

2. 8§ 65a wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Ubersetzungen® ein Komma und das Wort
~LAntrage“ eingefiigt.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird der Punkt am Satzende durch die Worter ,sowie das Na-
here zur Verarbeitung von Daten der Postfachinhaber nach Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 4 und 5 in einem sicheren elektronischen Verzeichnis.” ersetzt.

c) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz angeflgt:

,S0ll ein schriftlich einzureichender Antrag oder eine schriftlich einzureichende Er-
klarung eines Beteiligten oder eines Dritten als elektronisches Dokument einge-
reicht werden, so kann der unterschriebene Antrag oder die unterschriebene Er-
klarung in ein elektronisches Dokument Ubertragen und durch den Bevollméachtig-
ten, den Vertreter oder den Beistand nach Satz 1 Gbermittelt werden.*
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3.

8 65b wird wie folgt geéndert:
a) Nach Absatz 1a wird der folgende Absatz 1b eingeflgt:

»(1b) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen jeweils fur ihren
Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar
2026 in Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis
in elektronischer Form weitergefuhrt werden. Die Zulassung der Weiterfiihrung in
elektronischer Form kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren beschrankt wer-
den; wird von dieser Moglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der Rechtsverord-
nung bestimmt werden, dass durch Verwaltungsvorschrift, die 6ffentlich bekannt-
zumachen ist, geregelt wird, in welchen Verfahren Akten in elektronischer Form
weitergefuhrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf nicht
der Zustimmung des Bundesrates. Die Erméachtigung kann durch Rechtsverord-
nung auf die zustdndige oberste Bundesbehoérde oder auf die fur die Sozialge-
richtsbarkeit zustandigen obersten Landesbehdrden Ubertragen werden.”

b) Der folgende Absatz 7 wird angefiigt:

»,(7) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates die fir die Ubermittlung elektronischer Akten zwischen Behdrden und
Gerichten geltenden Standards bestimmen.*

§ 211 wird wie folgt gefasst:

,§ 211

(1) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des
Bundes oder der Lander als Verschlusssache hoher als VS-NUR FUR DEN DIENST-
GEBRAUCH eingestuft sind, dirfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den
88 65a bis 65d in Papierform erstellt, geflihrt und Gbermittelt werden. Dokumente und
Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bundes oder der Lander
als Verschlusssache VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, diirfen
bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den 88 65a bis 65d in Papierform tber-
mittelt werden. Die fir die Handhabung von Verschlusssachen geltenden Geheim-
schutzvorschriften bleiben unberthrt.

(2) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen abweichend von
8 65b jeweils flr ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die
elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum 31. Dezember
2025 in Papierform weitergefuihrt werden. Die Zulassung der Weiterfiihrung in Papier-
form kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren beschrankt werden; wird von dieser
Maoglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der Rechtsverordnung bestimmt werden, dass
durch Verwaltungsvorschrift, die 6ffentlich bekanntzumachen ist, geregelt wird, in wel-
chen Verfahren Akten in elektronischer Form weitergefiihrt werden. Die Rechtsverord-
nung der Bundesregierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Er-
machtigung kann durch Rechtsverordnung auf die zustandige oberste Bundesbehdrde
oder auf die fur die Sozialgerichtsbarkeit zustandigen obersten Landesbehérden tber-
tragen werden.“
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Artikel 26

Weitere Anderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026

§ 211 des Sozialgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 25 dieses Gesetzes gean-
dert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.

2. Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 27

Weitere Anderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036

§ 211 des Sozialgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 26 dieses Gesetzes geéan-
dert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 28

Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung

Die Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Méarz
1991 (BGBI. | S. 686), die zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 409) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. 8§ 55a wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Ubersetzungen® ein Komma und das Wort
~Antrage“ eingeflgt.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird der Punkt am Satzende durch die Worter ,sowie das Na-
here zur Verarbeitung von Daten der Postfachinhaber nach Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 4 und 5 in einem sicheren elektronischen Verzeichnis.“ ersetzt.

c) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz angeflgt:

,S0ll ein schriftlich einzureichender Antrag oder eine schriftlich einzureichende Er-
klarung eines Beteiligten oder eines Dritten als elektronisches Dokument einge-
reicht werden, so kann der unterschriebene Antrag oder die unterschriebene Er-
klarung in ein elektronisches Dokument Ubertragen und durch den Bevollmachtig-
ten, den Vertreter oder den Beistand nach Satz 1 Ubermittelt werden.*

2. §55b wird wie folgt ge&ndert:
a) Nach Absatz 1a wird der folgende Absatz 1b eingeflgt:
»(1b) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen jeweils fur ihren

Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar
2026 in Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis
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in elektronischer Form weitergefiihrt werden. Die Zulassung der Weiterfiihrung in
elektronischer Form kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren beschrankt wer-
den; wird von dieser Mdglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der Rechtsverord-
nung bestimmt werden, dass durch Verwaltungsvorschrift, die 6ffentlich bekannt-
zumachen ist, geregelt wird, in welchen Verfahren Akten in elektronischer Form
weitergefuhrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf nicht
der Zustimmung des Bundesrates. Die Erméachtigung kann durch Rechtsverord-
nung auf die zustéandige oberste Bundesbehdrde oder auf die fir die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zustadndigen obersten Landesbehdrden Ubertragen werden.*

b) Der folgende Absatz 7 wird angefugt:

»(7) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates die fiir die Ubermittlung elektronischer Akten zwischen Behorden und
Gerichten geltenden Standards bestimmen.*

8 177 wird wie folgt gefasst:

.8 177

(1) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des
Bundes oder der Lander als Verschlusssache hoher als VS-NUR FUR DEN DIENST-
GEBRAUCH eingestuft sind, dirfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den
88 55a bis 55d in Papierform erstellt, gefihrt und Gbermittelt werden. Dokumente und
Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bundes oder der Lander
als Verschlusssache VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, diirfen
bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den 88 55a bis 55d in Papierform tber-
mittelt werden. Die fir die Handhabung von Verschlusssachen geltenden Geheim-
schutzvorschriften bleiben unberiihrt.

(2) Die Bundesregierung und die Landesregierungen konnen abweichend von
8§ 55b jeweils fur ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die
elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum 31. Dezember
2025 in Papierform weitergefiihrt werden. Die Zulassung der Weiterfiihrung in Papier-
form kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren beschrankt werden; wird von dieser
Mdoglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der Rechtsverordnung bestimmt werden, dass
durch Verwaltungsvorschrift, die dffentlich bekanntzumachen ist, geregelt wird, in wel-
chen Verfahren Akten in elektronischer Form weitergefiihrt werden. Die Rechtsverord-
nung der Bundesregierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Er-
machtigung kann durch Rechtsverordnung auf die zustandige oberste Bundesbehérde
oder auf die fur die Verwaltungsgerichtsbarkeit zustéandigen obersten Landesbehérden
Ubertragen werden.®

Artikel 29

Weitere Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Ja-

nuar 2026

§ 177 der Verwaltungsgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 28 dieses Gesetzes

geadndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.



2.

1.

-21 - Drucksache 126/24

Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 30

Weitere Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Ja-

nuar 2036

§ 177 der Verwaltungsgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 29 dieses Gesetzes
geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 31

Anderung der Finanzgerichtsordnung

Die Finanzgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Marz 2001
(BGBI. | S. 442, 2262; 2002 | S. 679), die zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 22.
Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 411) ge&ndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

§ 52a wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Ubersetzungen® ein Komma und das Wort
LAntrage® eingefligt.

In Absatz 2 Satz 2 wird der Punkt am Satzende durch die Worter ,sowie das Na-
here zur Verarbeitung von Daten der Postfachinhaber nach Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 4 und 5 in einem sicheren elektronischen Verzeichnis.“ ersetzt.

Dem Absatz 3 wird der folgende Satz angefiigt:

,S0ll ein schriftlich einzureichender Antrag oder eine schriftlich einzureichende Er-
klarung eines Beteiligten oder eines Dritten als elektronisches Dokument einge-
reicht werden, so kann der unterschriebene Antrag oder die unterschriebene Er-
klarung in ein elektronisches Dokument Ubertragen und durch den Bevollméachtig-
ten, den Vertreter oder den Beistand nach Satz 1 Gbermittelt werden.”

§ 52b wird wie folgt ge&ndert:

a)

Nach Absatz 1a wird der folgende Absatz 1b eingefugt:

»(1b) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen jeweils fur ihren
Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar
2026 in Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis
in elektronischer Form weitergefuhrt werden. Die Zulassung der Weiterfihrung in
elektronischer Form kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren beschrankt wer-
den; wird von dieser Moglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der Rechtsverord-
nung bestimmt werden, dass durch Verwaltungsvorschrift, die 6ffentlich bekannt-
zumachen ist, geregelt wird, in welchen Verfahren Akten in elektronischer Form
weitergefuhrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf nicht
der Zustimmung des Bundesrates. Die Erméachtigung kann durch Rechtsverord-
nung auf die zustandige oberste Bundesbehdrde oder auf die fir die Finanzge-
richtsbarkeit zustandigen obersten Landesbehdérden Ubertragen werden.”
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b) Der folgende Absatz 7 wird angefigt:

»,(7) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates die fir die Ubermittlung elektronischer Akten zwischen Behdrden und
Gerichten geltenden Standards bestimmen.*

3. 8§ 162 wird wie folgt gefasst:

,§ 162

(1) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des
Bundes oder der Lander als Verschlusssache hoher als VS-NUR FUR DEN DIENST-
GEBRAUCH eingestuft sind, durfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den
88 52a bis 52d in Papierform erstellt, geflhrt und Gbermittelt werden. Dokumente und
Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bundes oder der Lander
als Verschlusssache VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, dirfen
bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den 88 52a bis 52d in Papierform tber-
mittelt werden. Die fir die Handhabung von Verschlusssachen geltenden Geheim-
schutzvorschriften bleiben unberthrt.

(2) Die Bundesregierung und die Landesregierungen konnen abweichend von
8 52b jeweils flr ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die
elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum 31. Dezember
2025 in Papierform weitergefiihrt werden. Die Zulassung der Weiterfihrung in Papier-
form kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren beschrankt werden; wird von dieser
Mdglichkeit Gebrauch gemacht, kann in der Rechtsverordnung bestimmt werden, dass
durch Verwaltungsvorschrift, die 6ffentlich bekanntzumachen ist, geregelt wird, in wel-
chen Verfahren Akten in elektronischer Form weitergefiihrt werden. Die Rechtsverord-
nung der Bundesregierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Er-
machtigung kann durch Rechtsverordnung auf die zustandige oberste Bundesbehdrde
oder auf die fur die Finanzgerichtsbarkeit zustandigen obersten Landesbehérden tber-
tragen werden.”

Artikel 32

Weitere Anderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2026

§ 162 der Finanzgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 31 dieses Gesetzes geén-
dert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.

2. Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 33

Weitere Anderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2036

8 162 der Finanzgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 32 dieses Gesetzes geén-
dert worden ist, wird aufgehoben.



-23- Drucksache 126/24

Artikel 34

Anderung des Gerichtsverfassungsgesetzes

In § 191a Absatz 3 Satz 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBI. | S. 1077), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 25. Oktober 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 294) ge&ndert worden ist, werden nach den Wor-
tern ,8 130c der Zivilprozessordnung,“ die Worter .8 32c der Strafprozessordnung,” sowie
nach den Wortern ,8 52c der Finanzgerichtsordnung® ein Komma und die Worter ,§ 110b
des Gesetzes uber Ordnungswidrigkeiten® eingefugt.

Artikel 35

Anderung des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes

8 10 Absatz 1 Satz 1 des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Marz 2022 (BGBI. | S. 610), das zuletzt durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 14. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 365) geandert worden ist, wird wie folgt
gefasst:

,Der Rechtsanwalt kann die Vergutung nur aufgrund einer von ihm oder auf seine Veran-
lassung dem Auftraggeber mitgeteilten Berechnung fordern; die Berechnung bedarf der
Textform.*

Artikel 36

Anderung der Insolvenzordnung

Die Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBI. | S. 2866), die zuletzt durch Arti-
kel 34 Absatz 13 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 411) gedndert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. 85 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 5 wird wie folgt ge&ndert:
aa) Die Satze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

.Insolvenzverwalter haben ein elektronisches Glaubigerinformationssystem
vorzuhalten und darin jedem Insolvenzglaubiger, der eine Forderung ange-
meldet hat, alle Entscheidungen des Insolvenzgerichts, alle Rechtsmittelent-
scheidungen, alle an das Insolvenzgericht Gibersandten Berichte, welche nicht
ausschlie3lich die Forderungen anderer Glaubiger betreffen, und alle die ei-
genen Forderungen betreffenden Unterlagen unverztglich in einem géngigen
Dateiformat zum elektronischen Abruf zur Verfiigung zu stellen. Uber das
Glaubigerinformationssystem mussen auch die Dokumente zugénglich sein,
die dem Insolvenzglaubiger nach § 8 Absatz 3 zugestellt wurden; sie sind be-
sonders kenntlich zu machen.”

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingeflgt:



Drucksache 126/24 -24 -

,Dem Insolvenzgericht ist ein Zugang zur Ausubung der Aufsicht nach § 58 zu
gewdahren.”

b) Folgender Absatz 6 wird angeflgt:

,(6) Ist die Eigenverwaltung angeordnet, gilt Absatz 5 mit der Mal3gabe, dass
den Schuldner die Pflicht zur Verfugungstellung samtlicher in das System einzu-
stellender Informationen und Dokumente trifft; verfugt der Schuldner selbst nicht
Uber ein geeignetes System, so kann die Glaubigerinformation Gber ein vom Sach-
walter gefuhrtes System bewerkstelligt werden.”

2. 88 Absatz 3 wird wie folgt geandert:
a) Nach Satz 2 wird der folgende Satz eingeflgt:

,Die Zustellung kann auch elektronisch nach Malgabe des § 173 der Zivilprozess-
ordnung erfolgen.*

b) Der folgende Satz wird angefiigt:

,Im Fall des Satzes 3 hat er die Zustellnachweise zu den Akten zu nehmen und
einen Vermerk Uber die erfolgte Zustellung mit dem Zeitpunkt der Absendung und
mit der genutzten Adresse des Zustellungsadressaten unverziiglich zu den Ge-
richtsakten zu reichen.*

3. Dem § 28 wird der folgende Absatz 4 angeflgt:

,(4) Der Eroffnungsbeschluss hat den Hinweis darauf zu enthalten, dass Glaubi-
ger, die elektronische Dokumente (iber sichere elektronische Ubermittlungswege
(8 130a der Zivilprozessordnung) empfangen kénnen, unter Angabe des (ber einen
solchen Weg erreichbaren Postfachs ihre Zustimmung zu elektronischen Zustellungen
erklaren kdnnen; die Mdglichkeit der elektronischen Zustellung an die in § 173 Absatz 2
der Zivilprozessordnung Genannten bleibt unberthrt.”

4. 8§ 174 Absatz 4 wird wie folgt geandert:
a) Satz 1 wird durch die folgenden Satze ersetzt:
,Die Anmeldung kann durch Ubermittlung eines elektronischen Dolfuments erfol-
gen; der Insolvenzverwalter kann einen gangigen elektronischen Ubermittlungs-
weg sowie ein gangiges Dateiformat vorgeben. Der Insolvenzverwalter muss da-

neben einen sicheren Ubermittlungsweg im Sinne des § 130a der Zivilprozessord-
nung fur die Ubermittlung anbieten.*

b) Im neuen Satz 3 werden die Worter ,in diesem Fall* durch die Worter ,in diesen
Fallen* ersetzt.

Artikel 37

Anderung des Einfuhrungsgesetzes zur Insolvenzordnung

Nach Artikel 103m des Einfuhrungsgesetzes zur Insolvenzordnung vom 5. Oktober
1994 (BGBI. | S. 2911), das zuletzt durch Artikel 36 des Gesetzes vom 10. August 2021
(BGBI. I S. 3436) geandert worden ist, wird der folgende Artikel 103n eingeflgt:
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LJArtikel 103n

Uberleitungsvorschrift zum Gesetz zur weiteren Digitalisierung der
Justiz

(1) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 17. Juli 2024 eréffnet worden sind, sind § 5
Absatz 5 und 8 8 Absatz 3 der Insolvenzordnung in der bis dahin geltenden Fassung weiter
anzuwenden. 8 5 Absatz 6 und § 28 Absatz 4 der Insolvenzordnung sind auf diese Verfah-
ren nicht anzuwenden.

(2) 8174 Absatz 4 Satz 1 und 2 der Insolvenzordnung in der ab dem 17. Juli 2024
geltenden Fassung ist auch auf solche Insolvenzverfahren anzuwenden, die vor dem 17.
Juli 2024 er6ffnet worden sind.”

Artikel 38

Anderung des Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturie-
rungsgesetzes

Das Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz vom 22. Dezember
2020 (BGBI. | S. 3256), das zuletzt durch Artikel 34 Absatz 14 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 411) ge&ndert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 820 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort ,erfolgt® ein Komma und die Wérter
,sofern keine Formerleichterung vereinbart ist,” eingefiigt.

2. 8§21 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
»8 20 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.”

3. In 8 41 Absatz 3 werden die Woérter ,194 der Zivilprozessordnung® durch die Woérter
,195 der Zivilprozessordnung; 8§ 173 der Zivilprozessordnung bleibt unberihrt.“ ersetzt.

4. 8§ 45 wird wie folgt geandert:
a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angeflgt:

,S0ll auf die Zustellung des vollstadndigen Restrukturierungsplans und der Anlagen
verzichtet werden, hat der Antrag Angaben dazu zu enthalten, wie der elektroni-
sche Zugang zu diesen Dokumenten sichergestellt wird; insbesondere sind die den
Betroffenen bereitzustellenden Zugangsdaten mitzuteilen.”

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefugt:

»(3a) Auf die Beifligung des vollstandigen Restrukturierungsplans nebst Anla-
gen gemalR Absatz 3 Satz 2 kann verzichtet werden, wenn der Schuldner den
elektronischen Zugriff auf diese Dokumente gewdhrleistet und der Geladene an-
hand der in der Ladung enthaltenen Zugangsdaten auf die Dokumente zugreifen
kann. Liegt ein wichtiger Grund vor, kann der Geladene die Ubermittlung der
schriftlichen Dokumente verlangen.*

5. 884 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
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»2Auf Antrag des Schuldners stellt das Gericht in einem Beschluss seine internationale
Zustandigkeit und die Art des Verfahrens fest.*

6. § 85 wird wie folgt gefasst:

»§ 85
Besondere Bestimmungen

(1) Offentlich bekannt zu machen sind die in Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 2015/848 genannten Angaben.

(2) Des Weiteren sind 6ffentlich bekannt zu machen:
1. Ortund Zeit gerichtlicher Termine,
2. die Bestellung eines Restrukturierungsbeauftragten,
3. die Entscheidungen des Restrukturierungsgerichts nach § 37 Absatz 1 und 2,

4. die Stabilisierungsanordnung nach § 49 Absatz 1, wenn sich diese gegen die Ge-
samtheit der Glaubiger richtet; wurde eine Stabilisierungsanordnung 6ffentlich be-
kannt gemacht, ist auch deren Aufhebung nach § 59 Absatz 1 oder Absatz 2 oder
deren Beendigung nach 8 59 Absatz 4 offentlich bekannt zu machen,

5. die sonstigen Entscheidungen des Restrukturierungsgerichts nach § 72 Absatz 4
sowie nach § 81 Absatz 4 und 6, § 82 Absatz 1 und § 93 Absatz 4, jedoch ohne
festgesetzte Stundensatze, ohne Honorar- und Vergutungsbetrage sowie ohne die
Hohe der Auslagen,

6. der Verlust der Wirkungen der Anzeige gemaf § 31 Absatz 4.

(3) Sobald eine Entscheidung, die eine von dem Restrukturierungsgericht éffent-
lich bekannt gemachte Entscheidung aufhebt oder abandert, Rechtskraft erlangt hat,
hat das Restrukturierungsgericht auch die Aufhebung oder Abénderung der Entschei-
dung offentlich bekannt zu machen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn das Beschwerde-
gericht geman § 66 Absatz 4 die aufschiebende Wirkung der Beschwerde gegen die
Bestatigung des Restrukturierungsplans anordnet.

(4) Erfolgen offentliche Bekanntmachungen nach den Absatzen 1 und 2, so ist
eine Zustellung von Ladungen zu Terminen gegeniber Aktionaren, Kommanditaktio-
naren und Inhabern von Schuldverschreibungen nicht erforderlich. Unterbleibt die Zu-
stellung von Ladungen nach 8 45 Absatz 3, sind jedem Planbetroffenen auf dessen
Verlangen die Ladung sowie der vollstdndige Restrukturierungsplan nebst Anlagen
elektronisch zuzuleiten oder elektronisch zuganglich zu machen. Handelt es sich bei
dem Schuldner um eine bdrsennotierte Aktiengesellschaft, so ist § 121 Absatz 4a des
Aktiengesetzes entsprechend anzuwenden.

(5) In den Fallen des Absatzes 2 Nummer 5 sind die vollstdndigen Beschlisse
und Entscheidungen nach 8§ 81 Absatz 4 und 6, § 82 Absatz 1 und 8§ 93 Absatz 4 in der
Geschéftsstelle des Restrukturierungsgerichts zur Einsichtnahme auszulegen. In der
Bekanntmachung ist auf die Méglichkeit der Einsichtnahme hinzuweisen.”

7. In 886 Absatz1l Satz1 wird nach dem Wort ,Internet® die amtliche Fuf3note ,*)
www.restrukturierungsbekanntmachung.de® eingefiigt.
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Artikel 39

Anderung der Strafaktenibermittlungsverordnung

Die StrafaktenUbermittiungsverordnung vom 14. April 2020 (BGBI. | S. 799) wird wie
folgt ge&ndert:

1. 85 wird wie folgt geéndert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Der folgende Absatz 2 wird angefuigt:

»(2) Konnen die nach 8 5 Absatz 1 Nummer 3 der Elektronischer-Rechtsver-
kehr-Verordnung bekanntgemachten Hochstgrenzen fur die Anzahl oder das Vo-
lumen elektronischer Dokumente nicht eingehalten werden, so ist die Ubermittlung
der Akte auch auf einem physischen Datentrdger nach § 6 Absatz 1 Nummer 2

zulassig.”

2. In 8 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,Satz 1 gestrichen.

Artikel 40

Anderung der Dokumentenerstellungs- und -lbermittlungsver-
ordnung

8 6 der Dokumentenerstellungs- und -Gbermittlungsverordnung vom 28. Februar 2020
(BGBI. | S. 244), die durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2099)
geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Der Wortlaut wird Absatz 1.
2. Der folgende Absatz 2 wird angefugt:
,(2) Konnen die nach § 5 Absatz 1 Nummer 3 der Elektronischer-Rechtsverkehr-

Verordnung bekanntgemachten Héchstgrenzen fiir die Anzahl oder das Volumen elekt-

ronischer Dokumente nicht eingehalten werden, so ist die Ubermittlung auch auf einem
physischen Datentréager nach § 7 Absatz 1 Nummer 3 zulassig.”

Artikel 41

Anderung der BuRgeldakteniibermittlungsverordnung

Die Bu3geldaktenubermittlungsverordnung vom 6. April 2020 (BGBI. | S. 765) wird wie
folgt gedndert:

1. 8§ 5 wird wie folgt geandert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
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2.

1.

1.

2.

b)

Der folgende Absatz 2 wird angefugt:

»(2) Konnen die nach 8§ 5 Absatz 1 Nummer 3 der Elektronischer-Rechtsver-
kehr-Verordnung bekanntgemachten Hochstgrenzen fir die Anzahl oder das Vo-
lumen elektronischer Dokumente nicht eingehalten werden, so ist die Ubermittlung
der Akte auch auf einem physischen Datentrdger nach § 6 Absatz 1 Nummer 2
zulassig.”

In 8 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,Satz 1 gestrichen.

Artikel 42

Anderung der Strafvollzugsgerichtsaktenibermittlungsverord-

nung

Die Strafvollzugsgerichtsaktentbermittiungsverordnung vom 3. Marz 2020 (BGBI. |
S. 410) wird wie folgt geandert:

8 5 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Der Wortlaut wird Absatz 1.
Der folgende Absatz 2 wird angeflgt:

»(2) Konnen die nach 8 5 Absatz 1 Nummer 3 der Elektronischer-Rechtsver-
kehr-Verordnung bekanntgemachten Hoéchstgrenzen fiir die Anzahl oder das Vo-
lumen elektronischer Dokumente nicht eingehalten werden, so ist die Ubermittlung
der Akte auch auf einem physischen Datentrdger nach 8§ 6 Absatz 1 Nummer 2
zulassig.”

In 8 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,Satz 1“ gestrichen.

Artikel 43

Anderung der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung

Die Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung vom 24. November 2017 (BGBI. |
S. 3803), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607)
geadndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

In 8 2 Absatz 1 Satz 3 wird das Wort ,mussen“ durch das Wort ,sollen ersetzt.

§ 10 Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Nummer 1 werden nach dem Wort ,Notarpostfachs“ ein Komma und die Worter
.eines besonderen elektronischen Steuerberaterpostfachs” eingefigt.

In Nummer 2 werden nach dem Wort ,Notarpostfacher” ein Komma und die Warter
.besonderer elektronischer Steuerberaterpostfacher® eingefiigt.
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In 8 11 Absatz 3 Nummer 3 werden die Worter ,,das Uber Dienste validierbar ist, die
Uber das Internet erreichbar sind” gestrichen.

§ 13 wird wie folgt geédndert:

a) In Absatz 1 Nummer 2 werden nach den Woértern ,§ 11 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1
oder 2“ die Worter ,oder fur Nutzer des Organisationskontos im Sinne des § 2 Ab-
satz 5 Satz 4 des Onlinezugangsgesetzes durch ein nach § 87a Absatz 6 der Ab-
gabenordnung in der Steuerverwaltung eingesetztes sicheres Verfahren® einge-
fugt.

b) Der folgende Absatz 3 wird angefiigt:

»(3) Der Nutzer des Postfach- und Versanddienstes ist in ein sicheres elektro-
nisches Verzeichnis einzutragen, soweit dies zum Betrieb des jeweiligen Postfach-
und Versanddienstes erforderlich ist. In diesem Fall gilt 8§ 10 Absatz 2 Nummer 1
und 2 entsprechend. Der Nutzer kann jederzeit die Loschung des Postfach- und
Versanddienstes veranlassen.*

Nach § 13 wird der folgende § 13a eingeflgt:

»8 13a
Datenverarbeitung

(1) Zur Auffindbarkeit und Adressierung eines Postfachinhabers durfen folgende
personenbezogene Daten im sicheren elektronischen Verzeichnis (§ 10 Absatz 1 Num-
mer 3 und § 13 Absatz 3 Satz 1) gespeichert und aus dem Verzeichnis abgerufen wer-
den:
1. Dbei einer naturlichen Person:

a) Vor- und Nachname,

b) Anschrift,

c) Staat,

d) Nutzer-ID,

e) Verschlisselungszertifikat;
2. Dbei einer juristischen Person:

a) Name,

b) Anschrift des Sitzes,

c) Staat,

d) Nutzer-ID,

e) Verschlisselungszertifikat.

(2) Fur die Verarbeitung personenbezogener Daten im sicheren elektronischen
Verzeichnis verantwortlich nach Artikel 4 Nummer 7 der Verordnung (EU) 2016/679
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des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz naturli-
cher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI.
L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 314 vom 22.11.2016, S. 72, L 127 vom 23.5.2018, S. 2, L
74 vom 4.3.2021, S. 35) sind die Stellen, in deren Auftrag das sichere elektronische
Verzeichnis betrieben wird.*

Artikel 44

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Abséatze 2 bis 5 am Tag hach der Verkindung
in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 9 tritt am ...[einsetzen: Datum ein Kalenderjahr nach der Ver-
kindung] in Kraft.

(3) Die Artikel 1 Nummer 3, Artikel 3, 6, 8 Nummer 4, Artikel 9, 15, 18, 23, 26, 29 und
32 treten am 1. Januar 2026 in Kraft.

(4) Die Artikel 4, 7, 10, 12, 16, 19, 21, 24, 27, 30 und 33 treten am 1. Januar 2036 in
Kraft.

(5) Die Artikel 36 bis 38 treten am 17. Juli 2024 in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Justiz wurde in den vergangenen Jahren sowohl mit Blick auf die Anforderungen der
Digitalisierung als auch mit Blick auf die Erfordernisse der Praxis umfassend reformiert (ver-
gleiche etwa fir das Strafverfahren allein aus der 19. Legislaturperiode das Gesetz zur
Modernisierung des Strafverfahrens vom 10. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2121) sowie das
Gesetz zur Fortentwicklung der Strafprozessordnung und zur Anderung weiterer Vorschrif-
ten vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2099); fur das Zivilverfahren das Gesetz zum Ausbau
des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur Anderung weiterer Vorschrif-
ten vom 5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607)). Das Gesetz zur Einfihrung der elektronischen
Akte in der Justiz und zur weiteren Forderung des elektronischen Rechtsverkehrs vom 5.
Juli 2017 (BGBI. | S. 2208) begrindet eine Pflicht zur Einfuhrung der elektronischen Akte
in der Justiz zum 1. Januar 2026. Derzeit wird die elektronische Akte in den verschiedenen
Verfahrensordnungen in den Landern und im Bund pilotiert.

Der derzeit bestehende Reformbedarf knlipft hieran an. Durch Rechtsanpassungen im Be-
reich des elektronischen Rechtsverkehrs und der elektronischen Aktenfiihrung sollen bei
der Pilotierung festgestellte Probleme behoben und die bereits fortgeschrittene Digitalisie-
rung in der Justiz in allen Verfahrensordnungen weiter geférdert werden. Im Strafverfah-
rensrecht sollen zudem Erleichterungen bei der Strafantragstellung und weiteren derzeit
bestehenden Schriftformerfordernissen geschaffen sowie den Verfahrensbeteiligten die
Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung im Wege der Videokonferenz ermdglicht
werden.

Im Insolvenz- und Restrukturierungsrecht sollen die Moglichkeiten der elektronischen Kom-
munikation erweitert werden.

Bei oOffentlichen Restrukturierungssachen nach den 88 84 ff. des Unternehmensstabilisie-
rungs- und -restrukturierungsgesetzes (StaRUG) sollen die Uber das Internet bekannt zu
machenden Gegenstéande konkretisiert werden. Soweit in dem Gesetz noch schriftliche Ein-
berufungen vorgesehen sind, sollen Formerleichterungen vereinbart werden koénnen.

Dieser Entwurf steht im Kontext der gefahrdeten rechtzeitigen Erreichung der Ziele der Re-
solution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 25. September 2015 , Trans-
formation unserer Welt: die UN-Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung“ und soll zur Er-
reichung von Nachhaltigkeitsziel 16 der UN-Agenda 2030 beitragen, das die Férderung der
Rechtsstaatlichkeit, den Aufbau leistungsfahiger, rechenschaftspflichtiger und transparen-
ter Institutionen, den offentlichen Zugang zu Informationen, den Schutz der Grundfreiheiten
und die bedarfsorientierte, inklusive Entscheidungsfindung auf allen Ebenen verlangt.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
1. Hybridaktenfihrung fur bereits vor dem 1. Januar 2026 begonnene Papierakten
Papierakten, die vor dem 1. Januar 2026 angelegt wurden, sollen als Hybridakte derart wei-

tergefihrt werden dirfen, dass in Papier angelegte Aktenteile weiterhin in Papier geftihrt
werden, die Weiterfliihrung der Akte elektronisch jedoch méglich ist.
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Im Gesetz zur Einfiihrung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren Forderung
des elektronischen Rechtsverkehrs vom 5. Juli 2017 (BGBI. | S. 2208) wurde festgelegt,
dass ab dem 1. Januar 2026 die Akten ausschlief3lich elektronisch zu fuhren sind (§ 298a
der Zivilprozessordnung (ZPO), 8§ 32 der Strafprozessordnung (StPO) (gegebenenfalls in
Verbindung mit § 110c des Gesetzes tiber Ordnungswidrigkeiten (OWIiG)), § 14 des Gesetz
Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit (FamFG), § 46e des Arbeitsgerichtsgesetzes (ArbGG), § 55b der Verwaltungsge-
richtsordnung (VWGO), § 65b des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) und § 52b der Finanzge-
richtsordnung (FGO)). Zwar kénnen vor dem 1. Januar 2026 in Papierform angelegte Akten
in Papier weitergefiihrt werden. Die Weiterflhrung einer Akte als Hybridakte mit in Papier-
form und elektronisch vorliegenden Aktenteilen ist jedoch lediglich in Betreuungs- und Kind-
schaftssachen gestattet (Bundestagsdrucksache 18/9416, S. 42).

Die dadurch erforderlichen Scan-Arbeiten zur Digitalisierung der Altaktenbestande nach
dem Stand der Technik (das heil3t TR-RESISCAN-konform) sind in einem erheblichen
Mal3e arbeitsaufwéandig. Mit der vorhandenen Personalausstattung insbesondere im mittle-
ren Dienst, der regelmafig mit Scanaufgaben betraut ist, kann der Aufwand einer Volldigi-
talisierung nicht oder nur schwer bewaltigt werden. Insbesondere wirde dadurch Personal
gebunden, das seinen origindren beziehungsweise bisherigen Aufgaben in der Folge nur
noch unzureichend nachkommen konnte. Es steht daher zu beflirchten, dass aus Praktika-
bilitatsgrinden die Papierakten in Papierform weitergefiihrt werden.

Die Digitalisierung von Altverfahren bendétigt zudem deutlich mehr Speicherplatz als die Ak-
tenfihrung mit ausschlief3lich nativ elektronischen Dokumenten. Nach Auskunft der Lander
ist ein gescanntes Dokument in akzeptabler, am Bildschirm verninftig lesbarer Qualitét ca.
zehn Mal so groR wie ein natives elektronisches Dokument. Die dadurch notwendige gro-
Bere Speicherkapazitat fuhrt zu héheren Kosten. Zudem haben die Erfahrungen der Lander
gezeigt, dass bei bislang im Einfliihrungsprozess aufgetretenen betrieblichen Stérungen
eine groBe Datenlast einen erheblichen Anteil am Auftreten der Stérungen hatte. Zudem
werden nach Auskunft der Lander Scandokumente aufgrund ihrer GroRR3e generell weniger
performant in der elektronischen Akte dargestellt (vergleiche auch Bundesratsdrucksache
145/21 — Beschluss, S. 12 f.). Ein stabiler und performanter Betrieb der elektronischen Akte
ist jedoch essentiell, um die Akzeptanz der elektronischen Akte sowohl bei den in der Justiz
Beschaftigten als auch bei den weiteren am Verfahren Beteiligten zu gewahrleisten.

Die Hybridaktenfiihrung dirfte daher zur Beschleunigung der Umstellung auf die elektroni-
sche Aktenbearbeitung beitragen und zu mehr Akzeptanz bei den Anwenderinnen und An-
wendern flhren.

2. Ubermittlung eines Scans von schriftlich einzureichenden Antragen und Erkla-
rungen

Bestimmten Verfahrensbeteiligten soll es in allen Verfahrensordnungen erméglicht werden,
die prozessuale Schriftform fur von Naturalbeteiligten oder Dritten in Papierform unterzeich-
nete Antrage oder Erklarungen (zum Beispiel Insolvenzantrage) durch elektronische Uber-
mittlung als Scan zu wahren.

Zum elektronischen Einreichen sind bestimmte Nutzende im Rahmen des § 130d ZPO, des
§ 32d StPO (gegebenenfalls in Verbindung mit § 110c OWIiG), des § 14b FamFG, des
8 46g ArbGG, des § 65d SGG, des § 55d VwGO und des 8§ 52d FGO verpflichtet. Soweit
fur eine Erklarung die prozessuale Schriftform angeordnet ist, reicht es jedoch nicht aus,
dass beispielweise eine bevollmachtigte Rechtsanwadltin den von ihrem Mandanten in Pa-
pierform unterzeichneten Antrag als eingescanntes elektronisches Dokument mit einer ei-
genen qualifizierten elektronischen Signatur versieht oder ihn einfach signiert und tber ei-
nen sicheren Ubermittlungsweg einreicht. Vielmehr miissen der Antrag oder die Erklarung
bislang mit einer qualifizierten elektronischen Signhatur der verantwortenden — also der ver-
tretenen — Person selbst versehen sein. Da jedoch Privatpersonen in der Regel nicht tiber
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eine qualifizierte elektronische Signatur verfiigen, wird das Einreichen nur in seltenen Féllen
elektronisch erfolgen konnen. Die Regelung soll eine weitergehende Nutzung der elektro-
nischen Ubermittlungswege ermdglichen.

3. Formfiktion bei in elektronischen Schriftsatzen enthaltenen Willenserklarungen

Die wirksame Abgabe und der wirksame Zugang von empfangsbedurftigen Willenserkla-
rungen des materiellen Rechts, die in bei Gericht elektronisch eingereichten Schriftsatzen
enthalten sind, soll erleichtert werden.

Im Interesse einer medienbruchfreien digitalen Kommunikation soll eine empfangsbedurf-
tige Willenserklarung, die der gesetzlich oder rechtsgeschaftlich bestimmten materiell-
rechtlichen Schriftform oder elektronischen Form bedarf, als in dieser Form zugegangen
gelten, wenn sie in einem Schriftsatz nach MalRgabe der prozessualen Vorgaben — also
insbesondere auf einem sicheren Ubermittlungsweg — als elektronisches Dokument bei Ge-
richt eingereicht und dem Empfanger zugestellt oder formlos mitgeteilt (vergleiche § 270
ZPO) wird.

Mit dem Regelungsvorschlag wird eine entsprechende Bitte der Konferenz der Justizminis-
terinnen und Justizminister erfullt.

4. Erweiterung des Anwendungsbereichs der Pflicht zur elektronischen Ubermitt-
lung von Dokumenten in Straf- und Bul3geldsachen

Derzeit regelt § 32d Satz 1 StPO, dass Verteidiger und Rechtsanwalte den Strafverfol-
gungsbehoérden und Gerichten Schriftsatze und deren Anlagen sowie schriftlich einzu-
reichende Antrage und Erklarungen als elektronisches Dokument tbermitteln sollen. Nur
die Berufung und ihre Begriindung, die Revision, ihre Begriindung und die Gegenerklarung
sowie die Privatklage und die Anschlusserklarung bei der Nebenklage missen sie nach
§ 32d Satz 2 StPO als elektronisches Dokument tibermitteln. Soweit nach Satz 2 die Pflicht
zur Einreichung elektronischer Dokumente besteht, handelt es sich um eine Form- und
Wirksamkeitsvoraussetzung der jeweiligen Prozesshandlung. Ihre Nichteinhaltung bewirkt
die Unwirksamkeit der Erklarung.

Die Vorschrift wurde durch das Gesetz zur Einfiihrung der elektronischen Akte in der Justiz
und zur weiteren Forderung des elektronischen Rechtsverkehrs vom 5. Juli 2017 (BGBI. |
S. 2208) zum 1. Januar 2022 eingefiihrt. Eine strenge Nutzungspflicht sollte ausweislich
der Begriindung (Bundestagsdrucksache 18/9416, S. 50 f.) nur fir solche schriftlichen Er-
klarungen bestehen, bei denen ausgeschlossen ist, dass sie in einer besonders eilbedirf-
tigen Situation, in der zudem die fur eine elektronische Kommunikation erforderliche Infra-
struktur fehlen kann — etwa in einem Verhandlungs- oder Haftprifungstermin — abzugeben
sind. Dies sei insbesondere bei der schriftlichen Einlegung und Begrindung von Rechts-
mitteln und bei der Gegenerklarung der Fall. Nicht erfasst von der Nutzungspflicht sind da-
her derzeit insbesondere Riicknahmen von Berufung und Revision sowie die Einlegung und
Rucknahme des Einspruchs gegen den Strafbefehl und den Buf3geldbescheid und der je-
weilige Verzicht hierauf. Dies fuhrt zu Medienbriichen, sofern die Gerichte und Staatsan-
waltschaften bereits heute im Rahmen der Pilotierung beziehungsweise ab 1. Januar 2026
flachendeckend verpflichtend mit der elektronischen Akte arbeiten. Die dann in Papierform
vorliegenden Verfahrensantrage missen erst eingescannt werden, um sie in die elektroni-
sche Akte zu Uberfuihren, was zu Mehraufwand fuhrt.

Die Nutzungspflicht soll daher im Strafverfahren auf die Riicknahme der Berufung und der
Revision sowie den Einspruch gegen den Strafbefehl und dessen Ricknahme erstreckt
werden. Fur das Bul3geldverfahren soll der Verweis auf die StPO klarer gefasst werden.
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5. Ersetzung von Schriftformerfordernissen

§ 158 Absatz 1 Satz 1 und 2 StPO bestimmen derzeit, dass die Anzeige einer Straftat und
der Strafantrag bei der Staatsanwaltschaft, den Behtérden und Beamten des Polizeidienstes
und den Amtsgerichten ,mindlich oder schriftlich® angebracht werden kénnen, wobei die
mundliche Anzeige zu beurkunden ist. Bei Straftaten, deren Verfolgung nur auf Antrag ein-
tritt, muss der Strafantrag gemaR § 158 Absatz 2 StPO bei einem Gericht oder der Staats-
anwaltschaft schriftlich oder zu Protokoll, bei einer anderen Behérde schriftlich angebracht
werden. Diese Vorschriften des geltenden Rechts werden allgemein dahin ausgelegt, dass
die Strafanzeige im Sinne des Absatzes 1 entgegen dem Wortlaut nicht nur mtndlich oder
schriftlich, sondern formlos, also etwa auch telefonisch oder per E-Mail, erfolgen kann.

Fur den férmlichen Strafantrag im Sinne des Absatzes 2 gilt demgegeniber, soweit nicht
eine Erklarung zu Protokoll erfolgt, die Schrifttorm. Zur Wahrung der Schriftform ist dabei
grundsatzlich eine Unterschrift der antragstellenden Person erforderlich (BGH, Beschluss
vom 6. Oktober 2020 — 4 StR 168/20, NStZ-RR 2020, 367; Beschluss vom 6. November
2019 — 4 StR 392/19). Die Form soll insbesondere sicherstellen, dass der Verfolgungswille,
der bei Antragsdelikten Verfahrensvoraussetzung ist, eindeutig erkennbar ist. Fur Strafan-
tradge mittels eines Papierdokuments hat die Rechtsprechung angesichts des Zwecks der
Schriftform gewisse Lockerungen anerkannt. Diese gelten, sofern aus dem Schriftstiick in
einer jeden Zweifel ausschlieRenden Weise ersichtlich ist, von wem die Erklarung herruhrt,
und feststeht, dass sie mit Wissen und Wollen der berechtigten Person der zustandigen
Stelle zugeleitet worden ist (BGH, Beschluss vom 12. Mai 2022 — 5 StR 398/21, NJW 2022,
2768 Rn. 11 m.w.N.). Fur die elektronische Strafantragstellung (beispielsweise per E-Mail)
hat der Bundesgerichtshof indes angesichts des Wortlauts des § 158 Absatz 2 StPO ent-
schieden, dass diese nur Uber die in § 32a StPO ertffneten Wege erfolgen kann. Das be-
deutet, dass die Erklarung mit einer qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen oder
auf einem sicheren Ubermittlungsweg, insbesondere (iber ein elektronisches Biirger- und
Organisationenpostfach (eBO) oder ein Nutzerkonto nach dem Onlinezugangsgesetz
(0OZG), einzureichen ist (BGH, Beschluss vom 12. Mai 2022 — 5 StR 398/21, NJW 2022,
2768). Damit ist de lege lata insbesondere eine Strafantragstellung per einfacher E-Mail
ausgeschlossen.

Klnftig soll die bisherige Rechtspraxis zur nicht-digitalen Strafantragstellung im Gesetz
auch fur digitale Strafantrage abgebildet werden. Danach soll gelten:

— Die einfache Strafanzeige im Sinne des 8§ 158 Absatz 1 StPO kann auch elektronisch
formlos gestellt werden; sie ist lediglich durch die die Anzeige aufnehmende Person
entsprechend zu protokollieren oder in sonstiger Weise zu dokumentieren. Bei schrift-
lich oder elektronisch eingereichten Strafanzeigen oder -antragen erfolgt dies dadurch,
dass sie zum Ermittlungsvorgang oder zur Akte genommen werden.

— Ist ein formlicher Strafantrag fur die Strafverfolgung erforderlich (bisheriger Fall des
§ 158 Absatz 2 StPO), soll — entsprechend der bisherigen Rechtsprechung zum nicht
digitalen Strafantrag — die Schriftform und ihr elektronisches Aquivalent nach § 32a
StPO kunftig nicht mehr erforderlich sein, sofern die Identitat und der Verfolgungswille
der antragstellenden Person aus der Erklarung und den Umsténden ihrer Abgabe ein-
deutig ersichtlich sind.

Auch bei anderen Erklarungen ist bei Anwesenheit der erklarenden Person die Schriftform
nicht erforderlich und hindert die Digitalisierung des Strafverfahrens, da sie beim Arbeiten
mit der elektronischen Akte zu einem Medienbruch fuhrt, weil schriftliche Erklarungen in
elektronische Dokumente Ubertragen werden mussen. Bereits mit dem Gesetz zur Fortent-
wicklung der Strafprozessordnung und zur Anderung weiterer Vorschriften vom 25. Juni
2021 (BGBI. I S. 2099) wurden die bestehenden Formerfordernisse in der Strafprozessord-
nung Uberarbeitet und angepasst. Dies betraf vor allem die Erstellung und Ubermittlung
strafverfolgungsbehdordlicher und gerichtlicher elektronischer Dokumente. Diese sind nur
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noch dann qualifiziert elektronisch zu signieren, wenn sie nach dem Gesetz zu unterschrei-
ben oder zu unterzeichnen sind, was lediglich fur Urteile und richterliche Protokolle zutrifft.
Vernehmungsprotokolle, die von der Staatsanwaltschaft oder ihren Ermittlungspersonen
erstellt werden, mussen weder vom Vernehmenden noch von der vernommenen Person
unterschrieben werden. Fir die Gibrige Kommunikation der Birgerinnen und Birger mit den
Strafverfolgungsbehérden und Gerichten gilt allerdings teilweise noch die Schriftform, wie
etwa fur die Einwilligungen in Malnahmen nach den 88 81f, 81g und 81h StPO, die Besta-
tigung des Erhalts der Belehrung nach § 114b Absatz 1 StPO oder der Verzicht auf Ein-
wendungen gegen die Einziehung nach § 424 Absatz 2 StPO. Fur diese verbliebenen
Schriftformerfordernisse in der Strafprozessordnung soll kiinftig gleichermafien die Mog-
lichkeit geschaffen werden, dass die Dokumentation der Abgabe der Erklarung durch die
Strafverfolgungsbehdérden eine Unterschriftentbehrlich macht. Durch die zu dokumentie-
rende Anwesenheit der erklarenden Person kann sichergestellt werden, dass die ldentitét
der Person verlasslich festgestellt wird.

6. Audiovisuelle Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung

An der Revisionshauptverhandlung sollen kiinftig Angeklagte, ihre gesetzlichen Vertreterin-
nen und Vertretern, Verteidigerinnen und Verteidiger sowie die Sitzungsvertretung der
Staatsanwaltschaft auf ihren jeweiligen Antrag hin durch die Nutzung von Videokonferenz-
technik auch von einem anderen Ort aus teilnehmen kdnnen. Das gleiche soll gelten fir
Nebenklagerinnen und Nebenklager, Nebenklageberechtigte sowie die Personen, die nach
§ 397 Absatz 2 Satz 3, § 404 Absatz 3 und § 406h Absatz 2 Satz 2 sowie § 429 Absatz 1
und 8 444 Absatz 2 Satz 1 StPO von dem Termin zu benachrichtigen sind.

Nach dem geltenden Recht dirfte eine derartige Zuschaltung unabhéangig davon, ob § 226
StPO auf die Revisionsverhandlung Anwendung findet, nicht zulassig sein. § 226 Absatz 1
StPO schreibt nach Wortlaut, Systematik und Entstehungsgeschichte die kdrperliche und
gleichzeitige ortliche Anwesenheit der zur Urteilsfindung berufenen Personen sowie der
Staatsanwaltschaft und grundsatzlich eines Urkundsbeamten der Geschéftsstelle vor
(Lowe-Rosenberg/Becker, 27. Aufl. 2019, StPO § 226 Rn. 5 ff.). Allgemein wird in der Kom-
mentarliteratur davon ausgegangen, dass die Vorschriften tUber die Hauptverhandlung fur
die Tatsacheninstanz auch fur die Hauptverhandlung in der Revision anwendbar sind (ver-
gleiche KK-StPO/Gericke, 9. Aufl. 2023, StPO 8§ 351 Rn. 1). Soweit vereinzelt die Auffas-
sung vertreten wird, dass 8§ 226 Absatz 1 StPO nur in tatrichterlichen Strafverfahren An-
wendung findet und fir die Revisionshauptverhandlung nicht gilt (vergleiche
MUKoStPO/Arnoldi, 2. Aufl. 2024, § 226 StPO Rn. 5), ergibt sich bei systematischer Ausle-
gung kein anderes Ergebnis, denn die in § 350 Absatz 2 StPO ausdricklich genannte ,An-
wesenheit® der Verfahrensbeteiligten umfasst nicht die Teilnahme per Videokonferenz.
Wirde die Anwesenheit in der Hauptverhandlung auch durch die Nutzung von Videokonfe-
renztechnik gewahrt sein, so waren samtliche Regelungen der Strafprozessordnung, wel-
che die Nutzung von Videokonferenztechnik nur in bestimmten Fallen erlauben, obsolet.
Ein im Strafvollstreckungsverfahren zugeschalteter Verurteilter ware ebenso ,anwesend*
wie ein Angeklagter im Erkenntnisverfahren, wenn er der Videoverhandlung zugestimmt
hatte.

In der Rechtsmittelinstanz besteht anders als in der Tatsacheninstanz indes kein zwingen-
der Grund fur eine korperliche Anwesenheit, weil in aller Regel ausschliel3lich Rechtsfragen
behandelt werden und kein persénlicher Eindruck von einer Person vermittelt oder aufge-
nommen werden muss.

Die Moglichkeit, an der Revisionshauptverhandlung auch per Videokonferenz zugeschaltet
zu werden, kann den professionellen Verfahrensbeteiligten zeit- und ressourcenintensive
Anreisen und in Haft befindlichen Angeklagten, die an der Revisionshauptverhandlung teil-
nehmen mdchten, einen tage- bis wochenlangen Gefangenentransport tiber verschiedene
Justizvollzugsanstalten zum Zwecke der Uberstellung ersparen. Sie ermdglicht eine flexib-
lere Terminierung und Durchfiihrung der Revisionshauptverhandlung auch bei allgemeinen
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Hindernissen (wie etwa Naturkatastrophen, Flug- und Bahnstreiks, MalRnahmen zur Ein-
dammung der Ausbreitung von Viren). Zugleich kann das Recht auf Mitwirkung inhaftierter
Angeklagter an der Revisionshauptverhandlung dadurch gestarkt werden, dass ihnen ein
Anspruch auf Teilnahme per Videokonferenz in denjenigen Fallen gewahrt wird, in denen
das Gericht nach seinem Ermessen gemal § 350 Absatz 2 Satz 3 StPO von einer Vorfih-
rung absieht.

7. Hybridaktenfiihrung und Ausnahme von der Pflicht zur elektronischen Ubermitt-
lung fur geheimhaltungsbedurftige Dokumente und Aktenbestandteile

Im offentlichen Interesse geheimhaltungsbedirftige Dokumente und Aktenteile (Ver-
schlusssachen), die hoher eingestuft sind als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH, sol-
len fir einen Ubergangszeitraum von zehn Jahren neben der elektronischen Akte weiterhin
in Papierform angelegt, tbermittelt und gefiihrt werden durfen. Zudem sollen Verschluss-
sachen, die als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, wahrend dieser
Ubergangszeit weiterhin in Papierform tibermittelt werden diirfen.

Im Gesetz zur Einfuhrung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren Férderung
des elektronischen Rechtsverkehrs vom 5. Juli 2017 (BGBI. | S. 2208) wurde festgelegt,
dass ab dem 1. Januar 2026 die Akten in allen Verfahrensordnungen ausschlief3lich elekt-
ronisch zu fuhren sind. Zudem sehen die 88 130a und 130d ZPO, die 88 32a, 32b, 32d, 32f
StPO (gegebenenfalls in Verbindung mit 8§ 110c OWIiG), die 88 14 und 14b FamFG, die
88 46¢ und 46g ArbGG, die 88 65a und 65d SGG, die 88 55a und 55d VwWGO und die
88 52a und 52d FGO bislang vor, dass unter anderem Rechtsanwaltinnen und Rechtsan-
wélte oder Behorden eine Vielzahl von Dokumenten (wie beispielsweise vorbereitende
Schriftsatze) grundsatzlich nur elektronisch ibermitteln durfen. Die Mdglichkeit, bestimmte
Verfahren oder einzelne Aktenbestandteile von der elektronischen Aktenflihrung oder der
Pflicht zur elektronischen Ubermittlung auszunehmen, ist nicht vorgesehen. Zwar sehen die
Verfahrensordnungen vor, dass auch nach dem 1. Januar 2026 in Papierform angelegte
Akten als solche weitergefiihrt werden. Dies betrifft aber lediglich solche Papierakten, die
vor dem Stichtag angelegt worden sind (Bundestagsdrucksache 18/9416, S. 71).

Die ausnahmslos elektronische Ubermittlung und Aktenfiihrung von Verschlusssachen, die
hoher eingestuft sind als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH sowie die Ubermittlung
von Verschlusssachen, die als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind,
kann technisch derzeit noch nicht gewahrleistet werden. Fiir die Digitalisierung und Uber-
mittlung von Verschlusssachen gelten je nach Geheimhaltungsgrad jeweils besondere
technische und organisatorische Anforderungen, die nach den aktuellen technischen Ge-
gebenheiten nicht oder nur mit unverhaltnismaRigem Aufwand umgesetzt werden kdnnen.
Deshalb soll fur die Digitalisierung und den elektronischen Austausch von Verschlusssa-
chen mit den Geheimhaltungsgraden ,STRENG GEHEIM®, ,GEHEIM* und ,VS-VERTRAU-
LICH“ mit einer Offnungsklausel in allen Verfahrensordnungen eine langere Ubergangs-
phase vorgesehen werden als bislang. Die mit diesen Geheimhaltungsgraden eingestuften
Verschlusssachen sollen bis zum 31. Dezember 2035 weiter in Papierform Gbermittelt und
zur Akte gegeben werden kdnnen. Fur die Beigabe von Verschlusssachen in Papierform
zur elektronischen Akte soll die sogenannte Hybridaktenfiihrung, also die Fihrung einer
Akte teils in Papier-, teils in elektronischer Form, in diesen Fallen zugelassen werden. Zu-
séatzlich sollen auch Verschlusssachen mit dem Geheimhaltungsgrad VS-NUR FUR DEN
DIENSTGEBRAUCH in Papierform tbermittelt werden dirfen. Sie sind sodann jedoch in
der elektronischen Akte entsprechend den allgemeinen Regeln zu speichern.

8. Hybridaktenfihrung wahrend der Pilotierungsphase

Wahrend der Pilotierungsphase der elektronischen Akte bis zum 31. Dezember 2025 soll
die Weiterfuhrung elektronisch gefiihrter Akten als Papierakten erméglicht werden.
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Auf Grundlage der bisherigen Rechtslage ist unklar, ob und in welchen Fallen wahrend der
Pilotierungsphase elektronisch gefiihrte Akten nach einem Zustandigkeitswechsel zu einer
noch nicht an die elektronische Akte angeschlossenen Stelle in Papier weitergefiihrt werden
kénnen, oder ob der bereits elektronisch vorliegende Teil ausgedruckt werden muss, so
dass eine einheitliche Papierakte entsteht. Die bisherigen Erfahrungen der Pilotierung ha-
ben gezeigt, dass eine Einfihrung der elektronischen Akte haufig nicht zeitgleich in allen
Instanzen und insbesondere auch nicht im Vollstreckungsverfahren erfolgen kann. Dies
kann dazu fihren, dass beispielsweise das Erkenntnisverfahren bereits elektronisch gefihrt
wird, die Akten im Vollstreckungsverfahren jedoch noch in Papierform geflihrt werden. Um
eine mdoglichst reibungslose Pilotierung zu ermdéglichen und zu vermeiden, dass bereits
elektronisch vorliegende, unter Umsténden sehr umfangreiche Aktenteile wieder in Papier-
form Uberfuhrt werden missen, soll klargestellt werden, dass der Bund und die Lander je-
weils fur ihren Bereich bestimmen kdénnen, dass auch eine elektronisch begonnene Akte
als Hybridakte fur die Dauer der Pilotierung bis zum 31. Dezember 2025 weitergefihrt wer-
den darf.

9. Technische Standards fiir die Ubermittlung elektronischer Akten zwischen Be-
hérden und Gerichten

Durch gleichlaufende Regelungen in ZPO, FamFG, ArbGG, VWGO, FGO und SGG soll eine
Verordnungsermachtigung zugunsten der Bundesregierung zur Regelung bundeseinheitli-
cher technischer Standards fiir die Ubermittlung elektronischer Akten zwischen Behorden
und Gerichten geschaffen werden. Damit wird ein Beschluss des E-Justice-Rats von Bund
und L&ndern umgesetzt.

Die Ubermittlung elektronischer Verwaltungsvorgéange an die Gerichte ist heute oftmals mit
technischen Schwierigkeiten verbunden. Insbesondere in sozial- und verwaltungsgerichtli-
chen Verfahren Ubermitteln die Verwaltungsbehorden ihre Vorgange zwar zunehmend
elektronisch an die Gerichte. Da die ZPO und die Ubrigen Verfahrensordnungen mit Aus-
nahme der StPO aber bisher keine Vorgaben dazu enthalten, wie die elektronische Uber-
mittlung im Einzelnen zu erfolgen hat, werden die Akten sehr uneinheitlich und Giberwiegend
ohne maschinenlesbaren Datensatz Ubermittelt, was die Handhabung durch die Justiz er-
heblich erschwert. Dieser Problematik soll mit der durch die Regelungen kiinftig ermdglich-
ten Formulierung bundeseinheitlicher Standards im Verordnungsweg begegnet werden.

10. Anderung des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes

Nach 8§ 10 Absatz 1 Satz 1 des Rechtsanwaltsvergutungsgesetzes (RVG) kann der Rechts-
anwalt die Vergiitung nur aufgrund einer von ihm unterzeichneten und dem Auftraggeber
mitgeteilten Berechnung einfordern. Seitens der Anwalt- und auch der Mandantschatft be-
steht ein Bediirfnis nach einer moglichst einfachen und barrierefreien elektronischen Uber-
mittlung der Berechnung. Vor diesem Hintergrund soll fiir die Vergutungsberechnung kinf-
tig die Textform geniigen, ohne dass damit jedoch Abstriche bei der Verantwortung der
Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte fir die Rechnung verbunden sind.

11. Anpassungen im Insolvenz- und Restrukturierungsrecht

Der Entwurf erweitert die Moglichkeiten digitaler Kommunikation in Insolvenzverfahren und
Restrukturierungssachen. Mit Blick auch auf Artikel 28 Buchstabe a und ¢ der Richtlinie
(EVU) 2019/1023 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 tber préa-
ventive Restrukturierungsrahmen, tber Entschuldung und lber Tatigkeitsverbote sowie
Uber MaRRnahmen zur Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, Insolvenz- und Ent-
schuldungsverfahren und zur Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie (iber Rest-
rukturierung und Insolvenz) (ABI. L 172 vom 26.6.2019, S. 18), im Folgenden: Restruktu-
rierungs- und Insolvenzrichtlinie, wonach Glaubiger ihre Forderungen auf elektronischem
Weg anmelden kdnnen missen, wird in 8 174 Absatz 4 der Insolvenzordnung (InsO) das
Erfordernis gestrichen, dass der Verwalter der elektronischen Anmeldung zustimmt. Zur
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Flankierung der nach Artikel 28 Buchstabe ¢ der Restrukturierungs- und Insolvenzrichtlinie
zu eroffnenden Mdglichkeit, den Glaubigern elektronische Mitteilungen zu machen, soll die
Unterhaltung eines Glaubigerinformationssystems nach § 5 Absatz 5 InsO fir séamtliche In-
solvenzverfahren verpflichtend vorgegeben werden. Zudem sollen Glaubiger, welche elekt-
ronische Dokumente (iber sichere elektronische Ubermittlungswege im Sinne des § 130a
ZPO empfangen kénnen und denen nicht schon gesetzlich elektronisch zugestellt werden
kann, mit der Aufforderung zur Anmeldung ihrer Forderungen auf die Mdglichkeit hingewie-
sen werden, elektronischen Zustellungen im Sinne des § 173 ZPO zuzustimmen. Soweit
Glaubiger sich damit einverstanden erklaren, wird der Weg fur Zustellungen nach § 173
ZPO auch in dem Fall er6ffnet, in dem der Verwalter mit der Zustellung nach § 8 Absatz 3
InsO beauftragt wird.

Die Regelungen zur Publizitat 6ffentlicher Restrukturierungssachen (88 84 und 85 StaRUG)
werden systematisch klarer strukturiert und auf solche Gegenstande beschrankt, an denen
ein Informationsinteresse besteht. Zudem wird § 86 StaRUG ergénzt um die Internet-
adresse des Bekanntmachungsportals, unter der die offentlichen Bekanntmachungen in
Restrukturierungssachen schon heute zugénglich sind. Die Erganzung dient der Anglei-
chung der Vorschrift an die Struktur des § 9 Absatz 1 Satz 1 InsO und erleichtert auf diese
Weise die Auffindbarkeit des Portals. Soweit in den 88 20 und 21 StaRUG noch schriftliche
Einberufungen vorgesehen sind, wird klargestellt, dass Formerleichterungen vereinbart
werden kénnen.

12. Ausnahmen von der Pflicht zur elektronischen Ubermittlung in Strafsachen bei
umféanglichen Akten

Nach der Strafakteniibermittiungsverordnung (StrafAktUbV), der Dokumentenerstellungs-
und -tibermittlungsverordnung (DokErstUbV), der Strafvollzugsgerichtsakteniibermittlungs-
verordnung (StVollzGerAktUbV) und der BuRgeldakteniibermittiungsverordnung (BuRAkt-
UbV) erfolgt die Ubermittlung elektronischer Akten zwischen aktenfiihrenden Behérden und
Gerichten untereinander Uber das elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach
(EGVP) uber eine Anwendung, die auf OSCI oder einem diesen ersetzenden Protokollstan-
dard beruht, der dem jeweiligen Stand der Technik entspricht. Die Ubermittlung elektroni-
scher Akten kann zusétzlich auch iiber einen anderen Ubermittlungsweg erfolgen, an den
Absender und Empfanger innerhalb des Geschéftsbereichs des Bundes oder eines Landes
zu diesem Zweck angeschlossen sind, wenn die Authentizitat und Integritat der Daten ge-
wabhrleistet ist. Ubermittlungswege, die bereits eingerichtet sind, sind bis zum 31. Dezember
2025 weiterhin zulassig. Zudem ist die Ubermittlung der Akte auch auf andere Weise, etwa
in Papierform oder auf einem physischen Datentrdger zulassig, wenn aus technischen
Grunden eine elektronische Ubermittlung voriibergehend nicht moglich ist. Auf Anforderung
ist dann die elektronische Akte nachzureichen.

Die Ubermittlung ber das EGVP ist jedoch mengenmaRigen Limitierungen unterworfen,
die im Einzelfall beim Aktenversand Uberschritten werden kénnen. Nach wohl tiberwiegen-
der Auffassung liegt in diesen Fallen jedoch kein Fall der ,vorubergehenden® technischen
Unmaoglichkeit vor, da die Mengenbeschrankung langerfristig besteht. Um gleichwohl eine
rechtssichere Ubermittlung der Akten zu ermdglichen, soll auch fur den Fall, dass die Men-
genbeschrankungen uberschritten werden und daher eine elektronische Ubermittlung tiber
das EGVP nicht erfolgen kann, die Ubermittlung auf einem physischen Datentrager ermdg-
licht werden.

13. Beschrankte Zulassung des Identifizierungsverfahrens ELSTER im ERV

Die rechtlichen Rahmenbedingungen fur die Anbindung des Organisations-(,Unterneh-
mens“-)Kontos nach dem Onlinezugangsgesetz (OZG) an das Elektronische Gerichts- und
Verwaltungspostfach sollen geschaffen werden. Hierflr soll in der Elektronischer-Rechts-
verkehr-Verordnung (ERVV) das Identifizierungsverfahren ELSTER (vergleiche § 87a Ab-
satz 6 der Abgabenordnung - AO) erganzt werden.
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Organisationen oder Unternehmen kénnen bislang tber ein kostenpflichtiges besonderes
elektronisches Birger- und Organisationenpostfach (eBO) oder mit Hilfe einer qualifizierten
elektronischen Signatur elektronische Erklarungen gegentber der Justiz abgeben. Wah-
rend die rechtlichen Rahmenbedingungen fir eine Anbindung des OZG-Burgerkontos an
das EGVP bereits geschaffen wurden (vergleiche § 130a Absatz 4 Nummer 5 ZPO), ist eine
Kommunikation Uber das Organisations-(,Unternehmens®-)Konto bisher rechtlich nicht
mdglich, da die ERVV das fur das OZG-Organisationskonto gewahlte Identifikationsverfah-
ren nach § 87a Absatz 6 AO (ELSTER; vergleiche § 2 Absatz 5 Satz 4, § 3 Absatz 2 Satz 3
0OZG) nicht als Identifizierungsmittel zulasst. Im Interesse eines moglichst breiten elektroni-
schen Zugangs zur Justiz soll das ELSTER-Verfahren daher auch in der ERVV als Identifi-
zierungsmittel fir das OZG-Organisationskonto zugelassen werden.

14. Datenschutzrechtliche Klarstellungen bei elektronischen Postfachern im ERV

Durch Ergénzungen in der ERVV und der fur deren Erlass geltenden Verordnungsermach-
tigungen werden die datenschutzrechtlichen Grundlagen fir die elektronische Kommunika-
tion mit der Justiz Uber die elektronischen Postfacher nach § 130a Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 4 und 5 ZPO klarer gefasst. So wird Rechtssicherheit fur die Eintragung der Inhaber
von besonderen elektronischen Blrger- und Organisationenpostfachern (eBO) sowie von
Postfachern eines OZG-Nutzerkontos in ein sicheres elektronisches Verzeichnis herge-
stellt.

. Alternativen

Hinsichtlich der Hybridaktenfiihrung, den Erleichterungen bei Schriftformerfordernissen im
Strafverfahren sowie bei der anwaltlichen Vergitungsberechnung, der audiovisuellen Teil-
nahme an der Revisionshauptverhandlung und der Aufnahme von ELSTER in die ERVV
gibt es zur Ldsung der beschriebenen Probleme keine Alternative.

Hinsichtlich der Notwendigkeit einer elektronischen Kommunikationsmaoglichkeit zwischen
Gericht und Glaubigern in Insolvenzverfahren kdme auch eine Weiterentwicklung des § 8
Absatz 1 InsO sowie in Restrukturierungsverfahren eine Weiterentwicklung des § 41 Ab-
satz 1 StaRUG in Betracht. Wenn dort Zustellungen durch Aufgabe zur Post ausreichend
sind, konnte auch eine Ubermittlung per einfacher Mail ausreichend sein. Allerdings wurde
fur elektronische Zustellungen in 8 173 ZPO aus Griinden der Rechtssicherheit allein ein
sicherer Ubermittlungsweg zugelassen. Eine weitergehende Vereinfachung der Ubermitt-
lungswege in Insolvenz- und Restrukturierungsverfahren wéare mit der hiermit verbundenen
konzeptionellen Grundentscheidung nicht vereinbar, sodass allein die elektronische Zustel-
lung nach § 173 ZPO als sichere Ubermittlungsalternative genutzt werden kann.

Fur die Forderungsanmeldung in Insolvenzverfahren kénnte auch auf das prozessuale
Schriftformerfordernis (8 174 Absatz 1 Satz 1 InsO) insgesamt verzichtet werden. Das
wirde einen Verzicht auf die Moglichkeit der Nachforderung von Papierdokumenten bedeu-
ten. Wegen der Notwendigkeit einer Nachweisflhrung bei streitigen Forderungen soll das
prozessuale Schriftformerfordernis jedoch beibehalten werden.

Die im Entwurf vorgesehene Zulassung einer elektronischen Forderungsanmeldung kdnnte
auch noch weitergehend mit Vorgaben fir einheitliche technische Einreichungs- und Ver-
arbeitungsstandards verbunden werden. Dies wird zuweilen aus der gerichtlichen Anwen-
dungspraxis angeregt, um die spatere Zulieferung an die Gerichte und die dortige Weiter-
verarbeitung zu erleichtern. Die Einflhrung wiirde jedoch einen erheblichen Umstellungs-
aufwand in der gesamten Verwalterschaft auslésen, weil die derzeit verwendete Verwalter-
software sehr uneinheitlich ist und Schnittstellen zur Weiterleitung der Anmeldungen an die
Gerichte noch in keiner Softwarel6sung vorhanden sind.
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\VA Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt fiir die vorgeschlagenen Anderungen aus
dem Kompetenztitel des Artikels 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (fiir die
Artikel 1 bis 33 und 36 bis 43: Gerichtliches Verfahren; fir Artikel 34: Gerichtsverfassung;
fur Artikel 35: Rechtsanwaltschaft).

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf ist mit dem Recht der Européischen Union und vdélkerrechtlichen Vertragen,
die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. Der Entwurf, insbeson-
dere die darin vorgeschlagene Anderung der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung, ist
notifizierungspflichtig nach der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Européischen Parlaments
und des Rates vom 9. September 2015 Uber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der
technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der Informationsgesellschaft
(ABI. L 241 vom 17. September 2015, S.1).

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Vorschlage zur weiteren Digitalisierung des Strafverfahrens filhren zu Rechts- und Ver-
waltungsvereinfachungen.

Durch die Erleichterungen bei der Schriftftorm im Strafverfahren werden Medienbriiche ver-
mieden und damit ansonsten notwendiges Ausdrucken und Wiedereinscannen obsolet. Die
Einflhrung der Hybridaktenfilhrung erméglicht ebenfalls eine erleichterte Einfihrung der
elektronischen Akte und vermeidet umfangliche Scanarbeiten beziehungsweise das Aus-
drucken von bereits elektronisch vorliegenden Aktenteilen.

Soweit ermdglicht wird, dass bestimmte Verfahrensbeteiligte Scans von schriftformbeduirf-
tigen Antragen und Erklarungen von Naturalbeteiligten und Dritten auch elektronisch ein-
reichen kdnnen, ohne dass es einer qualifizierten elektronischen Signatur des Vertretenen
bedarf, fuhrt dies ebenfalls zu einer Vereinfachung. Eine kiinstliche Aufspaltung von elekt-
ronischen und papiernen Einreichungen ist nicht mehr erforderlich. Zugleich entfallen bei
den Gerichten und Behérden notwendige Scanarbeiten zur Uberfiihrung von Papierantra-
gen in die digitale Form. Dies gilt auch, soweit die Pflicht zur elektronischen Ubermittlung
von Dokumenten im Straf- und BuR3geldverfahren ausgeweitet wird.

Aufgrund der Ermdglichung der audiovisuellen Teilnahme an der Revisionshauptverhand-
lung ist eine Verschubung der in Haft befindlichen Angeklagten nur noch in geringerem
Umfang notwendig. Die audiovisuelle Teilnahme erméglicht zudem wegen des Verzichts
auf An- und Abreisezeiten eine flexiblere Termingestaltung bei den Gerichten.

Die Anbindung des Organisations-(,Unternehmens®-)Kontos nach dem Onlinezugangsge-
setz an das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach durch Aufnahme des ldenti-
fizierungsverfahrens ELSTER in die ERVV bedeutet eine Zugangserleichterung fur Organi-
sationen zum Elektronischen Rechtsverkehr, da das ELSTER-Zertifikat im Vergleich zu den
ubrigen ldentifizierungsmdglichkeiten einen héheren Verbreitungsgrad hat. Die Anderung
ermoglicht somit eine gesteigerte Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs von Organi-
sationen und Unternehmen mit Gerichten und tragt dadurch zu einer Verwaltungsvereinfa-
chung bei.
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Der Wegfall des Schriftformerfordernisses bei der anwaltlichen Vergitungsberechnung
fihrt zu einer wesentlichen Vereinfachung der Rechnungsibermittlung und vermeidet Me-
dienbriiche sowohl bei der Anwaltschaft als auch bei den Mandantinnen und Mandanten.

Die Pflicht zur Verwendung eines elektronischen Glaubigerinformationssystems in allen In-
solvenzverfahren und die Erméglichung einer elektronischen Forderungsanmeldung ver-
einfachen die Verfahrensfihrung beim Insolvenzverwalter und mittelbar auch in den Ge-
richten und leisten auf diese Weise einen Beitrag zur Verwaltungsvereinfachung.

Die Abschaffung der Schwellenwerte fir die zwingende Anwendung elektronischer Glaubi-
gerinformationssysteme dient zugleich auch der Rechtsvereinfachung, da die Prifung des
Vorliegens der Voraussetzungen fir die zwingende Anwendung des Glaubigerinformations-
systems entfallt.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-
Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung dient.

Indem der Entwurf die Nutzung elektronischer Kommunikationswege in der Justiz regelt,
leistet er einen unmittelbaren Beitrag zur Verwirklichung des Nachhaltigkeitsziels 16 ,Fried-
liche und inklusive Gesellschaften fiir eine nachhaltige Entwicklung férdern, allen Menschen
Zugang zur Justiz erméglichen und leistungsfahige, rechenschaftspflichtige und inklusive
Institutionen auf allen Ebenen aufbauen®. Dieses Nachhaltigkeitsziel verlangt unter ande-
rem, allen Menschen Zugang zur Justiz zu ermdglichen (Zielvorgabe 16.3) und leistungs-
fahige Institutionen aufzubauen (Zielvorgabe 16.6). Der Entwurf férdert die Erreichung die-
ser Zielvorgaben, indem die elektronische Forderungsanmeldung und erweiterte elektroni-
sche Mitteilungswege an die Glaubiger in Insolvenzverfahren zu einer effizienteren Verfah-
rensfiihrung beitragen und die elektronische Forderungsanmeldung zugleich auch die Zu-
gangsmoglichkeit zur Justiz erleichtert.

Indem der Entwurf die elektronische Einreichung von Dokumenten verbessert, leistet er
einen Beitrag zur Erreichung von Zielvorgabe 16.7, die bedarfsorientierte und inklusive Ent-
scheidungsfindung auf allen Ebenen verlangt. Der Entwurf tragt zur Erreichung dieser Ziel-
vorgabe bei, indem er Verwaltungsverfahren vereinfacht und unnétige Blrokratie abbaut.

Im Sinne des systemischen Zusammendenkens der Nachhaltigkeitsziele tragt der Entwurf
gleichzeitig zur Erreichung weitere Nachhaltigkeitsziele der UN-Agenda 2030 bei, n&dmlich

— Ziel 9: ,Eine widerstandsfahige Infrastruktur aufbauen, inklusive und nachhaltige In-
dustrialisierung férdern und Innovationen unterstitzen®, indem er eine belastbare Inf-
rastruktur aufbaut und Innovationen unterstiitzt,

— Ziel 11: ,Stadte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfahig und nachhaltig ge-
stalten®, indem er zu einer Reduzierung des Energieverbrauchs im Personenverkehr
durch verminderte Reisetatigkeit beitragt und

— Ziel 13: ,Umgehend Malinahmen zur Bekdmpfung des Klimawandels und seiner Aus-
wirkungen ergreifen®, indem er zur Papiervermeidung beitragt und so den Ressourcen-
verbrauch reduziert.

Damit bertcksichtigt der Entwurf die Querverbindungen zwischen den Zielen fur nachhal-
tige Entwicklung und deren integrierenden Charakter, der fir die Erfullung von Ziel und
Zweck der UN-Agenda 2030 von ausschlaggebender Bedeutung ist.
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Der Entwurf folgt damit den Nachhaltigkeitsprinzipien der DNS ,(1.) Nachhaltige Entwick-
lung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen anwen-
den®, (5.) Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern®
und ,(6.) Bildung, Wissenschaft und Innovation als Treiber einer nachhaltigen Entwicklung
nutzen®).

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Haushaltsausgaben fur den Bund bestehen einmalig in Hohe von rund 90 000 Euro fir die
Ausstattung des Bundesgerichtshofs und der Bundesanwaltschaft mit Videokonferenztech-
nik, die innerhalb des Einzelplans 07 ausgeglichen werden sollen.

4. Erfullungsaufwand
a) Erfullungsaufwand fur Blrgerinnen und Burger

Fur Bargerinnen und Birger veréndert sich der Erfillungsaufwand nicht. Insbesondere sind
die Anpassungen beim eBO und beim Postfach eines OZG-Nutzerkontos erfillungsauf-
wandsneutral; diese betreffen allein Klarstellungen bei den rechtlichen Grundlagen der Da-
tenverarbeitung. Das eBO und das Postfach eines OZG-Nutzerkontos sind fur sich genom-
men schon nach geltender Rechtslage als elektronischer Kommunikationsweg mit der Jus-
tiz zugelassen und praktisch nutzbar.

b) Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Durch die Zulassung des ELSTER-Zertifikats als Identifizierungsmittel fir Organisationen
in der ERVV und die hierdurch geebnete Moéglichkeit zur Anbindung der OZG-Organisati-
onskonten an das EGVP werden letztlich die Mdglichkeiten der elektronischen Kommuni-
kation fur Verfahrensbeteiligte aus der Wirtschaft mit den Gerichten erweitert. Fir die zur
Nutzung dieses neuen elektronischen Kommunikationsweges erforderliche Erstidentifizie-
rung mittels eines kostenfreien ELSTER-Zertifikats entstehen der Wirtschaft keine Kosten.
Organisationen und Unternehmen werden im Vergleich zu den bisher bestehenden kosten-
pflichtigen Identifizierungsmoglichkeiten in Hoéhe von rechnerisch 611 808 Euro pro Jahr
entlastet. Die bislang fir Organisationen zulassigen Identifizierungsmittel sind mit nicht
ganz unerheblichen Kosten verbunden. Sofern die Erstidentifizierung vor einer Notarin oder
einem Notar vorgenommen wird, ist mit ungefahr 50 Euro (gegebenenfalls zuzuglich 25
Euro zum Nachweis der geschéftlichen Anschrift mittels notariell gefertigten Vermerks), zu
rechnen. Bei der alternativen Erstidentifizierung tber ein qualifiziertes elektronisches Siegel
koénnen flur eine Einzelplatzlosung Kosten in Héhe von etwa 357 Euro jahrlich entstehen;
fur eine sogenannte Multicard, die von mehreren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern genutzt
werden kann, kénnen Kosten in Hohe von etwa 714 Euro jahrlich entstehen (Bundestags-
drucksache 19/28399, S. 3). Unter Zugrundelegung der bei der urspringlichen Einfuhrung
der elektronischen Kommunikationswege fir Organisationen und Unternehmen getroffenen
Annahmen, die als prognostische Schatzung weiter Bestand haben, ist fir diese bisherigen
kostenpflichtigen Identifizierungsmittel eine Belastung von 683 214 Euro im ersten Jahr der
Nutzung und 611 808 Euro in den Folgejahren anzusetzen (Bundestagsdrucksache
19/28399, S. 28 ff.). Unter der Annahme, dass angesichts der flachendeckenden Verbrei-
tung des ELSTER-Zertifikats die Organisationen und Unternehmen bei einer kiinftig mog-
lich werdenden Nutzung des OZG-Organisationskontos auf diese kostenlose Identifizie-
rungsmaglichkeit zuriickgreifen werden, ergibt sich daher eine Gesamtentlastung von min-
destens rund 612 000 Euro jahrlich.

Bei der Anwaltschaft ist mit Einsparungen dadurch zu rechnen, dass Vergutungsberech-
nungen nicht mehr ausgedruckt oder qualifiziert elektronisch signiert werden missen, son-
dern dem Rechnungsempfanger in Textform elektronisch tbersandt werden kénnen. Inso-
fern ist von 24,5 Millionen Rechnungen auszugehen (siehe
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https://www.ondea.de/SiteGlobals/Functions/Datenbank/VVorgaben/Einzelansicht/\VVor-
gabe Einzelansicht.html?cms _idVorgabe=85324) und ein Lohnsatz fur die jahrlichen Per-
sonalkosten pro Stunde in Héhe von 26,20 Euro zugrunde zu legen. Nach Auskunft des
Statistischen Bundesamts ist fiir den Versand in Schriftform oder per elektronischer Uber-
mittlung mittels qualifizierter Anmeldung standardmaRig eine Minute, fiir den einfachen
elektronischen Versand 0,1 Minuten anzusetzen, so dass davon ausgehend von einer Zei-
tersparnis von 0,9 Minuten auszugehen ist. Dazu, wie viele Rechnungen derzeit und zu-
kunftig per Post oder elektronisch Gibermittelt werden, bestehen keine Informationen. Geht
man davon aus, dass die Halfte der Rechnungen derzeit per Post versendet wird und geht
man davon aus, dass der Anteil aufgrund der vereinfachten elektronischen Rechnungstel-
lung auf 25 % sinken wird, geht damit eine Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands
der Wirtschaft (Burokratiekosten aus Informationspflichten) um rund -15 754 000 Euro
(24.500.000 Falle * (-0,9 Minuten / 60 Minuten * 26,2 Euro Stundenlohn - 1 Euro Porto / 4
[leder vierte Fall wird nun neu elektronisch versandt]) einher. Davon stammen rund
9 629 000 Euro aus Personalkosten und 6 125 000 Euro aus Sachkosten.

Durch die Anderungen der InsO und des StaRUG entsteht fiir die Wirtschaft (betroffene
Unternehmen und unternehmerisch tatige Personen, Glaubiger, Insolvenzverwalter und
sonstige betroffenen Personen) kein messbarer Erflllungsaufwand. Das elektronische
Glaubigerinformationssystem ist aufgrund seiner zwingenden Anwendung in Insolvenzver-
fahren Gber das Vermdgen mittelgrol3er und grof3er Unternehmen bei den Insolvenzverwal-
tern bereits vorhanden. Auf die vorhandenen IT-Systeme kann zurlickgegriffen werden, um
die neuen Anforderungen zu erflillen. Die Nutzung der elektronischen Forderungsanmel-
dung war auch bisher schon méglich, soweit der Insolvenzverwalter zugestimmt hat. Da
lediglich die Notwendigkeit der Zustimmung entfallt, wird auf Seiten der Anmeldenden kein
neuer Erfullungsaufwand ausgeldst. Da fur die elektronische Forderungsanmeldung kein
bestimmtes Format vorgegeben ist, werden auch fir die Verwalterschaft keine Anpassun-
gen der dort verwendeten Softwaresysteme notwendig sein.

Die genannte Einsparung stellt ein ,Out” im Sinne der ,One in, one out“-Regelung der Bun-
desregierung dar.

c) Erfullungsaufwand der Verwaltung

Es entsteht ein Erflllungsaufwand in der Verwaltung in H6he von einmalig 90 000 Euro fur
den Bund und 1 020 000 Euro fur die Lander sowie jahrlich 102 000 Euro fur die Lander.

Hinsichtlich der Einfihrung der Moglichkeit der audiovisuellen Teilnahme an der Revisions-
hauptverhandlung entstehen Kosten fiir die Ausstattung der Strafsenate der Oberlandes-
gerichte sowie der Revisionsabteilungen der Staatsanwaltschaften mit Videokonferenz-
technik, soweit diese bislang noch nicht tber eine entsprechende Ausstattung verfigen.
Insoweit sind nach den Rickmeldungen der Lander insgesamt 24 Sitzungsséale bei den
Oberlandesgerichten auszustatten, wobei pro Sitzungssaal Kosten in H6he von 35 000 bis
50 000 Euro (im Schnitt also 42 500 Euro) zu veranschlagen sind, sodass flr die Lander
insgesamt einmalige Kosten in Héhe von 1 020 000 Euro entstehen. Zusatzlich ist von ei-
nem jahrlichen Mehraufwand in H6he von 10 %, also rund 102 000 Euro, auszugehen. Die
Justizvollzugsanstalten missen bereits heute mit Videokonferenztechnik ausgestattet sein,
da 8 118a Absatz 2 Satz 2 StPO seit 2013 vorsieht, dass auch Haftprifungen im Wege der
Videokonferenztechnik durchgefuhrt werden kdnnen. Ebenso bestimmt § 463e StPO, dass
die Anhorung im Strafvollstreckungsverfahren im Wege der Ubertragung von Bild und Ton
erfolgen kann.

Beim Bundesgerichtshof fallen Kosten fiir die Ausstattung der von den Strafsenaten ge-
nutzten Sitzungssale mit Videokonferenztechnik an. Legt man Kosten von 42 500 Euro je
Saal zugrunde (siehe oben), ist bei je einem von den Strafsenaten genutzten Saal an den
Standorten Karlsruhe und Leipzig somit von einem einmaligen Erfullungsaufwand in H6he
von 85000 Euro auszugehen. Angesichts der bereits bestehenden vier mit
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Videokonferenzsystemen ausgestatteten weiteren Verhandlungsséle bestehen keine nen-
nenswerten jahrlichen Mehraufwande. Bei der Bundesanwaltschaft diirften ebenfalls Kos-
ten fur die Anschaffung von geeigneten Laptops beziehungsweise Tablets anfallen. Inso-
weit ist von Kosten in Hohe von einmalig 5 000 Euro auszugehen. Angesichts der bereits
bestehenden Ausstattung mit Laptops sind nennenswerte laufende Kosten nicht anzuneh-
men.

Die Moglichkeit der Einfiihrung einer Hybridaktenfiihrung und papiernen Ubermittlung fiir
geheimhaltungsbedurftige Aktenbestandteile und Dokumente ist erfillungsaufwandsneut-
ral. Dadurch werden zwar der Bund und die Lander jedenfalls derzeit von der Verpflichtung
entbunden, ein System zu entwickeln, welches die analogen Ablaufe und Sicherheitsstan-
dards fur héher als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestufte Aktenbestandteile
in die digitale Form zu tberfihren beziehungsweise Doppelstrukturen oder das ressourcen-
intensive Einscannen bislang in Papier gefihrten Aktenteile vermeidet. Insoweit handelt es
sich jedoch um fiktive beziehungsweise hypothetische Entlastungen, die sich aus dem Ver-
gleich eines kinftigen noch nicht implementierten Verfahrens mit einem hierzu kinftigen
kontrafaktischen Verfahren ergeben, welche nicht dem Erfullungsaufwand zugerechnet
werden. Die urspriinglichen Schatzungen hinsichtlich des mit der Einfiihrung der elektroni-
schen Akte verbundenen Erfullungsaufwands (Bundestagsdrucksache 18/9416, S. 38) wer-
den durch die geplanten Anderungen jedoch méglicherweise geringer ausfallen. Das glei-
che gilt hinsichtlich der méglichen Ubermittlung von umfanglichen Akten auf physischen
Datentragern.

Ein sich durch die Festlegung von Standards fir die Ubermittlung elektronischer Akten zwi-
schen Behorden und Gerichten etwaig ergebender Erfiillungsaufwand kann erst nach De-
finition solcher Standards im Rahmen des Erlasses einer entsprechenden Rechtsverord-
nung ermittelt werden; mit diesem Entwurf werden zunachst nur Verordnungsermachtigun-
gen geschaffen, deren Inanspruchnahme im Ermessen der Verordnungsgeberin liegt.

5. Weitere Kosten
a) Blrgerinnen und Burger

Durch die Moglichkeit, schriftliche Erklarungen von Verfahrensbeteiligten und Dritten form-
wahrend als Scans Uber bestimmte Verfahrensbeteiligte einzureichen, fallen Einsparungen
durch wegfallende Portokosten bei den Birgerinnen und Blrgern an. Im Jahr 2021 wurden
insgesamt rund 3,2 Millionen Gerichtsverfahren neu eréffnet (vergleiche https://www.bun-
desjustizamt.de/SharedDocs/Downloads/DE/Justizstatistiken/Geschaeftsentwicklung_Ge-
richte_Staatsanwaltschaften.pdf?__blob=publicationFile&v=5), darunter geschatzt 2,3 Mil-
lionen (beziehungsweise 70 Prozent) sogenannte ,Anwaltsprozesse“ (vergleiche Bundes-
tagsdrucksache 19/28399, S. 31). Es liegen keine amtlichen oder nicht-amtlichen Statisti-
ken dazu vor, wie viele Erklarungen durchschnittlich pro Verfahren von natiirlichen Verfah-
rensbeteiligten und Dritten eingereicht werden. Nachfolgend wird angenommen, dass
durchschnittlich pro Verfahren 0,5 derartige Erklarungen eingereicht werden. Zudem wird
angenommen, dass die Mdglichkeit der elektronischen Ubermittlung kiinftig in 80 Prozent
der Falle genutzt wird (vergleiche Bundestagsdrucksache 19/28399, S. 31). Gemal diesen
Annahmen ist davon auszugehen, dass langfristig rund 920 000 Erklarungen elektronisch
ubermittelt werden. Durch den Wegfall von Portokosten in Hohe von zwei Euro (bei einem
angenommen Umfang von 3 bis 30 Seiten) pro Ubermittlung werden Biirgerinnen und Biir-
ger durch die Rechtsanderungen um insgesamt 1,8 Millionen Euro entlastet.

Ebenso ist durch die Erleichterungen bei der Strafantragstellung (8 158 Absatz 2 StPO-
neu) mit Einsparungen durch wegfallende Portokosten bei den Burgerinnen und Birgern
zu rechnen. Im Jahr 2021 wurden insgesamt rund 4,9 Millionen Ermittlungsverfahren erle-
digt, (vergleiche StBA, Fachserie 10 Reihe 2.6, S. 21). Wie viele der Verfahren auf einen
Strafantrag gemaf § 158 Absatz 2 StPO zurlickzuflhren sind, ist nicht bekannt. Geht man
davon aus, dass in 50 Prozent der von Staatsanwaltschaften und Polizeien eingeleiteten



-45 - Drucksache 126/24

Verfahren férmliche Strafantrage im Sinne des 8§ 158 Absatz 2 StPO gestellt werden, be-
tragt die jahrliche Gesamtzahl rund 2,3 Millionen. Geht man weiterhin davon aus, dass die
vereinfachte elektronische Antragstellung in 10 Prozent der Falle in Anspruch genommen
wird, reduziert sich durch den Wegfall von Portokosten — ein Euro pro Fall — der Erfullungs-
aufwand fir rund 230 000 Falle um insgesamt geschétzt 230 000 Euro pro Jahr.

Zudem ist mit Einsparungen bei den Birgerinnen und Birgern durch die nunmehr einge-
fihrte Moglichkeit zur audiovisuellen Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung zu
rechnen, da dadurch weniger Reise- und Ubernachtungskosten anfallen. Im Jahr 2021 gab
es rund 8 800 strafrechtliche Revisionsverfahren vor den Oberlandesgerichten (5 089 Ver-
fahren) und dem Bundesgerichtshof (3 705 Verfahren) (vergleiche https://www.bundesjus-
tizamt.de/SharedDocs/Downloads/DE/Justizstatistiken/Geschaeftsentwicklung Ge-

richte Staatsanwaltschaften.pdf? _blob=publicationFile&v=5). Dartber wurde allerdings
ganz uberwiegend im Beschlussweg ohne miindliche Hauptverhandlung entschieden. Wie
viele Termine in Zukunft im Wege einer Bild- und Tonibertragung stattfinden werden und
wie hoch die Entlastungen durch den Wegfall von Wegezeiten und -sachkosten sein wird,
kann nur schwer prognostiziert werden. Geht man zum Beispiel davon aus, dass uber alle
Verfahren hinweg durchschnittlich 0,1 Terminsteilnahmen pro Verfahren via Bild- und Ton-
Ubertragung stattfinden werden, wobei dies berlicksichtigt, dass je Verfahren auch mehrere
Burgerinnen und Burger (etwa die Angeklagte und die Nebenklagerin) per Bild- und Ton-
Uibertragung an der Revisionshauptverhandlung teilnehmen kénnen, entfallen in 880 Fallen
(rund 509 bei den Oberlandesgerichten und 371 beim Bundesgerichtshof) Wegezeiten und
-sachkosten. Gemal Leitfaden (Anhang 6) und Kalkulationen des Statistischen Bundesam-
tes betragen die Wegezeiten zu Oberlandesgerichten beziehungsweise zum Bundesge-
richtshof 59 Minuten beziehungsweise 4,2 Stunden und die Wegekosten 13,20 Euro bezie-
hungsweise 158 Euro. Ebenfalls kénnen fur Verhandlungen vor dem Bundesgerichtshof
Ubernachtungskosten in Hohe von 80 Euro bericksichtigt werden. Hinsichtlich der Revisi-
onshauptverhandlungen bei den Oberlandesgerichten kénnen daher rund 500 Stunden und
rund 6.700 Euro Wegesachkosten gespart werden, hinsichtlich der Revisionshauptver-
handlungen beim Bundesgerichtshof rund 1.500 Stunden und 88.300 Euro Wegesach- und
Ubernachtungskosten. Folglich werden Biirgerinnen und Biirger durch tatsachlich stattfin-
dende Bild- und Tonubertragungen pro Jahr um geschatzt 2 000 Stunden und 95 000 Euro
entlastet.

Hinzukommen Einsparungen durch verminderte Reiseaufwande der Verteidigerinnen und
Verteidiger, soweit diese Kosten von den Angeklagten und nicht von der Staatskasse zu
tragen sind. Auch bei den Revisionsverteidigerinnen und -verteidigern dirften wegen der
Moglichkeit der audiovisuellen Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung weniger
Reise- und Ubernachtungskosten sowie der mit der Abwesenheit verbundene Verdienst-
ausfall anfallen. Da jedoch nicht abgesehen werden kann, in wie vielen Fallen die Verteidi-
gung einen entsprechenden Antrag stellen wird, kdnnen die Einsparungen nicht genau be-
ziffert werden. Legt man jedoch zugrunde, dass kiinftig in 880 Fallen strafrechtliche Revisi-
onshauptverhandlungen im Wege der Bild- und TonlUbertragung stattfinden, entfallen eben-
falls fur die Revisionsverteidigerinnen und -verteidiger Reise- und Ubernachtungskosten.
Als Reisezeit wird der Zeitaufwand fur Hin- und Rickweg angesetzt, also fur Verfahren vor
Oberlandesgerichten beziehungsweise dem Bundesgerichtshof 59 Minuten beziehungs-
weise 4,2 Stunden. Die Reisekosten betragen 13,20 Euro beziehungsweise 158 Euro pro
Fall; ebenfalls ist ein Tage- und Abwesenheitsgeld gemal Nummer 7005 VV RVG in Hohe
von 50 Euro beziehungsweise 80 Euro anzusetzen. Es entsteht somit eine Entlastung von
geschéatzt rund 120 000 Euro.

b) Wirtschaft
Weitere Kosten fir die Wirtschaft entstehen nicht.

Insbesondere entstehen keine weiteren Kosten durch die Ausweitung der Pflicht zur elekt-
ronischen Ubermittlung in Straf- und BuRRgeldsachen. Die dafir notwendige Infrastruktur
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missen Rechtsanwaltschaft sowie Verteidigerinnen und Verteidiger aufgrund der schon
heute bestehenden Nutzungspflicht nach § 32d Satz 2 StPO (gegebenenfalls in Verbindung
mit § 110c Satz 1 OWIiG) ohnehin unterhalten.

c) Verwaltung

Durch die Moglichkeit, schriftliche Erklarungen von Verfahrensbeteiligten und Dritten form-
wahrend als Scans Uber bestimmte Verfahrensbeteiligte einzureichen, entfallen Kosten fir
das Einscannen, um die urspringlich schriftlich eingereichten Dokumente in die ab 1. Ja-
nuar 2026 verpflichtende elektronische Akte zu tGberfihren. Durch die kiinftig 920 000 elekt-
ronisch Gbermittelten Erklarungen von Verfahrensbeteiligten (vergleiche Abschnitt bei Biir-
gerinnen und Burger) entfallt bei Gerichten der Aufwand fir das (rechtsichere) Scannen
dieser Dokumente. Wird ein Arbeitsaufwand von funf Minuten pro Scanvorgang angesetzt
(vergleiche Bundestagsdrucksache 18/1067, S. 48), kommt es bei einem Lohnsatz von 34
Euro pro Stunde (vergleiche Leitfaden, Anhang 9, mittlerer Dienst, Durchschnitt aller Ver-
waltungsebenen) zu Einsparungen von insgesamt 2,6 Millionen Euro.

Einsparungen sind auch hinsichtlich der Abschaffung von Unterschriftserfordernissen fir
schriftliche Erklarungen des Birgers bei entsprechender Dokumentation durch die Strafver-
folgungsbehérden und der Erleichterungen bei der Strafantragstellung (Artikel 1 Num-
mer 4, 5, 6, 7, 8 und 10) zu erwarten, da der Aufwand des Einscannens von schriftlichen
Erklarungen in Teilen entfallt. Fur die kiinftig rund 230 000 elektronisch eingereichten form-
lichen Strafantrage (vergleiche Abschnitt Blrgerinnen und Birger) entfallt Arbeitsaufwand
fir das Scannen dieser Antrage. Bei einem Arbeitsaufwand von flnf Minuten pro Scanvor-
gang (vergleiche Bundestagsdrucksache 18/1067, S. 48), verringert sich bei einem Lohn-
satz von 34 Euro pro Stunde (vergleiche Leitfaden, Anhang 9, mittlerer Dienst, Durchschnitt
alle Verwaltungsebenen) der Erflllungsaufwand um insgesamt rund 660 000 Euro. Soweit
auch auf Seiten der Polizei Portokosten dadurch eingespart werden kdnnen, dass nicht
zunéachst per Brief zur formlichen Strafantragstellung aufgefordert werden muss, ist zu be-
riicksichtigen, dass haufig dennoch Merkblatter oder Anhdrungsbdgen an die antragstel-
lende Person zu lUibersenden sind und die Einsparungen insoweit voraussichtlich nicht nen-
nenswert sein werden.

Darlber hinaus ist mit weiteren Einsparungen dadurch zu rechnen, dass aufgrund der Er-
weiterung der Pflicht zur elektronischen Ubermittlung in Straf- und BuRgeldsachen mit einer
Verringerung der Scantatigkeit zu rechnen ist. Es liegen allerdings keine Daten dazu vor,
wie viele Dokumente unter die Erweiterung der Nutzungspflicht fallen und wie viele davon
bereits bislang ohnehin elektronisch Gbermittelt wurden.

Mit weiteren Einsparungen ist durch die Klarstellung zu rechnen, dass die Bekanntgabe
eines Beschlusses in Familiensachen und Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
in Abschrift zu erfolgen hat. Damit wird eine elektronische Bekanntgabe erméglicht. Durch
die Anderung ist zumindest mit gewissen, nicht naher bezifferbaren Einsparungen zu rech-
nen. Soweit die Gerichte in einzelnen Verfahren bislang die Ubersendung einer Ausferti-
gung des Beschlusses fiir erforderlich gehalten haben, entfallen dort die entsprechenden
Papier- und Portokosten. Da jedoch keine Erkenntnisse dariiber vorliegen, in welchem Um-
fang die Gerichte in den vielen unterschiedlichen Verfahren nach dem FamFG bislang an
der Ubersendung von Ausfertigungen festgehalten haben, kann der Umfang der Einspa-
rungen nicht beziffert werden.

Gegebenenfalls anfallenden Kosten fir die Ausstattung von Strafsenaten oder Staatsan-
waltschaften mit Videokonferenztechnik (siehe Abschnitt 4.c)) steht die Einsparung erheb-
licher Kosten und erheblichen Organisationsaufwands entgegen, die mit der Anreise zum
Hauptverhandlungstermin und im Fall der Teilnahme inhaftierter Angeklagter an der Revi-
sionshauptverhandlung mit deren Verschubung und Vorfihrung verbunden sind. Zudem
entstehen Einsparungen durch verminderte Reisekosten fir Revisionsverteidigerinnen und
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-verteidiger (siehe Abschnitt Birgerinnen und Birger), soweit diese Kosten durch die
Staatskasse zu tragen sind.

Die Mdglichkeit der Einfiihrung einer Hybridakte fur elektronisch begonnene Akten ist kos-
tenneutral, da es sich insoweit lediglich um eine Klarstellung handelt.

Bei den zu erwartenden Einsparungen durch die Moglichkeit der Einfihrung einer Hyb-
ridakte fir in Papier begonnene Akten sowie der Ubermittlung groRer Akten auf physischen
Dateitragern handelt es sich um fiktive beziehungsweise hypothetische Entlastungen, die
sich aus dem Vergleich eines kiinftigen noch nicht implementierten Verfahrens mit einem
hierzu kunftigen kontrafaktischen Verfahren ergeben. Die urspriinglichen Schatzungen hin-
sichtlich des mit der Einflihrung der elektronischen Akte verbundenen Erflillungsaufwands
(Bundestagsdrucksache 18/9416, S. 38) werden durch die geplanten Anderungen jedoch
madglicherweise geringer ausfallen.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Die Regelungen haben keine Auswirkungen fur Verbraucherinnen und Verbraucher. Sie
sind inhaltlich geschlechtsneutral und betreffen Frauen und Manner in gleicher Weise. De-
mografische Auswirkungen sind nicht zu erwarten.

VII.  Befristung; Evaluierung

Die Vorschrift zur Einfihrung einer Hybridaktenfiihrung fir geheimhaltungsbedurftige Do-
kumente und Aktenteile ist auf zehn Jahre befristet. Die technischen Méglichkeiten erlauben
eine elektronische Aktenfihrung von Dokumenten und Aktenteilen, die héher als VS-NUR
FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, beziehungsweise Ubermittlung von Doku-
menten und Aktenteilen, die als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH oder hoher ein-
gestuft sind, derzeit nicht; insoweit sind jedoch weitere technische Entwicklungen zu erwar-
ten.

Die Vorschrift zur Einfuhrung einer Hybridakte, die elektronisch begonnen und in Papier-
form weitergefuhrt wird, ist bis zum Ende der Pilotierungsphase der elektronischen Akte in
der Justiz zum 31. Dezember 2025 befristet.

Im Ubrigen sind weder eine Befristung noch eine Evaluierung angezeigt.

Was die Vorschlage zur weiteren Digitalisierung des Strafverfahrens und der weiteren Ver-
fahrensordnungen betrifft, handelt es sich um Anderungen, die im Sinne einer agilen Recht-
setzung fortwahrend Gberprift und angepasst werden. Im Ubrigen wird das Gesetz zur Ein-
fuhrung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren Foérderung des elektroni-
schen Rechtsverkehrs vom 5. Juli 2017 (BGBI. | S. 2208) drei Jahre nach dem vollstandi-
gen Inkrafttreten am 1. Januar 2026 evaluiert werden, so dass auch die bis dahin einge-
brachten Anderungen bericksichtigt werden kénnen.

Eine Befristung der insolvenz- und restrukturierungsrechtlichen Regelungen ist nicht vorge-
sehen, da der Entwurf insoweit der Umsetzung der Restrukturierungs- und Insolvenzrichtli-
nie dient, deren Vorgaben ihrerseits nicht befristet sind. Eine Evaluation ist aufgrund der
Geringfugigkeit der Rechtsanderungen nicht erforderlich.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung der Strafprozessordnung)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 32)

Derzeit erlaubt die gesetzliche Regelung zur elektronischen Aktenflihrung nicht, Akten, die
in Papierform angelegt wurden, elektronisch fortzufiihren. Sollen solche Akten elektronisch
gefuhrt werden, muss der gesamte bisherige Akteninhalt digitalisiert werden. § 32 Absatz 1
Satz 1 StPO sieht zur Vermeidung der Fihrung von Hybridakten lediglich vor, dass solche
Akten von der Pflicht zur elektronischen Aktenfihrung ausgenommen bleiben kénnen.
Diese Regelung hat sich im Lauf der Pilotierung als nicht sinnvoll erwiesen. Deshalb soll
kunftig eine elektronische Fortfihrung in Papierform angelegter Akten auch ohne eine Uber-
tragung der in Papierform vorliegenden Aktenteile in ein elektronisches Dokument méglich
sein.

Der neue Absatz 1a sieht hierzu vor, dass die Bundesregierungen und Landesregierungen
jeweils fur ihren Bereich bestimmen kdnnen, dass Akten, die bereits in Papier gefuhrt wer-
den in elektronischer Form weitergefiihrt werden kénnen, ohne dass die bereits bestehen-
den Papierteile der Akte nachdigitalisiert werden missen. Neben der Mdglichkeit, die elekt-
ronische Weiterfihrung in der Verordnung ab einem bestimmten Datum vorzusehen, be-
steht auch die Mdglichkeit, die elektronische Weiterfiihrung von einem bestimmten Ereignis
abhangig zu machen. Dies kann zum Beispiel ein Wechsel in der Zustandigkeit, eine Ab-
gabe an ein anderes Gericht oder der Beginn des Vollstreckungsverfahrens sein.

Entsprechend der Regelung in § 32 Absatz 1 Satz 3 StPO in der bis zum 30. Juni 2025
geltenden Fassung beziehungsweise § 32 Absatz 1 Satz 2 StPO in der ab 1. Juli 2025 gel-
tenden Fassung soll die Hybridaktenfiihrung auch auf einzelne Gerichte oder Strafverfol-
gungsbehoérden oder auch allgemein bestimmte Verfahren beschrankt werden kénnen. Um
die Umsetzung zu erleichtern, soll zudem, wie auch in den genannten Vorschriften vorge-
sehen, die Mdglichkeit ertffnet werden, diejenigen Verfahren, in denen die Akte elektro-
nisch weitergefihrt wird, im Wege einer offentlich bekanntzumachenden Verwaltungsvor-
schrift zu bestimmen.

Die Mdglichkeit, in Papier begonnene Akten in elektronischer Form weiterzufiihren, ist dabei
auf Akten begrenzt, die vor der verpflichtenden Einfihrung der elektronischen Akte am
1. Januar 2026 in Papier angelegt wurden. Akten, die nach dem 1. Januar 2026 angelegt
werden, sind (vorbehaltlich der Regelung des geplanten § 15 Absatz 1 des Einfihrungsge-
setzes zur Strafprozessordnung (StPOEG)) ausschlief3lich elektronisch zu flhren.

Um die Umsetzung der Regelung in der Praxis zu erleichtern, ist die Mdglichkeit der Ent-
scheidungsdelegation entsprechend der bereits vorhandenen Regelung in 8 32 Absatz 1

StPO vorgesehen. Die Feststellung, dass die Rechtsverordnung der Bundesregierung nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, ist rein deklaratorischer Natur.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 32a)

Zu Buchstabe a

Die Anpassung vollzieht die Anpassung der inhaltlich gleichlaufenden Vorschrift des § 130a
Absatz 2 Satz 2 ZPO (Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe b) nach. Auf die dortige Begriindung
wird verwiesen.

Zu Buchstabe b

Die Anderung erweitert im Interesse der Praktikabilitat die Mdglichkeiten fir Verteidigerin-
nen und Verteidiger sowie Rechtsanwaéltinnen und Rechtsanwalte, Dokumente von
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Beschuldigten, weiteren Verfahrensbeteiligten oder Dritten formwahrend als elektronische
Dokumente einzureichen.

Die Regelung entspricht § 130a Absatz 3 Satz 2 ZPO-E (Artikel 13 Nummer 2 Buch-
stabe c). Auf die dortige Begrindung wird verwiesen. Entgegen der Regelung in der ZPO
soll die Regelung im Strafverfahren auf professionelle Verfahrensbeteiligte (Verteidigerin-
nen und Verteidiger sowie Rechtsanwaéltinnen und Rechtsanwaélte) beschrankt werden.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 32d)

Derzeit bestimmt 8 32d Satz 1 StPO, dass Verteidiger und Rechtsanwalte den Strafverfol-
gungsbehoérden und Gerichten Schriftsatze und deren Anlagen sowie schriftlich einzu-
reichende Antrage und Erklarungen als elektronisches Dokument tbermitteln sollen. Nur
die Berufung und ihre Begriindung, die Revision, ihre Begriindung und die Gegenerklarung
sowie die Privatklage und die Anschlusserklarung bei der Nebenklage ,missen” sie nach
§ 32d Satz 2 StPO als elektronisches Dokument Ubermitteln. Soweit nach Satz 2 die Pflicht
zur Einreichung elektronischer Dokumente besteht, handelt es sich um eine Form- und
Wirksamkeitsvoraussetzung der jeweiligen Prozesshandlung. Ihre Nichteinhaltung bewirkt
die Unwirksamkeit der Erklarung.

Die Vorschrift wurde durch das Gesetz zur Einfihrung der elektronischen Akte in der Justiz
und zur weiteren Forderung des elektronischen Rechtsverkehrs vom 5. Juli 2017 (BGBI. |
S. 2208) zum 1. Januar 2022 eingefiihrt. Eine strenge Nutzungspflicht sollte ausweislich
der Begriindung (Bundestagsdrucksache 18/9416, S. 50 f.) nur fiir solche schriftlichen Er-
klarungen bestehen, bei denen ausgeschlossen ist, dass sie in einer besonders eilbed(irf-
tigen Situation, in der zudem die fUr eine elektronische Kommunikation erforderliche Infra-
struktur fehlen kann — etwa in einem Verhandlungs- oder Haftpriifungstermin — abzugeben
sind. Dies sei insbesondere bei der schriftlichen Einlegung und Begriindung von Rechts-
mitteln und bei der Gegenerklarung der Fall. Sonstige Verfahrenserklarungen, insbeson-
dere Einlassungen zur Sache, Antrdge zum Verfahren oder auch Beschwerden sollten vom
Formzwang ausgenommen bleiben, weil diese Erklarungen im Strafverfahren auch weiter-
hin durch eine handschriftliche Erklarung méglich bleiben sollten, die der Verteidiger jeder-
zeit auch ohne technische Hilfsmittel vornehmen kénnen musse.

Nach § 314 Absatz 1 StPO beziehungsweise 8§ 341 Absatz 1 StPO sind Berufung und Re-
vision zu Protokoll der Geschéftsstelle oder schriftlich einzulegen. Dies gilt somit auch fur
die Rucknahme der Berufung und Revision (BGH, Beschluss vom 19. August 1982 — 1 StR
595/81, BGHSt 31, 109 [113]; Beschluss vom 23. Juni 1983 — 1 StR 351/83, NJW 1984,
1974; Beschluss vom 6. Mai 1999 — 4 StR 79/99, NStZ 1999, 526), allerdings mit der Ein-
schrankung, dass die Pflicht zur elektronischen Ubermittlung nach § 32d Satz 2 StPO zur
Einhaltung der Schriftform nur fur die Einlegung, nicht aber fur die Riicknahme gilt (siehe
BGH, Beschluss vom 4. Juli 2023 — 4 StR 171/23, Rn. 6; OLG Karlsruhe, Beschluss vom
16. November 2022 — 1 Ws 312/22, NStZ-RR 2023, 81, die auf die bewusst unvollkom-
mene, aber abschlielende Regelung hinweisen; so auch BeckOK StPO/Cirener, 50. Ed.
1. Januar 2024, StPO § 302 Rn. 4).

Der ansonsten bestehende Gleichlauf von Einlegung und Ricknahme wird durch die bis-
herige Regelung somit durchbrochen. Zudem fihrt die derzeitige Rechtslage zu Medien-
briichen, sofern die Gerichte und Staatsanwaltschaften bereits heute im Rahmen der Pilo-
tierung beziehungsweise ab 1. Januar 2026 flachendeckend verpflichtend mit der elektro-
nischen Akte arbeiten. Die dann in Papierform vorliegenden Verfahrensantrdge missen
erst eingescannt werden, um sie in die elektronische Akte zu tberflihren, was zu Mehrauf-
wand bei der Justiz fihrt.

Daher soll die Nutzungspflicht des § 32d Satz 2 StPO auf von Verteidigerinnen und Vertei-
digern sowie Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalten erklarte Riicknahmen von Berufung
und Revision erstreckt werden. Die Aufnahme der Rechtsmittelricknahme in den Katalog
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des 8§ 32d Satz 2 StPO entspricht auch der Rechtslage im Zivilverfahren. Dort unterfallen
Rechtsmittelriicknahmen ebenfalls der Nutzungspflicht nach § 130d ZPO (BGH, Beschluss
vom 20. September 2022 — IX ZR 118/22, BeckRS 2022, 31312).

Die Moglichkeit, das Rechtsmittel in der Hauptverhandlung mindlich zurickzunehmen wird
dadurch nicht beruihrt. In Ubereinstimmung mit der bisherigen Rechtslage soll die Maglich-
keit, die Erklarungen zu Protokoll der Geschéftsstelle zu geben, durch § 32d StPO nicht
berthrt werden (Bundestagsdrucksache 18/9416, S. 50 f.). Insoweit ist zu bertcksichtigen,
dass das richterliche Hauptverhandlungsprotokoll die Niederschrift zu Protokoll der Ge-
schaftsstelle ersetzt (Meyer-Gol3ner/Schmitt, 66. Aufl. 2023, Einleitung Rn. 137). Dies gilt
auch, soweit die Aufgabe (wie etwa die Einlegung der Berufung oder Revision) dem Rechts-
pfleger Ubertragen wurde (BGH, Beschluss vom 19. August 1982 — 1 StR 595/81, BGHSt
31, 109, Rn. 12). Entsprechendes gilt fur eine Rucknahmeerklarung. Insoweit ist anerkannt,
dass die Rucknahmeerklarung zu Protokoll in jeder Instanz mdoglich ist (MiKoStPO/All-
gayer, 2. Aufl. 2024, StPO § 302 Rn. 20).

Die Nutzungspflicht soll jedoch nicht auf den Verzicht auf Berufung oder Revision erstreckt
werden. Zwar ist auch insofern der Gleichlauf zwischen Einlegung und Verzicht durchbro-
chen. Insoweit ist jedoch zu beachten, dass die Hauptverhandlung mit der Verkiindung des
Urteils endet, § 260 Absatz 1 StPO. Die praktisch bedeutsame Konstellation des Verzichts
im Anschluss an das Urteil findet daher rechtlich betrachtet auf3erhalb der Hauptverhand-
lung statt. Insofern ist de lege lata allgemeine Auffassung, dass ein im Anschluss an die
Hauptverhandlung erklarter, in der Sitzungsniederschrift beurkundeter Verzicht wirksam ist
(siehe bereits BGH Beschluss vom 25. August 1982 — 3 StR 290/82). Es scheint allerdings
ungeklart, inwieweit es sich dabei um eine Erklarung zu Protokoll der Geschéftsstelle han-
delt oder nicht eher um eine durch den Urkundsbeamten vermittelte schriftliche Erklarung
(siehe KK-StPO/Paul, 9. Aufl. 2023, StPO § 302). Letztere wére bei einer Aufnahme des
Verzichts in 8 32d Satz 2 StPO nicht mehr méglich. Aufgrund des somit bestehenden Risi-
kos, dass der Rechtsmittelverzicht nicht mehr ohne Weiteres muiindlich nach der Urteilsver-
kindung erklart werden und wirksam in das Hauptverhandlungsprotokoll aufgenommen
werden konnte, soll von einer Aufnahme des Rechtsmittelverzichts in den Katalog des
§ 32d Satz 2 StPO abgesehen werden.

Die Nutzungspflicht soll zudem auf den Einspruch gegen den Strafbefehl und dessen Ruick-
nahme erweitert werden. Nach 8 410 Absatz 1 StPO ist auch der Einspruch gegen den
Strafbefehl schriftlich oder zu Protokoll der Geschaftsstelle einzulegen. Da der Einspruch
gegen den Strafbefehl derzeit ebenfalls nicht im Katalog des § 32d Satz 2 StPO enthalten
ist, kann der Einspruch auch von Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalten sowie Verteidi-
gerinnen und Verteidigern in Papierform oder etwa per Fax eingelegt werden. Die Situation
der Einspruchseinlegung entspricht jedoch der Situation der Rechtsmitteleinlegung, die be-
reits de lege lata von § 32d Satz 2 StPO erfasst wird. Insbesondere besteht beim Einspruch
gegen den Strafbefehl ebenfalls keine besonders eilbedirftige Situation, die einer Nut-
zungspflicht des elektronischen Rechtsverkehrs entgegenstehen wirde (siehe auch BGH,
Beschluss vom 4. Juli 2023 — 4 StR 171/23 ; OLG Karlsruhe, Beschluss vom 16. November
2022 — 1 Ws 312/22, NStZ-RR 2023, 81). Daher soll nun ein Gleichlauf von Berufung, Re-
vision und Einspruch gegen den Strafbefehl geschaffen werden. Dies gilt auch hinsichtlich
der Riicknahme des Einspruchs. Die mindliche Ricknahme des Einspruchs wird durch die
Regelung nicht berthrt, da auch die Einspruchsriicknahme zu Protokoll der Geschéftsstelle
erfolgen kann, wobei auch hier das Hauptverhandlungsprotokoll das Protokoll der Ge-
schéftsstelle ersetzt (MiKoStPO/Eckstein, 1. Aufl. 2019, StPO § 411 Rn. 44). Wegen der
Moglichkeit, den Strafbefehl nach § 408a StPO im unmittelbaren Anschluss an eine Haupt-
verhandlung zu erlassen, soll der Verzicht auf den Einspruch im Gleichlauf mit dem Verzicht
auf die Berufung oder Revision nicht der Nutzungspflicht unterfallen.
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Zu Nummer 4 bis Nummer 6 (Anderung der 8§ 81f, 81g und 81h)

Das geltende Recht zur molekulargenetischen Untersuchung, zur DNA-Identitatsfeststel-
lung und zur DNA-Reihenuntersuchung sieht in den jeweiligen Verfahrensvorschriften vor,
dass die Einwilligung in die molekulargenetische Untersuchung nach § 81f Absatz 1 StPO,
die Einwilligung in die Entnahme von Kdrperzellen und in die molekulargenetische Unter-
suchung dieser Korperzellen nach § 81g Absatz 3 Satz 1 und 2 StPO und die Einwilligung
in die DNA-Reihenuntersuchung nach 8§ 81h Absatz 1 StPO jeweils schriftlich erteilt werden
missen. Das fihrt jedoch bei Fihrung der Akten in elektronischer Form zu einem Medien-
bruch und damit verbundenen Aufwanden fir das Ausdrucken und Wiedereinscannen der
Erklarungen. Dieses Schriftformerfordernis soll daher in Konstellationen, in denen Be-
troffene und das jeweilige Strafverfolgungsorgan jeweils gleichzeitig anwesend sind, durch
die Anfertigung eines Protokolls oder eine sonstige Dokumentation der Einwilligung durch
die Staatsanwaltschaft oder ihre Ermittlungspersonen ersetzt werden kénnen. Die Form
wahren damit etwa auch auf Video im Rahmen einer Vernehmung aufgezeichnete Einwilli-
gungen oder mundlich erklarte Einwilligungen, Uber die sodann ein Vermerk angefertigt
wird. Damit wird die Rechtslage zur DNA-Untersuchung den inzwischen geanderten Vor-
schriften zur Vernehmung angepasst, bei denen ebenfalls keine Unterschrift unter dem Ver-
nehmungsprotokoll mehr zu leisten ist.

Die Verpflichtung, die einwilligende Person uber die MaRnahme zu belehren (siehe etwa
§ 81f Absatz 1 Satz 2, § 81g Absatz 3 Satz 3, § 81h Absatz 4 StPO), wird durch die nun
geschaffene Mdglichkeit zur Dokumentation in sonstiger Weise nicht berthrt. Die Mdglich-
keit zur sonstigen Dokumentation soll lediglich Medienbriiche vermeiden, nicht aber den
Schutz der einwilligenden Person verringern.

Wegen des Verweises von 8§ 81le Absatz 2 Satz 4 StPO auf § 81f Absatz 1 StPO gilt die
Regelung auch fur die molekulargenetische Untersuchung von Material bekannter Spuren-
verursacher.

Zu Nummer 7 (Anderung von § 114b)

Nach § 114b Absatz 1 Satz 1 StPO ist der verhaftete Beschuldigte unverziglich und schrift-
lich in einer fur ihn verstandlichen Sprache lber seine Rechte zu belehren; den Erhalt der
Belehrung Uber die Rechte bei Freiheitsentziehungen soll er nach § 114b Absatz 1 Satz 4
StPO schriftlich bestétigen. Auch dieses Schriftformerfordernis fihrt zu einem Medienbruch
und soll daher dahingehend modifiziert werden, dass der Erhalt der Belehrung durch den
verhafteten Beschuldigten kiinftig auch von der Staatsanwaltschaft oder inren Ermittlungs-
personen in Gegenwart des Beschuldigten protokolliert oder auf sonstige Weise dokumen-
tiert werden kann. Die Einholung einer schriftlichen Bestéatigung, die sodann zu den Akten
genommen wird, soll daneben nach wie vor zulassig bleiben.

Die durch das Gericht im Rahmen der Vorflihrung vor den zustdndigen oder nachsten Rich-
ter zu erteilenden Belehrungen (8 115 Absatz 3 und 4, § 115a Absatz 2 und 3 StPO) sind
bereits nach geltendem Recht als wesentliche Férmlichkeiten zu protokollieren (8 168a Ab-
satz 1 Satz 1 StPO), sodass es insofern einer Rechtsédnderung nicht bedarf.

Zu Nummer 8 (Anderung von § 158)
Zu Buchstabe a

Nach § 158 Absatz 1 Satz 1 und 2 StPO kdnnen die Anzeige einer Straftat und der Straf-
antrag derzeit bei der Staatsanwaltschaft, den Behérden und Beamten des Polizeidienstes
und den Amtsgerichten mundlich oder schriftlich angebracht werden, wobei die miindliche
Anzeige zu beurkunden ist. Entgegen dem Wortlaut wird die Vorschrift jedoch allgemein
dahingehend ausgelegt, dass die Strafanzeige nicht nur mindlich oder schriftlich, sondern
formlos, also etwa auch telefonisch oder per E-Mail, erstattet werden kann. Durch die
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Streichung der Woérter ,mindlich oder schriftlich” soll klargestellt werden, dass auch kinftig
jede Form der Kontaktaufnahme gegeniiber den zusténdigen Stellen die Voraussetzungen
des 8§ 158 Absatz 1 erfilllt.

Zudem soll der Wortlaut den Formulierungen in § 81f Absatz 1 StPO, § 81g Absatz 3 StPO,
§ 81h Absatz 1 StPO, § 114b Absatz 1 StPO und § 424 Absatz 2 StPO angeglichen wer-
den, sodass die Erstattung der Anzeige oder die Stellung des Strafantrags sowie deren
jeweiliger Inhalt durch die aufnehmende Person entsprechend zu protokollieren oder in
sonstiger Weise zu dokumentieren sind. Anders als bei den genannten Vorschriften ist aber
auch bei der Antragstellung durch Abwesende keine Form zu wahren.

Eine schriftliche Antragstellung soll damit auch kinftig zulassig bleiben. Die Dokumentation
von schriftlich oder elektronisch eingereichten Strafanzeigen oder -antragen kann dadurch
erfolgen, dass diese zum Ermittlungsvorgang oder zur Akte genommen werden.

Zu Buchstabe b

Nach 8 158 Absatz 2 StPO muss der (Straf-)Antrag nach derzeitiger Rechtslage bei Straf-
taten, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt, bei einem Gericht oder der Staatsanwalt-
schaft schriftlich oder zu Protokoll, bei einer anderen Behdrde schriftlich angebracht wer-
den. Aufgrund der Rechtsprechung des BGH, die fur Strafantrage, die als Papierdokument
angebracht werden, angesichts des Zwecks der Schriftform gewisse Lockerungen aner-
kannt hat, besteht eine unterschiedliche Behandlung von in Papierform und elektronisch
eingereichten Antragen. Dies gilt, sofern aus dem Schriftstiick ersichtlich ist, von wem die
Erklarung herrihrt, und feststeht, dass sie mit Wissen und Wollen der berechtigten Person
der zustandigen Stelle zugeleitet worden ist (vergleiche BGH, Beschluss vom 12. Mai 2022
— 5 StR 398/21, NJW 2022, 2768 Rn. 11 m.w.N.). Fur die elektronische Strafantragstellung
hat der BGH indes angesichts des Wortlauts des § 158 Absatz 2 StPO entschieden, dass
diese nur Gber die in 8 32a StPO erodffneten Wege erfolgen kann, so dass die Erklarung mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen oder auf einem sicheren Ubermitt-
lungsweg, insbesondere Uber ein elektronisches Bulrger- und Organisationenpostfach
(eBO) oder ein Nutzerkonto nach dem OZG, einzureichen ist (BGH, Beschluss vom 12. Mai
2022 — 5 StR 398/21, NJW 2022, 2768). Dadurch werden unangemessen hohe Hurden fur
die digitale Antragstellung aufgestellt, da de lege lata insbesondere eine Strafantragstellung
per einfacher E-Mail ausgeschlossen ist.

Kunftig soll in diesen Fallen die Schriftform und ihr elektronisches Aquivalent nach § 32a
StPO nicht mehr erforderlich sein. Auch in diesen Féllen ist nach 8 158 Absatz 1 StPO der
Strafantrag lediglich zu protokollieren oder auf sonstige Weise zu dokumentieren. Zusatz-
lich missen die Identitat und der Verfolgungswille der antragstellenden Person aus der Er-
klarung und den Umstanden ihrer Abgabe eindeutig ersichtlich sein. Damit wird der Geset-
zestext hinsichtlich der nicht-digitalen Strafantragstellung an die bereits heute bestehende
Rechtsprechung angeglichen.

Diese Voraussetzungen sollen zudem auf die digitale Antragstellung Ubertragen werden.
Auch kinftig soll daher die elektronische Antragstellung unter Abwesenden durch die Ein-
haltung der Vorgaben des § 32a StPO erfolgen kdnnen. Dariber hinaus soll es aber auch
ausreichen, dass die Ermittlungsbehdrden die Identitat der antragstellenden Person und
ihren Verfolgungswillen auf andere Weise feststellen. Dabei soll die Frage, von dem die
Erklarung herrthrt und ob sie mit Wissen und Wollen des Berechtigten der zustandigen
Stelle zugeleitet worden ist, gegebenenfalls auch im Nachgang geklart werden kénnen.

Mit der kiinftigen Regelung sollen daher beispielsweise durch die Lander angepasste For-
mulare und Masken im Rahmen ihrer Onlineportale, die etwa Uiber eine Abfrage der Perso-
nalausweisnummer oder anderweitig die Identitat der antragstellenden Person hinreichend
sicher aufklaren, die Voraussetzungen des 8§ 158 Absatz 2 StPO-E erfillen.
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Auch einfache E-Mails sollen die Voraussetzungen des 8§ 158 Absatz 2 StPO-E erfiillen
koénnen, sofern sich daraus Identitat und Verfolgungswille der antragstellenden Person —
gegebenenfalls auch im Wege der Auslegung — hinreichend eindeutig entnehmen lassen.
Die Feststellung der Identitat wird beispielsweise bei der Antragstellung tber eine behord-
liche oder bereits dienstlich bekanntgewordene E-Mail-Adresse hinreichend mdéglich sein.
Das gleiche durfte gelten, wenn im Rahmen eines bereits bestehenden (zum Beispiel tele-
fonischen) Austauschs zwischen der Polizei und der antragstellenden Person diese dann
per E-Mail einen Strafantrag stellt oder wenn die Identitat der antragstellenden Person im
Nachgang im Rahmen ihrer Zeugenvernehmung bestatigt wird. Bei E-Mails von E-Mail-Ad-
ressen, die etwa auf einen Fantasienamen lauten, und die auch keine weitere Erreichbarkeit
(etwa eine Telefonnummer oder postalische Anschrift) enthalten, die der Ermittlungsbe-
horde eine Uberpriifung der Identitat erméglicht, diirfte zunachst nur ein Antwortschreiben
an diese E-Mail Adresse mit der Bitte um weitere Angaben in Betracht kommen.

Die Anderung nimmt daher die auch von der groBen Mehrzahl der Lander in der Bund-
Lander-Arbeitsgruppe ,Onlinedienste zur Meldung von Hasskommentaren flr Blrgerinnen
und Burger” vertretene Auffassung auf, dass hinsichtlich der Formerfordernisse des Straf-
antrags gesetzgeberischer Handlungsbedarf zur Verbesserung der Verfolgungsmaoglichkei-
ten von Hasskriminalitat im Internet besteht (Abschlussbericht der BLAG, S. 8). Im Gegen-
satz zur Auffassung der Mehrheit der Lander soll der Strafantrag jedoch kinftig nicht der
Textform bedirfen. Diese materielle Formvorschrift ist dem Verfahrensrecht im Allgemei-
nen und dem Strafprozessrecht im Besonderen fremd und erflillt insbesondere nicht die
spezifischen Anforderungen, die an das Institut des Strafantrags zu stellen sind. So wirde
die de lege lata mogliche Stellung eines Strafantrags in einer per Video aufgezeichneten
Vernehmung (siehe dazu BGH, Beschluss vom 23. August 2023 — 2 StR 176/23) die Text-
form nicht erfillen und damit formunwirksam sein, ohne dass die Identitat der antragstel-
lenden Person oder ihr Verfolgungswille in Zweifel stiinden.

Fur die Wirksamkeit des Strafantrags soll es — wie im geltenden Recht — auf den Inhalt der
innerhalb der Frist abgegebenen Erklarung ankommen; eine nachtragliche Heilung soll, wie
im geltenden Recht, nicht moglich sein.

Zu Nummer 9 (Anderung von § 350)

Derzeit ermdglicht es § 350 StPO nach Uberwiegender Ansicht (siehe Nachweise in der
Begrindung Allgemeiner Teil) nicht, dass die Anwesenheit einzelner Verfahrensbeteiligter
in der Revisionshauptverhandlung durch eine Teilnahme im Wege der Bild- und Tonuber-
tragung ersetzt wird. Anders als in der erstinstanzlichen Hauptverhandlung ist eine Aus-
nahme von der Anwesenheitspflicht und ihre Ersetzung durch eine audiovisuelle Teilnahme
bei der Revisionshauptverhandlung jedoch nicht grundsatzlich ausgeschlossen.

Kunftig soll es deshalb nach § 350 Absatz 3 Satz 1 StPO-E mdéglich sein, Angeklagten, ih-
ren gesetzlichen Vertreterinnen und Vertretern, Verteidigerinnen und Verteidigern sowie
den Vertreterinnen und Vertretern der Staatsanwaltschaft auf ihren jeweiligen Antrag hin
die Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung per Videokonferenz zu gestatten. Das
gleiche gilt fir Nebenklagerinnen und Nebenklager, nebenklageberechtigte Personen so-
wie die Personen, die nach 8§ 397 Absatz 2 Satz 3, § 404 Absatz 3 und § 406h Absatz 2
Satz 2 sowie § 429 Absatz 1 und § 444 Absatz 2 Satz 1 StPO von dem Termin zu benach-
richtigen sind. Diese sind nach 8 397 Absatz 2 Satz 3 StPO die Nebenklagevertreterin oder
der Nebenklagevertreter, die oder der ihre beziehungsweise seine Wahl dem Gericht an-
gezeigt haben oder als Beistand bestellt wurden sowie nach § 406h Absatz 2 Satz 2 StPO
die Rechtsanwaltin beziehungsweise der Rechtsanwalt der oder des Nebenklagebefugten,
nach § 404 Absatz 3 StPO die Adhasionsklagerin oder der Adhasionsklager und nach § 429
Absatz 1 und § 444 Absatz 2 Satz 1 StPO Einziehungsbeteiligte und Betroffene im Verfah-
ren bei Festsetzung einer Geldbul3e gegen eine juristische Person oder eine Personenver-
einigung. Sofern es sich bei den zu benachrichtigenden Personen nicht um natirliche
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Personen handelt, bezieht sich die Moglichkeit zur audiovisuellen Teilnahme auf ihre recht-
lichen Vertreter.

Fur Verletzte, die nicht zugleich nebenklagebefugt sind, ist die Moglichkeit zur audiovisuel-
len Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung hingegen nicht eréffnet. Zwar ist auch
ihnen der Termin der Revisionshauptverhandlung gemaf § 350 Absatz 1 Satz 1, § 214 Ab-
satz 1 Satz 2, § 406d Absatz 1 StPO mitzuteilen. Sie verfligen jedoch nicht Uiber ein per-
sonliches Anwesenheitsrecht, sondern sind im Ergebnis Teil der Gerichtsoffentlichkeit, nicht
Verfahrensbeteiligte. Ihre Teilnahme per Bild- und Tonubertragung kdme daher mit § 169
Absatz 1 GVG in Konflikt, der Tonubertragungen nur in engen Grenzen erlaubt.

Jeder der genannten Verfahrensbeteiligten kann jeweils fiir sich den Antrag stellen. Es ist
nicht erforderlich, dass etwa die Angeklagte und ihr Verteidiger parallele Antrége stellen.
Damit soll die Durchfiihrung der Revisionshauptverhandlung in hybrider Form, das heif3t mit
einem beziehungsweise einer oder mehreren Verfahrensbeteiligten durch Zuschaltung per
Videokonferenztechnik, ermdglicht werden.

Zugleich sollen die Mitwirkungsrechte inhaftierter Angeklagter an der Hauptverhandlung
gestarkt werden. Deshalb ist in Satz 3 vorgesehen, dass inhaftierten Angeklagten auf ihren
Antrag jedenfalls die Teilnahme per Videokonferenz an der Sitzung zu ermdglichen ist,
wenn das Gericht nach seinem Ermessen von ihrer Vorfiihrung nach § 350 Absatz 2 Satz 3
StPO absieht. Um den Revisionsgerichten und Justizvollzugsanstalten die notwendigen
Vorbereitungen zu ermdéglichen und Terminsverlegungen zu vermeiden, soll es aber mog-
lich sein, den Antrag auf Teilnahme per Videokonferenz abzulehnen, wenn zwischen dem
Eingang des Antrags bei Gericht und dem jeweiligen Hauptverhandlungstermin nicht min-
destens drei Tage liegen. Eine langere Frist, beispielsweise eine Woche, kommt nicht in
Betracht, da die Ladungsfrist nach § 217 Absatz 1 StPO bereits eine Woche betragt.

Die Frage, ob eine Teilnahme einzelnen Personen generell méglich, zwingend erforderlich
oder ausgeschlossen ist, wird durch die Regelung nicht bertihrt. Daher ist insbesondere zu
beachten, dass etwaige technische Probleme einem Beginn oder Fortgang der Revisions-
hauptverhandlung nur dann entgegenstehen, wenn das Fehlen des Beteiligten auch bei
Teilnahme in Prasenz die Durchfihrung der Hauptverhandlung hindern wirde. Dies ist ins-
besondere bei der gegebenenfalls nach § 350 Absatz 2 Satz 2 StPO notwendigen Teil-
nahme eines Verteidigers oder einer Verteidigerin der Fall, so dass technische Probleme
die Durchfuihrung der Hauptverhandlung insofern in gleichem Maf3e hindern, wie eine ver-
spatete Anreise oder eine Erkrankung. Ebenso bleibt im Sicherungsverfahren, auf das nach
§ 414 Absatz 1 StPO die Regelung des § 350 Absatz 3 StPO-E grundsétzlich Anwendung
findet, die Mdglichkeit bestehen, die Hauptverhandlung nach § 415 Absatz 1 StPO auch
durchzufiihren, wenn das (auch audiovisuelle) Erscheinen des Beschuldigten vor Gericht
wegen seines Zustandes unmdglich oder aus Grunden der 6ffentlichen Sicherheit oder Ord-
nung unangebracht ist.

Unberuhrt lasst die Vorschrift auch die Vorschriften Uber die Kommunikation von Verteidi-
gerinnen und Verteidigern mit Angeklagten. Sofern Angeklagte und Verteidiger nicht an ei-
nem Ort, etwa gemeinsam in den Geschaftsraumen des Verteidigers oder in der Justizvoll-
zugsanstalt, teilnehmen, ist eine ungestoérte Kommunikation zwischen der Verteidigung und
Angeklagten auch im Falle der audiovisuellen Teilnahme an der Revisionshauptverhand-
lung etwa durch die Nutzung eines sogenannten Breakout-Raums oder eines Telefons si-
cherzustellen. Wo sich ein gegebenenfalls notwendiger Dolmetscher oder eine Dolmet-
scherin fir Angeklagte aufzuhalten hat, regelt 8 350 Absatz 3 StPO-E nicht. Dies zu ent-
scheiden, obliegt der Verhandlungsleitung des Gerichts, welches nach 8§ 185 Absatz 1la
GVG auch die Teilnahme der Dolmetscherin oder des Dolmetschers per Videokonferenz
gestatten kann.

Zustandig fur die Entscheidung ist die oder der Vorsitzende. Wegen der Nahe zu den in
§ 213 Absatz 1, § 214 Absatz 1 Satz 1, § 238 Absatz 1 StPO geregelten Vorgédngen der
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Terminsbestimmung, Ladung zum Termin und Verhandlungsleitung, die ebenfalls der oder
dem Vorsitzenden zugewiesen sind, erscheint es sachgerecht, die Entscheidung allein den
Vorsitzenden zu Ubertragen. Die Entscheidungen der oder des Vorsitzenden Uber die Ge-
stattung der Bild-und-Ton-Ubertragung sind unanfechtbar.

Mit Ausnahme des Antrags inhaftierter Angeklagter nach Absatz 3 Satz 3 steht die Ent-
scheidung Uber die Zulassung der Anwesenheit der Bild- und TonUbertragung im Ermessen
der oder des Vorsitzenden. Bei der Ausiibung des Ermessens kénnen insbesondere auch
die Praktikabilitat der Durchfiihrung als hybride Hauptverhandlung, die Gefahr der uner-
laubten Teilnahme von Personen, denen die Zuschaltung nicht gestattet wurde oder der
unerlaubten Aufzeichnung der Revisionshauptverhandlung, sofern diese nicht bereits durch
die Aufenthaltsregelung des Absatz 3 Satz 2 beseitigt werden kann, im Einzelfall bertck-
sichtigt werden. Gleichzeitig kann auch voriibergehenden technischen Problemen oder ei-
ner die Ubertragungskapazitaten tiberschreitenden Anzahl von Antragen Rechnung getra-
gen werden. Das generelle Fehlen von Videokonferenztechnik stellt jedoch keinen hinrei-
chenden Grund dar, die Zuschaltung nicht zuzulassen. Ebenso kann die Kurzfristigkeit des
Antrags einen Grund darstellen, dass dem Antrag nicht mehr entsprochen werden kann,
wenn eine Bild- und Tonubertragung in der Kiirze der Zeit technisch-organisatorisch nicht
gewabhrleistet werden kann. Eine feste Antragsfrist soll es demgegeniiber (mit Ausnahme
von Satz 4) nicht geben, da die Moglichkeit der audiovisuellen Teilnahme auch gerade bei
kurzfristiger Unmoglichkeit einer Teilnahme in Prasenz (etwa durch Krankheit, Bahnstreik,
Unwetter etc.) genutzt werden kdénnen soll, um Terminsverlegungen zu vermeiden.

Entsprechend der Regelung in § 463e Absatz 1 Satz 2 StPO soll die Gestattung der Bild-
und Tonibertragung mit der Mal3gabe erfolgen, dass sich Verfahrensbeteiligte in einem
Dienstraum oder einem Geschéftsraum einer Verteidigerin oder eines Verteidigers bezie-
hungsweise einer Rechtsanwaltin oder eines Rechtsanwalts aufhalten. Dienstraume sind
insbesondere solche einer Justizvollzugsanstalt, einer Entziehungsanstalt, der Bewdah-
rungshilfe, eines anderen Gerichts, einer Staatsanwaltschaft oder einer Polizeidienststelle.
Damit soll ein Rahmen sichergestellt werden, in dem die rechtsstaatliche Durchfiihrung des
Verfahrens gewabhrleistet ist. Insbesondere soll so die ordnungsgeméaf3e Durchfiihrung der
Hauptverhandlung gesichert und zugleich gewahrleistet werden, dass keine verbotenen
Aufzeichnungen erfolgen, kein unerlaubter Einfluss auf die Verfahrensbeteiligten genom-
men wird oder weitere Personen unerlaubterweise der Verhandlung folgen. So kann auch
das Risiko minimiert werden, dass unerlaubt Zuhorerinnen und Zuhorer einer nicht 6ffentli-
chen Hauptverhandlung etwa im Fall des § 48 Absatz 1 des Jugendgerichtsgesetzes (JGG)
beiwohnen.

Die Ausgestaltung der Aufenthaltsregelung als ,Soll-Vorschrift” dient dazu, dem Gericht die
Moglichkeit zu erdffnen, eine Teilnahme von Verfahrensbeteiligten ausnahmsweise im
Wege der Bild- und Tonlbertragung auch auB3erhalb des gesetzlich vorgesehenen Rah-
mens durchzufuhren, wenn besondere Umsténde des Einzelfalls dies gerade erfordern, um
die Rechtsstaatlichkeit des Verfahrens gerade zu gewahrleisten. Dies wird nur in Ausnah-
mefallen der Fall sein.

Grundsatzlich muss das Gericht bei der Durchfiihrung der Revisionshauptverhandlung mit-
tels Videokonferenztechnik auch die Grundsétze der Barrierefreiheit beachten, wie sie fur
den Bereich der Bundesverwaltung in § 4 des Behindertengleichstellungsgesetzes geregelt
sind. Fir die Verstandigung mit einer blinden oder sehbehinderten Person sieht § 191a
Absatz 4 GVG-E nach dem vom Bundestag beschlossenen Gesetz zur Férderung des Ein-
satzes von Videokonferenztechnik in der Zivilgerichtsbarkeit und den Fachgerichtsbarkei-
ten (Bundestagsplenarprotokoll 20/138, S. 17610A-17610B) vor, dass die in gerichtlichen
Verfahren eingesetzte Videokonferenztechnik auf deren Verlangen barrierefrei zuganglich
zu machen ist. Danach sollen insbesondere die Vorgaben der Barrierefreie-Informations-
technik-Verordnung vom 12. September 2011 (BGBI. | S. 1843), die zuletzt durch Artikel 1
der Verordnung vom 24. Oktober 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 286) gedndert worden ist, beriick-
sichtigt werden. Einer weitergehenden Regelung speziell fir die strafgerichtliche
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Revisionshauptverhandlung bedarf es nicht. Dies gilt insbesondere, als § 350 Absatz 3
StPO-E die Moglichkeiten der Verfahrensbeteiligten flr die Teilnahme nur erweitert und
damit gerade Barrieren abbaut.

Absatz 4 stellt klar, dass auch im Rahmen einer Bild- und Tonilbertragung nach § 350 Ab-
satz 3 StPO-E eine Aufzeichnung der Hauptverhandlung durch die zugeschalteten Verfah-
rensbeteiligten nicht erfolgen darf. Diese sind auf das Aufzeichnungsverbot spéatestens zu
Beginn der Bild- und Tonlbertragung (beispielsweise gemeinsam mit der Gestattung oder
mundlich zu Beginn der Ubertragung) hinzuweisen (Satz 2). § 169 GVG wird durch die Re-
gelung nicht beriihrt. Das Verbreiten oder Offentlichzugéanglichmachen insbesondere einer
Aufzeichnung einer Hauptverhandlung in Strafsachen soll zudem nach § 353d Nummer 4
Buchstabe a StGB-E in der Fassung des vom Bundestag beschlossenen Gesetzes zur di-
gitalen Dokumentation der strafgerichtlichen Hauptverhandlung (Bundestagsplenarproto-
koll 20/138, S. 17561D) klnftig strafbar sein.

Aufgrund der Verweisung in § 79 Absatz 3 Satz 1 OWIiG auf die Vorschriften der Strafpro-
zessordnung uber die Revision gelten § 350 Absatz 3 und 4 StPO-E entsprechend im Ver-
fahren Uber die Rechtsbeschwerde in Bul3geldsachen, wenn das Beschwerdegericht ge-
maR 8 79 Absatz 5 Satz 2 OWIiG aufgrund einer Hauptverhandlung durch Urteil entschei-
det.

Zu Nummer 10 (Anderung von § 424)

Nach § 424 Absatz 2 StPO unterbleibt die Anordnung der Beteiligung einer oder eines Ein-
ziehungsberechtigten am Verfahren, wenn die Person, die von der Einziehung betroffen
ware, erklart, dass sie gegen die Einziehung des Gegenstandes keine Einwendungen vor-
bringen wolle. Gerichte und Staatsanwaltschaften kdnnen die Erklarung bereits nach gel-
tendem Recht protokollieren. Gegeniber Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft ist
die Erklarung jedoch schriftlich zu erteilen, so dass es zu Medienbriichen kommen kann.
Daher soll die Vorschrift entsprechend den tbrigen Anpassungen in § 81f Absatz 1 StPO,
§ 81g Absatz 3 StPO, § 81h Absatz 1 StPO und § 114b Absatz 1 StPO kiinftig auch fur die
Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft eine Protokollierungsmdglichkeit vorsehen.
Somit soll die Erklarung kinftig entweder schriftlich abgegeben oder von dem Gericht, der
Staatsanwaltschaft oder ihren Ermittlungspersonen in Gegenwart der oder des Betroffenen
protokolliert oder auf sonstige Weise dokumentiert werden kénnen.

Aufgrund der Verweise in den 88 435 Absatz 2, 438 Absatz 1 Satz 2 und 439 StPO bezie-
hungsweise § 87 Absatz 1 OWIiG soll die Anderung auch im selbststandigen Einziehungs-
verfahren sowie im Einziehungsverfahren nach dem OWIiG Anwendung finden.

Zu Artikel 2 (Anderung des Einfiilhrungsgesetzes zur Strafprozessordnung)

Derzeit erlaubt die gesetzliche Regelung zur elektronischen Aktenfiihrung nicht, Akten teil-
weise in Papierform und teilweise in elektronischer Form zu fiihren. Zudem besteht nach
88 32a, 32b, 32d, 32f StPO unter anderem fur Rechtsanwaéltinnen und Rechtsanwalte eine
Pflicht zur Ubermittlung bestimmter Dokumente in elektronischer Form. Gleichzeitig kann
die ausnahmslos elektronische Aktenfiihrung von Verschlusssachen, die hdher eingestuft
sind als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH und die Ubermittlung von Verschlusssa-
chen, die als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH oder hoher eingestuft sind, technisch
derzeit noch nicht gewahrleistet werden.

Die Vorschrift enthalt daher in Absatz 1 Satz 1 eine Offnungsklausel, die fur einen Uber-
gangszeitraum von zehn Jahren (vergleiche Artikel 4) die Erstellung, Ubermittlung und Ak-
tenfuhrung von Dokumenten und Aktenbestandteilen, die als Verschlusssachen ,STRENG
GEHEIM*, ,GEHEIM® oder ,VS-VERTRAULICH® eingestuft sind, weiterhin in Papierform
gestattet. Fur die Konstellationen, in denen Aktenbestandteile als Verschlusssache héher
als ,VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH?* eingestuft sind, soll die Fiihrung einer Akte
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in hybrider Form, das heil3t mit den nicht eingestuften Aktenbestandteilen in elektronischer
Form und den eingestuften Bestandteilen in Papierform, als Ausnahmefall von der ab dem
1. Januar 2026 obligatorischen elektronischen Aktenfiihrung ausdrtcklich zugelassen wer-
den (Satz 1). Ebenso sollen fur diesen Zeitraum die Pflichten zur elektronischen Ubermitt-
lung nach beispielsweise § 32b Absatz 3 und § 32d Satz 2 der Strafprozessordnung von
Dokumenten und Aktenteilen, die als Verschlusssache ,VS-NUR FUR DEN DIENSTGE-
BRAUCH® oder hoher eingestuft sind, nicht bestehen (Satz 2). Satz 3 stellt klar, dass die
bislang fiir die Erstellung, Ubermittlung und Fuhrung dieser eingestuften Akten beziehungs-
weise Aktenbestandteile geltenden Vorschriften nach wie vor Anwendung finden.

Absatz 2 enthélt eine Verordnungsermachtigung fur den Bund und die Lander fur den Zeit-
raum der Pilotierung der elektronischen Akte (siehe § 32 Absatz 1 StPO in der Fassung bis
zum 31. Dezember 2025). Bis zum Ende der Pilotierungsphase am 31. Dezember 2025 soll
es zulassig sein, dass elektronisch begonnene Akten insbesondere bei einem Wechsel der
funktionalen Zustandigkeit innerhalb des Verfahrens (zum Beispiel im Vollstreckungsver-
fahren oder bei Abgabe des Verfahrens an ein anderes Gericht) in Papierform weitergefihrt
werden kdnnen. Solange die elektronische Akte noch nicht flachendeckend eingefiihrt ist,
kann es immer wieder zu Fallen kommen, in denen eine Akte zwar zunéchst elektronisch
geflhrt wird, dann aber an eine Stelle abgegeben wird, die die Akten noch nicht elektronisch
fuhrt. Zur Vermeidung einer Hybridakte musste die elektronische Akte dann ausgedruckt
und in Papier weitergeftihrt werden. Dies soll aus Griinden der Ressourcenschonung und
Nachhaltigkeit vermieden werden.

Die Regelung soll sowohl Akten umfassen, die ausschlief3lich elektronisch vorliegen, als
auch solche, die bereits als Hybridakte nach § 32 Absatz 1a StPO-E in Papierform und
elektronischer Form gefuihrt werden. In letzterem Fall soll es damit auch méglich sein, eine
beispielsweise in der ersten Instanz in Papier und in der Rechtsmittelinstanz elektronisch
gefuihrte Akte nach Zurtickverweisung in der ersten Instanz in Papierform weiterzufiihren,
ohne zwischenzeitlich Aktenteile in die eine oder andere Form Uberfuhren zu missen.

Wie auch in § 32 Absatz 1a StPO-E soll die Mdglichkeit bestehen, die Hybridaktenfiihrung
auf einzelne Gerichte oder Strafverfolgungsbehdrden oder auf allgemein bestimmte Ver-
fahren zu beschranken und fir diesen Fall, die auch durch Verwaltungsvorschrift, die 6f-
fentlich bekanntzumachen ist, zu regeln, in welchen Verfahren die Akten in (voll)elektroni-
scher Form zu fuhren sind.

Elektronisch begonnene Akten, die aufgrund der Regelung des § 15 Absatz 2 StPOEG-E
in Papierform weitergefuihrt wurden und somit am 1. Januar 2026 in hybrider Form vorlie-
gen, kbénnen entweder aufgrund einer Verordnung nach § 32 Absatz 1 Satz 2 StPO (in der
ab 1. Januar 2026 geltenden Fassung) in Papierform oder aufgrund einer Verordnung nach
§ 32 Absatz 1a StPO-E in elektronischer Form weitergefihrt werden. In beiden Fallen muss
der vor dem 1. Januar 2026 angelegte papierne Teil der Akte nicht nachdigitalisiert werden.

Die Regelung ist im Wesentlichen klarstellender Natur, da eine entsprechende Auslegung
des 8§ 32 Absatz 1 StPO bereits heute vertreten wird. Vor dem Hintergrund, dass die weite-
ren Moglichkeiten der Hybridaktenfiihrung nunmehr gesetzlich geregelt werden sollen, er-
scheint es sachgerecht, zur Vermeidung von Rechtsunsicherheit auch die Hybridaktenfiih-
rung elektronisch/Papier klarstellend zu regeln.

Zu Artikel 3 (Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Strafprozessordnung
zum 1. Januar 2026)

Mit Ablauf der mit § 15 Absatz 2 StPOEG-E bezweckten Ubergangsperiode ist der Absatz
aufzuheben und bleibt Absatz 1 als einziger Absatz bestehen.
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Zu Artikel 4 (Weitere Anderung des Einfuhrungsgesetzes zur Strafprozessordnung
zum 1. Januar 2036)

Es ist angesichts der fortschreitenden technischen Entwicklung davon auszugehen, dass
bis zum 31. Dezember 2035 eine Freigabe der Komponenten des elektronischen Rechts-
verkehrs und der E-Akten-Systeme auch fiir Verschlusssachen, die hoher als VS-NUR FUR
DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, erteilt werden wird, sodass die Ubergangsvor-
schrift dann nicht mehr erforderlich sein wird. Die bislang in § 15 StPOEG enthaltene Re-
gelung ist zeitlich bereits Uberholt und soll nach Ende der mit Artikel 2 bezweckten Uber-
gangsperiode nicht wieder aufleben, weshalb § 15 StPOEG insgesamt aufzuheben ist.

Zu Artikel 5 (Anderung des Strafvollzugsgesetzes)

Die Regelung entspricht den in Artikel 1 Nummer 1 und Artikel 2 enthaltenen Regelungen.
Auf die dortige Begriindung wird insoweit verwiesen. Da fir Entscheidungen im gerichtli-
chen Verfahren nach dem Strafvollzugsgesetz (StVollzG) die Strafvollstreckungskammern
sowie die Strafsenate der Oberlandesgerichte und damit ausschlie3lich Gerichte der Lan-
der zustandig sind, sieht § 110a Absatz 1a StVollzG in Ubereinstimmung mit dem bereits
geltenden § 110a StVollzG nur Verordnungserméachtigungen fur die Landesregierungen mit
entsprechender Subdelegationsmdglichkeit vor.

Soweit nach 8§ 120 Absatz 1 Satz 2 StVollzG die Regelungen der StPO und damit auch
Pflichten zur elektronischen Ubermittlung etwa nach § 32b Absatz 3 StPO und § 32d Satz 2
StPO Anwendung finden, stellt Absatz 1b klar, dass auch in diesen Fallen eine Ausnahme
fur Dokumente und Aktenteile bestehen soll, die mit einem Geheimhaltungsgrad als VS-
NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH oder hoher eingestuft sind.

Zu Artikel 6 (Weitere Anderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2026)

Mit Ablauf der mit § 110a Absatz 1c StVollzG-E bezweckten Ubergangsperiode ist der Ab-
satz aufzuheben.

Zu Artikel 7 (Weitere Anderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2036)

Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 8 (Anderung des Gesetzes iber Ordnungswidrigkeiten)

Zu Nummer 1 und 2 (Anderung der 88 49a und 49b)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanpassungen in Folge der Anderung des § 479 StPO
durch Artikel 1 Nummer 67 des Gesetzes zur Fortentwicklung der Strafprozessordnung und
zur Anderung weiterer Vorschriften vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2099), die seinerzeit un-
terblieben sind.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 110a)

Die Regelung entspricht den in Artikel 1 Nummer 1 und Artikel 2 enthaltenen Regelungen.
Auf die dortige Begriindung wird insoweit verwiesen.

Soweit nach § 110c Absatz 1 Satz 1 OWiG die Pflichten zur elektronischen Ubermittlung
nach § 32b Absatz 3 und § 32d StPO Anwendung finden, stellt Absatz 1b klar, dass auch
in diesen Fallen eine Ausnahme flir Dokumente und Aktenteile bestehen soll, die mit einem
Geheimhaltungsgrad VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH oder hoher eingestuft sind.
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Zu Nummer 4 (Anderung von § 110c)

Nach § 110c Satz 1 OWIiG gilt im Buf3geldverfahren § 32d StPO entsprechend. Demnach
gilt auch hier, dass Verteidigerinnen und Verteidiger sowie Rechtsanwaltinnen und Rechts-
anwalte Schriftsatze und deren Anlagen sowie schriftlich einzureichende Antrage und Er-
klarungen als elektronisches Dokument tbermitteln sollen (§ 32d Satz 1 StPO). Die Verfah-
renshandlungen, fir die gemaR § 32d Satz 2 StPO eine Pflicht zur elektronischen Ubermitt-
lung besteht, sind jedoch strafrechtlicher Art und erfassen nicht ausdriicklich auch buR3geld-
rechtliche Verfahren. Wegen der entsprechenden Anwendbarkeit tber § 110c Satz 1 OWiG
wird aber de lege lata eine Pflicht nach § 32d Satz 2 StPO jedenfalls angenommen fir die
Rechtsbeschwerde (§ 79 OWIiG), den Antrag auf Zulassung der Rechtsbeschwerde (8 80
OWiIG) und fur deren jeweilige Begrindung (OLG Frankfurt, Beschluss vom 28. Februar
2023 — 1 Ss-OWi 1460/22, NJW 2023, 1528 Rn. 5; OLG Hamm, Beschluss vom 24. August
2022 — 5 RBs 179/22, BeckRS 2022, 24922 Rn. 1 f.; BeckOK OWiG/Valerius, 41. Ed. 1.
Januar 2024, OWIiG § 110c Rn. 1.1; nur zur Rechtsbeschwerde auch KG Berlin, Beschluss
vom 11. Mai 2022 — 3 Ws (B) 88/22, NJW 2022, 2286 Rn. 5; OLG Koblenz, Beschluss vom
5. April 2022 — 2 OWi 31 SsBs 55/22, BeckRS 2022, 11005 Rn. 4; AG Berlin-Tiergarten,
Beschluss vom 5. April 2022 — (310 OWi) 3034 Js-OWi 3776/22 (161/22), BeckRS 2022,
8990 Rn. 5; Krenberger/Krumm, 7. Aufl. 2022, OWIiG § 110c Rn. 13 — auch zur Rechtsbe-
schwerdebegrindung). Dies wird kinftig in 8§ 110c OWiIiG ausdriicklich geregelt und dabei
ebenso klargestellt, dass auch die Gegenerklarung (8§ 80 Absatz 4 Satz 2 OWIiG in Verbin-
dung mit § 347 StPO) unter die Nutzungspflicht fallt.

Daruiber hinaus wird teilweise vertreten, dass 8 32d Satz 2 StPO auch fir den Einspruch
gegen den Buligeldbescheid und dessen Riicknahme beziehungsweise den Verzicht auf
den Einspruch gelte. Werde ein Einspruch durch einen Rechtsanwalt eingelegt, kénne die-
ser also nur als elektronisches Dokument Ubermittelt werden (AG Berlin-Tiergarten, Be-
schluss vom 5. April 2022 — (310 OWi) 3034 Js-OWi 3776/22 (161/22), BeckRS 2022, 8990
Rn. 5 ff.; Gassner/Seith/Stahnke, 2. Aufl. 2020, OWIG § 110c Rn. 25; Jungbauer DAR
2022, 168, 171; hingegen offenlassend Krenberger/Krumm, 7. Aufl. 2022, OWIG § 110c
Rn. 13). Nach uberwiegender Auffassung wird 8 32d Satz 2 StPO wegen der strukturellen
Unterschiede der dort genannten strafrechtlichen Rechtsmittelverfahren gegentiber dem
Einspruch im BuRgeldverfahren als nicht anwendbar angesehen. Der Verweis in § 110c
Satz 1 OWIG aktiviere nur die Soll-Vorschrift des § 32d Satz 1 StPO; eine Pflicht zur elekt-
ronischen Ubermittlung des Einspruchs bestehe aber nicht (OLG Frankfurt, Beschluss vom
28. Februar 2023 — 1 Ss-OWi 1460/22, NJW 2023, 1528 Rn. 5; OLG Karlsruhe, Beschluss
vom 22. Marz 2023 — 2 ORDbs 35 Ss 125/23, BeckRS 2023, 4890 Rn. 9; AG Hameln, Be-
schluss vom 14. Februar 2022 — 49 OWi 23/22, BeckRS 2022, 2579 Rn. 7 ff. mit zust. Anm.
van Endern NZV 2022, 333 ff. sowie Schafer jurisPR-VerkR 16/2022 Anm. 5; BeckOK
OWIiG/Gertler, 41. Ed. 1. Januar 2024, OWIG 8 67 Rn. 68; Gohler/Seitz/Bauer, 18. Aufl.
2021, OWiIG 8 67 Rn. 21a; Staudinger jurisPR-StrafR 9/2022 Anm. 2).

Nach geltendem Recht spricht gegen eine Anwendbarkeit des § 32d Satz 2 StPO auf den
Einspruch gegen den Bul3geldbescheid, dass derzeit die Nutzungspflicht auch fur den Ein-
spruch gegen einen Strafbefehl nicht gilt. Dies soll jedoch kiinftig gedndert werden (siehe
dazu die Begriindung zu Artikel 1 Nummer 3). Um kiinftige Rechtsunsicherheiten aufgrund
dieser Rechtsanderung zu vermeiden, soll die Regelung in § 110c OWiG den Besonderhei-
ten des BuR3geldverfahrens besser angepasst werden und kiinftig ausdrticklich regeln, dass
auch der Einspruch gegen den BufRgeldbescheid unter die Nutzungspflicht fallt. Dafar
spricht auch, dass durch das Funfte Gesetz zur Anderung verwaltungsverfahrensrechtlicher
Vorschriften sowie zur Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuchs vom 4. Dezem-
ber 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 344) seit dem 1. Januar 2024 einer von dem Erklarenden elekt-
ronisch signierten Erklarung an die Behorde aus einem besonderen elektronischen An-
waltspostfach auch im Verwaltungsverfahren schriftftormersetzende Wirkung zukommt, so
dass Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwaélte auch den Einspruch bei den BuRgeldbehérden
ohne weiteres Uber das ihnen vertraute Verfahren einlegen kdénnen.
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Die gleichen Uberlegungen gelten fur die Riicknahme des Einspruchs. Da dem Einspruchs-
verfahren im BuRgeldverfahren keine Hauptverhandlung vorausgeht, droht hier nicht die
oben zum Verzicht auf Berufung und Revision beschriebene Situation, dass der Verzicht
nicht mehr formgerecht mindlich im Anschluss an eine Hauptverhandlung erklart werden
kann. Daher erscheint es sinnvoll, den Verzicht auf den Einspruch gegen den Buf3geldbe-
scheid den Anforderungen des § 32d Satz 2 StPO zu unterstellen, sofern er durch eine
Rechtsanwaltin oder einen Rechtsanwalt beziehungsweise eine Verteidigerin oder einen
Verteidiger erklart wird.

Zu Artikel 9 (Weitere Anderung des Gesetzes tiber Ordnungswidrigkeiten zum
1. Januar 2026)

Die Regelung entspricht Artikel 6. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 10 (Weitere Anderung des Gesetzes tiber Ordnungswidrigkeiten zum
1. Januar 2036)

Die Regelung entspricht Artikel 7. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.
Zu Artikel 11 (Anderung des Einfilhrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch)

Die Regelung entspricht Artikel 2. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen. Die Einfiih-
rung weiterer Formen der Hybridakte bedarf es nicht, da das Bundesamt fur Justiz die Akten
bereits ausschlief3lich elektronisch fihrt.

Zu Artikel 12 (Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch
zum 1. Januar 2036)

Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.
Zu Artikel 13 (Anderung der Zivilprozessordnung)

Zu Nummer 1 (Anderung der Inhaltsuibersicht)

Redaktionelle Anpassung der Inhaltstibersicht an den neuen 8 130e.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 130a)

Zu Buchstabe a

Mit der Anderung wird klargestellt, dass auch Antrage Dritter in den Anwendungsbereich
des § 130a ZPO fallen.

Zu Buchstabe b

Die bisherige Verordnungserméachtigung in Satz 2 wird dergestalt erweitert, dass auch das
Nahere zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten von Inhabern der in Absatz 4
Satz 1 Nummer 4 und 5 genannten elektronischen Postfacher in der Rechtsverordnung
nach Absatz 2 Satz 2 zu regeln ist. Die ausdriickliche Ermé&chtigung schafft Rechtssicher-
heit und eréffnet die Mdglichkeit, Datenverarbeitungen im Rahmen eines sicheren elektro-
nischen Verzeichnisses auch ohne zusatzliche Einwilligungen der Betroffenen vorzuneh-
men. Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist zur Auffindbarkeit und Adressierung
von Postfachinhabern erforderlich. Zu diesem Zweck sind die betreffenden Daten in dem
sicheren elektronischen Verzeichnis eingetragen. Das Néhere zur Verarbeitung der Daten
wird auf Grundlage der Verordnungserméchtigung des § 130a Absatz 2 Satz 2 ZPO-E und
der gleichlaufenden Regelungen in den Ubrigen Verfahrensordnungen in der
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Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung (ERVV) geregelt. Die korrespondierende Ergén-
zung der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung wird in § 13a ERVV-E vorgenommen.

Zu Buchstabe c

Die Anderung erweitert im Interesse der Praktikabilitat die Moglichkeiten fur Bevollméch-
tigte, (gesetzliche) Vertreterinnen und Vertreter sowie Beistande, einen Antrag oder eine
Erklarung der Partei oder von Dritten als elektronisches Dokument einzureichen.

Nach § 130d Satz 1 ZPO sind Rechtsanwalte, Behdrden und juristische Personen des 6f-
fentlichen Rechts verpflichtet, schriftlich einzureichende Antrage und Erklarungen elektro-
nisch an das Gericht zu tGbermitteln. Bisher ist es jedoch nicht ausdriicklich zuldssig, dass
der von der Partei in Papierform unterzeichnete Antrag oder eine von der Partei in Papier-
form unterzeichnete Erklarung eingescannt und der Scan etwa von einem bevollmachtigten
Rechtsanwalt mit seiner eigenen qualifizierten elektronischen Signatur versehen oder durch
ihn einfach signiert tber einen sicheren Ubermittlungsweg eingereicht wird. Nach dem
Wortlaut des § 130a Absatz 3 Satz 1 ZPO muss namlich derzeit der Antrag oder die Erkla-
rung mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der erklarenden Person selbst verse-
hen sein (,verantwortende Person®).

Da jedoch Privatpersonen nur selten tiber eine qualifizierte elektronische Signatur verfligen,
wird das Einreichen nur in den wenigsten Fallen auf diese Weise elektronisch erfolgen kon-
nen. Im Interesse einer moglichst umfassenden elektronischen und medienbruchfreien
Kommunikation soll daher durch § 130a Absatz 3 Satz 3 ZPO-E die elektronische Ubermitt-
lung eines eingescannten Antrags oder einer eingescannten Erklarung ausdriicklich zuge-
lassen werden. Da der prozessuale Antrag oder die Erklarung in Papierform von der an-
tragstellenden oder erklarenden Person unterschrieben und diese Papierfassung anschlie-
Rend eingescannt worden ist, wird mit der Ubermittlung dieses Scans durch beispielsweise
den Bevollmachtigten nach § 130a Absatz 3 Satz 1 ZPO die prozessuale Schriftform ge-
wahrt. Nicht erforderlich ist, dass derjenige den Scan selbst anfertigt. Es handelt sich um
keinen Fall des ersetzenden Scannens, sondern lediglich um eine Erleichterung zur Wah-
rung der prozessualen Schriftform.

Die Neuregelung kann beispielsweise auch auf die Einreichung der Prozessvollmacht (8§ 80
Satz 1 ZPO) oder einer eidesstattlichen Versicherung der Partei (vergleiche § 294 Absatz 1
ZPO) Anwendung finden. Dem Gericht bleibt es als Ausdruck freier richterlicher Beweis-
wrdigung gleichwohl unbenommen, bei Zweifeln an der Echtheit einer solchen Erklarung
eine Vorlage des Originals der von der Partei errichteten Urkunde zu verlangen. Mit dem
Scan allein kann der Beweis der Echtheit im Bestreitensfall hiernach nicht gefihrt werden,
sondern im Rahmen des Urkundsbeweises nur durch Vorlage des Papieroriginals. Das gilt
namentlich, wenn ein Mangel der Vollmacht gerigt (vergleiche § 88 ZPO) wird. Die sich
daraus schon bisher ergebenden Rechtsfolgen bleiben durch die Neuregelung also unbe-
rahrt. Fir eidesstattliche Versicherungen kann die Vorlage des Originals insbesondere
dann besondere Relevanz haben, wenn man mit der wohl Uberwiegenden Auffassung nur
die mundliche oder schriftliche Abgabe unmittelbar vor der zustandigen Stelle der Strafbar-
keit nach § 156 Variante 1 StGB — auch in Verbindung mit § 161 Absatz 1 StGB — unterwirft.
Denn die Androhung der Strafbarkeit begrindet regelmafig den besonderen Beweiswert
der eidesstaatlichen Versicherung.

Fur blofRe Anlagen zu Schriftsatzen, die selbst gerade nicht der Abgabe prozessualer Par-
teierklarungen dienen, bleibt die Regelung des § 130a Absatz 3 Satz 2 ZPO unberihrt.
Diese ermoglicht bereits jetzt die prozessual wirksame Einreichung entsprechender Anla-
gen ohne separate Signatur.
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Zu Nummer 3 (Einfigung von 8 130e)

Durch den neuen 8§ 130e sollen die wirksame Abgabe und der wirksame Zugang von emp-
fangsbeddrftigen Willenserklarungen erleichtert werden, die in bei Gericht elektronisch ein-
gereichten Schriftsdtzen enthalten sind.

Im Interesse einer medienbruchfreien Kommunikation soll eine empfangsbeddrftige Wil-
lenserklarung, die der gesetzlich oder rechtsgeschéftlich bestimmten materiell-rechtlichen
Schriftform (88 126 sowie 127 Absatz 1 und 2 des Birgerlichen Gesetzbuchs - BGB) oder
elektronischen Form (88 126a sowie 127 Absatz 1 und 3 BGB) bedarf, als in dieser Form
zugegangen gelten, wenn sie in einem Schriftsatz nach Mal3gabe der prozessualen Vorga-
ben des § 130a als elektronisches Dokument bei Gericht eingereicht und dem Empfanger
zugestellt oder formlos mitgeteilt (vergleiche § 270 ZPO) wird.

Im Einklang mit der Systematik der 88 130a ff. ZPO ist die Regelung tatbestandlich auf
vorbereitende Schriftséatze im Sinne der §§ 129, 130 ZPO bezogen. Uber die Verweise ins-
besondere in § 70 Absatz 2 ZPO, § 253 Absatz 4 ZPO, § 519 Absatz 4 ZPO, § 520 Ab-
satz 5 ZPO, § 549 Absatz 2 ZPO, § 551 Absatz 4 ZPO und 8 575 Absatz 4 ZPO ist sie aber
auch auf bestimmende Schriftsédtze anwendbar.

Die Vorschrift setzt voraus, dass der Schriftsatz unter Einhaltung der Vorgaben des § 130a
ZPO elektronisch bei Gericht eingereicht wird — also insbesondere in einer fir das Gericht
zur Bearbeitung geeigneten Form und nach Mafl3gabe von § 130a Absatz 3 und 4 ZPO ent-
weder qualifiziert elektronisch signiert oder signiert auf einem sicheren Ubermittlungsweg
Ubermittelt wird.

Die Fiktion des formgerechten Zugangs schliel3t jene der formgerechten Abgabe ein (Form-
fiktion). Sie tritt ein, sobald der Schriftsatz entweder zugestellt oder formlos mitgeteilt wurde.
Da § 130e ZPO-E alternativ an beide Arten der Ubermittlung ankniipft, kommt es fiir den
Eintritt der Formfiktion nicht darauf an, ob die im Einzelfall gewéahite Ubermittlung der in der
Prozesslage vorgeschriebenen Form (vergleiche § 270 ZPO) entspricht. MaRRgeblich ist al-
lein, dass der Schriftsatz dem Empféanger zugegangen ist. Das ist auch der Fall, wenn der
elektronisch bei Gericht eingereichte Schriftsatz dem Empfanger in Papierform tbermittelt
wird. Andererseits ist aber eine Zustellung oder Mitteilung gerade durch das Gericht auch
nicht zwingend vorausgesetzt; vielmehr wird auch die Zustellung im Parteibetrieb — insbe-
sondere von Anwalt zu Anwalt (8 195 ZPO) — erfasst, solange der Schriftsatz parallel bei
Gericht elektronisch eingereicht wird.

Die prozessrechtlich bedingte formbezogene Privilegierung der tiber einen sicheren Uber-
mittlungsweg eingereichten schriftsatzlichen Erklarungen ist auch mit Blick auf die den ma-
teriell-rechtlichen Formerfordernissen beigegebenen Zwecke zu rechtfertigen. Insbeson-
dere ist die Identitat des Erklarenden bei Einhaltung von § 130a Absatz 3 und 4 ZPO hin-
reichend sicher und nachprifbar zu erkennen. Zudem ist bei dieser Form der Ubermittiung
gewabhrleistet, dass die Erklarung zwischen Abgabe und Zugang unverandert bleibt (Integ-
ritatsfunktion). In der von der Regelung erfassten Situation stehen schliel3lich auch ausrei-
chende Mdglichkeiten zum Beweis der Abgabe der Erklarung zur Verfigung. Der Nachweis
der wirksamen Einreichung bei Gericht kann tber die Prozessakten gefuhrt werden; der
Zugang kann ergéanzend durch die dem Empfanger zugestellte oder mitgeteilte, inhaltlich
identische Erklarung nachgewiesen werden.

Mit Satz 2 der Regelung wird ausdriicklich klargestellt, dass die Formfiktion auch dann zur
Anwendung kommt, wenn die Ersetzung der schriftlichen Form durch die elektronische
Form aufgrund des in § 126 Absatz 3 BGB enthaltenen Vorbehalts materiell-rechtlich im
Ubrigen ausgeschlossen ist.
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Zu Nummer 4 (Anderung von § 298a)

Die Regelung im neuen Absatz 3 erméglicht im Gleichlauf mit der Neuregelung des § 32a
StPO (Artikel 1 Nummer 1) die Hybridaktenfihrung. Auch 8§ 298a Absatz 1 und 2 ZPO se-
hen bislang nur die Mdglichkeit zur Nachdigitalisierung bestehender Aktenteile und Fortfih-
rung als elektronische Akte oder aber die Weiterflihrung der Altakte als Papierakte vor. Auf
die Begrundung zu Artikel 1 Nummer 1 wird Bezug genommen.

Der neue Absatz 4 sieht flr einen besonderen Bereich technischer und organisatorischer
Rahmenbedingungen der elektronischen Aktenfiihrung eine gesonderte Verordnungser-
machtigung vor. Mit der Neuregelung und gleichlautenden Vorschriften in den tbrigen Ver-
fahrensordnungen wird die Bundesregierung ermachtigt, technische Standards fir die
Ubermittlung elektronischer Akten zwischen Behérden und Gerichten des Bundes und der
Lander einheitlich durch Rechtsverordnung zu regeln. Diese Rechtsverordnung bedarf der
Zustimmung des Bundesrates.

Die Ubermittlung elektronischer Verwaltungsvorgange an die Gerichte ist heute oftmals mit
technischen Schwierigkeiten verbunden. Insbesondere in sozial- und verwaltungsgerichtli-
chen Verfahren Ubermitteln die Verwaltungsbehérden ihre Vorgange zwar zunehmend
elektronisch an die Gerichte (vergleiche § 104 Satz 5 SGG, § 99 Absatz 1 VwWGO). Da die
ZPO und die Ubrigen Verfahrensordnungen mit Ausnahme der StPO aber bisher keine Vor-
gaben dazu enthalten, wie die elektronische Ubermittlung im Einzelnen zu erfolgen hat,
werden die Akten sehr uneinheitlich und Giberwiegend ohne maschinenlesbaren Datensatz
Ubermittelt, was die Handhabung durch die Justiz erheblich erschwert.

In Umsetzung eines entsprechenden Beschlusses des E-Justice-Rats von Bund und Lan-
dern soll die Neuregelung es daher ermdglichen, bundeseinheitliche technische Standards
fur diesen elektronischen Aktenaustausch zu bestimmen. Durch solche Standards soll ins-
besondere sichergestellt werden, dass Akten von Behdrden auch tber Landergrenzen hin-
weg ohne Schwierigkeiten elektronisch an die Gerichte Gbermittelt und dort ohne Medien-
briiche in den elektronischen Aktensystemen verarbeitet werden kénnen.

Der Regelungsgegenstand der auf dieser Grundlage zu erlassenden Rechtsverordnung
schlieRt verschiedene technische Aspekte der Ubermittlung elektronischer Akten ein, fir
die Standards erforderlich sind. Das betrifft etwa die bei der Ubermittlung von Behérden an
Gerichte zulassigen Dateiformate (Ubermittlungsformate der elektronischen Akte). Um die
Ubertragenen Daten ohne Doppelarbeiten unmittelbar nutzen zu kénnen, ist zudem die
gleichzeitige Ubertragung bestimmter Metadaten erforderlich. Bei der Festlegung der Stan-
dards ist die Vereinbarkeit mit bereits vorhandenen technischen Gegebenheiten, insbeson-
dere auch mit bestehenden behordlichen IT-Systemen, zu beriicksichtigen.

Zu Artikel 14 (Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der
Zivilprozessordnung)

Die Regelung sieht im Gleichlauf mit der Neuregelung des § 15 Absatz 1 StPOEG-E (Arti-
kel 2) eine befristete Ausnahme fir Verschlusssachen von der Pflicht zur elektronischen
Ubermittlung nach den 88 130a bis 130d ZPO sowie § 298a ZPO und von der obligatori-
schen elektronischen Aktenfiihrung ab 1. Januar 2026 gemall § 298a Absatz 1a Satz 1
ZPO vor. Auf die Begriindung zu Artikel 2 wird verwiesen.

Zu Artikel 15 (Weitere Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der
Zivilprozessordnung zum 1. Januar 2026)

Die Regelung entspricht Artikel 3. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.
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Zu Artikel 16 (Weitere Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der
Zivilprozessordnung zum 1. Januar 2036)

Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 17 (Anderung des Gesetzes iiber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 14)
Zu Buchstabe a

Die Regelung entspricht Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe a. Auf die dortige Begrindung
wird verwiesen.

Zu Buchstabe b und ¢

Die im derzeitigen § 14 Absatz 4 Satz 5 FamFG vorgesehene Mdglichkeit zur Hybridakten-
fuhrung in bestimmten Kindschafts- und Betreuungssachen wird durch die nunmehr ge-
plante Mdglichkeit der Hybridaktenfiihrung in allen Verfahren (8 14 Absatz 6 FamFG-E) ob-
solet.

Zu Buchstabe d

Die Regelung entspricht in den Absatzen 6 bis 8 den in Artikel 1 Nummer 1 und Artikel 2
enthaltenen Regelungen sowie in Absatz 9 dem nach Artikel 13 Nummer 4 vorgesehenen
§ 298a Absatz 4 ZPO-E. Auf die dortige Begriindung wird jeweils verwiesen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 41)

Mit der Anderung von § 41 Absatz 1 Satz 1 wird klargestellt, dass zur Bekanntgabe eines
Beschlusses an die Beteiligten die Ubersendung einer beglaubigten Abschrift gentigt und
es im Regelfall nicht der Erteilung einer Ausfertigung des Beschlusses bedarf. Diese Frage
ist mangels ausdriicklicher Regelung im FamFG bislang umstritten. lhre Klarung ist erfor-
derlich, zumal der gerichtlichen Praxis der Weg einer elektronischen Bekanntgabe ermég-
licht werden soll, die nur fiir (beglaubigte) Abschriften in Betracht kommt. Mit der Anderung
wird ein Gleichlauf zur Regelung des § 317 Absatz 1 Satz 1 der Zivilprozessordnung her-
gestellt. In Abweichung zur Parallelvorschrift des § 317 Absatz 1 ZPO soll jedoch bereits im
Normtext klargestellt werden, dass die Abschrift zu beglaubigen ist. Bei Zustellungen findet
zwar Uber 8§ 15 FamFG auch § 169 ZPO Anwendung, der die Form des zuzustellenden
Schriftstiicks genauer regelt. Bei Bekanntgabe durch Aufgabe zur Post findet § 169 ZPO
jedoch keine Anwendung.

In Fallen, in denen ein Beteiligter die Ausfertigung des Beschlusses bendtigt, kann diese
auf Antrag erteilt werden.

Zu Artikel 18 (Weitere Anderung des Gesetzes iiber das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum
1. Januar 2026)

Die Regelung entspricht Artikel 6. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen

Zu Artikel 19 (Weitere Anderung des Gesetzes iiber das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum
1. Januar 2036)

Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.



- 65 - Drucksache 126/24

Zu Artikel 20 (Anderung des Gesetzes iiber die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 77a)

Durch die Anderung wird auf § 32a Absatz 3 StPO-E (Artikel 1 Nummer 2) sowie § 15 Ab-
satz 1 StPOEG-E (Artikel 2) auch fir den Bereich der internationalen Rechtshilfe in Straf-
sachen sinngemal verwiesen. Auf die dortige Begriindung wird Bezug genommen. Die
Formulierung ,abweichend von § 32 bis § 32f“ ist damit im Rahmen der entsprechenden
Anwendung auf die Vorgaben zur elektronischen Aktenfiihrung im Gesetz tber die interna-
tionale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG), einschlie3lich der Verordnungen, zu beziehen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 77b)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Regelung befindet sich nunmehr in 8 77b Absatz 3 IRG.
Zu Buchstabe b

Die Regelung tbernimmt die bisherigen § 77b Absatz 1 Satze 2 bis 4 IRG und erganzt sie
um die Moglichkeiten zur Hybridaktenfihrung fur in Papier begonnenen Akten und fir elekt-
ronisch begonnene Akten. Insoweit wird auf die Begriindung zu § 32 Absatz 1a StPO-E
(Artikel 1 Nummer 1) und 8§ 15 Absatz 2 StPOEG-E (Artikel 2) Bezug genommen.

Die Verordnungserméachtigung soll nicht durch Verweis, sondern durch eine eigenstéandige
Regelung in 8 77b IRG-E geregelt werden, weil sowohl die in § 32 Absatz 1a StPO-E (Arti-
kel 1 Nummer 1) und § 15 Absatz 2 StPOEG-E (Artikel 2) vorgesehenen Adressaten der
Verordnungsermachtigung als auch die dort vorgesehene Beschrankung auf den Zeitraum
bis Ende 2025 nicht mit den sonstigen Regelungen des IRG in Einklang zu bringen sind.
Da fur das IRG dauerhaft vorgesehen ist, dass die elektronische Aktenfiihrung sich auf
bestimmte Verfahrensabschnitte beschranken kann, kann dauerhaft die Notwendigkeit ei-
ner solchen Weiterfiihrung in Papier bestehen. Die Méglichkeit der Hybridaktenflihrung soll
dabei auch ihrerseits auf bestimmte Gerichte oder Behérden, Verfahren oder Verfahrens-
abschnitte beschrankt werden kdnnen.

Zu Artikel 21 (Weitere Anderung des Gesetzes iiber die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen zum 1. Januar 2036)

Mit Aufhebung des 8§ 15 StPOEG-E zum 1. Januar 2036 (siehe Artikel 4) ist auch der Ver-
weis darauf zu l6schen.

Zu Artikel 22 (Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 46c¢)
Zu Buchstabe a

Die Regelung erfolgt im Gleichlauf mit der Neuregelung in § 130a Absatz 1 ZPO-E (Arti-
kel 13 Nummer 2 Buchstabe a). Auf die dortige Begrindung wird verwiesen.
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Zu Buchstabe b

Die Anpassung vollzieht die Anpassung der inhaltlich gleichlaufenden Vorschrift des § 130a
Absatz 2 Satz 2 ZPO (Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe b) nach. Auf die dortige Begriindung
wird verwiesen.

Zu Buchstabe c

Die Regelung erfolgt im Gleichlauf mit der Neuregelung in 8 130a Absatz 3 Satz 3 ZPO-E
(Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe c). Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 46e)

Die Regelung erfolgt im Gleichlauf mit den Neuregelungen in § 298a Absatz 3 und 4 ZPO-
E (Artikel 13 Nummer 4). Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Nummer 3 (Einfigung von § 46h)

Die Neuregelung vollzieht die in Artikel 13 Nummer 3 vorgesehene Formfiktion fir emp-
fangsbedirftige Willenserklarungen, die in bei Gericht elektronisch eingereichten Schrifts-
atzen enthalten sind, fur das arbeitsgerichtliche Verfahren nach. Es wird auf die Begrin-
dung zu Artikel 13 Nummer 3 verwiesen.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 112)

Zu Buchstabe a

Wegen der Aufnahme einer Verordnungsermachtigung in 8 112 Absatz 4 ArbGG-E ist die
Uberschrift entsprechend anzupassen.

Zu Buchstabe b

Die Regelung entspricht Artikel 2. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 23 (Weitere Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026)
Die Regelung entspricht Artikel 6. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen. Mit Aufhe-
bung des § 112 Absatz 4 ArbGG-E entfallt auch die Verordnungsermachtigung, sodass die
Uberschrift entsprechend zu korrigieren ist.

Zu Artikel 24 (Weitere Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036)
Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 25 (Anderung des Sozialgerichtsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 16)

Es handelt sich um die Bereinigung eines redaktionellen Versehens (starrer Verweis an-
stelle eines gleitenden Verweises) vor dem Hintergrund von Artikel 71 Absatz 1 EGHGB.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 65a)
Zu Buchstabe a

Die Regelung entspricht Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe a. Auf die dortige Begrindung
wird verwiesen.
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Zu Buchstabe b

Die Anpassung vollzieht die Anpassung der inhaltlich gleichlaufenden Vorschrift des § 130a
Absatz 2 Satz 2 ZPO (Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe b) nach. Auf die dortige Begriindung
wird verwiesen.

Zu Buchstabe c

Die Regelung entspricht Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe c. Auf die dortige Begrindung
wird verwiesen.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 65b)

Zu Buchstabe a

Die Regelung entspricht Artikel 1 Nummer 1. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.
Zu Buchstabe b

Die Regelung in Absatz 7 entspricht dem nach Artikel 13 Nummer 4 vorgesehenen § 298a
Absatz 4 ZPO-E. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen. Auch wenn die (sozial-)be-
hdrdlichen Vorgange nicht Teil der Prozessakten werden, sondern als Beiakten zu diesen
gefuhrt werden, wird die Verordnungsermachtigung auf Grund des Konnexes zur Prozess-
akte in 8 65b Absatz 7 SGG-E verortet.

Die in einer Rechtsverordnung nach dieser Vorschrift festgelegten Standards gelten nicht
fur die elektronische Abschrift nach § 104 Satz 6, da es insoweit einer in Papierform gefuhr-
ten Originalverwaltungsakte bedarf, zu der eine Beglaubigung bezogen auf die Abschrift
moglich ist. Au3erdem bleibt bei Ubermittlung elektronischer Akten das Original der elekt-
ronischen Akte stets bei der Behorde.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 211)

Die Regelung entspricht Artikel 2. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 26 (Weitere Anderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026)
Die Regelung entspricht Artikel 3. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 27 (Weitere Anderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036)
Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 28 (Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 55a)

Zu Buchstabe a

Die Regelung entspricht Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe a. Auf die dortige Begriindung
wird verwiesen.

Zu Buchstabe b
Die Anpassung vollzieht die Anpassung der inhaltlich gleichlaufenden Vorschrift des § 130a

Absatz 2 Satz 2 ZPO (Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe b) nach. Auf die dortige Begriindung
wird verwiesen.
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Zu Buchstabe ¢

Die Regelung entspricht Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe c. Auf die dortige Begrindung
wird verwiesen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 55b)

Zu Buchstabe a

Die Regelung entspricht Artikel 1 Nummer 1.

Zu Buchstabe b

Die Regelung entspricht dem nach Artikel 13 Nummer 4 vorgesehenen 8§ 298a Absatz 4
ZPO-E. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen. Auch wenn die nach § 99 Absatz 1
Satz 1 VwGO vorzulegenden behdordlichen Vorgange nicht Teil der Prozessakten werden
(vergleiche 8 100 Absatz 1 Satz 1 VwGO), sondern als Beiakten zu diesen gefiihrt werden,
wird die Verordnungsermdachtigung auf Grund des Konnexes zur Prozessakte in 8 55b Ab-
satz 7 VwWGO-E verortet.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 177)

Die Regelung entspricht Artikel 2. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 29 (Weitere Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Januar
2026)

Die Regelung entspricht Artikel 3. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 30 (Weitere Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Januar
2036)

Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.
Zu Artikel 31 (Anderung der Finanzgerichtsordnung)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 52a)

Zu Buchstabe a

Die Regelung entspricht Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe a. Auf die dortige Begrindung
wird verwiesen.

Zu Buchstabe b

Die Anpassung vollzieht die Anpassung der inhaltlich gleichlaufenden Vorschrift des § 130a
Absatz 2 Satz 2 ZPO (Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe b) nach. Auf die dortige Begriindung
wird verwiesen.

Zu Buchstabe ¢

Die Regelung entspricht Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe c. Auf die dortige Begrindung
wird verwiesen.
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Zu Nummer 2 (Anderung von § 52b)

Zu Buchstabe a

Die Regelung entspricht Artikel 1 Nummer 1. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.
Zu Buchstabe b

Die Regelung entspricht dem nach Artikel 13 Nummer 4 vorgesehenen 8§ 298a Absatz 4
ZPO-E. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen. Auch wenn die den Streitfall betreffen-
den finanzbehordlichen Akten, die auf Grund von § 71 Absatz 2 FGO dem Gericht vorzule-
gen sind, sowie nach § 86 Absatz 1 FGO beigezogene Verwaltungsvorgange nicht Teil der
Prozessakten werden (vergleiche § 78 Absatz 1 FGO), sondern als Beiakten zu diesen ge-
fuhrt werden, wird die Verordnungsermachtigung auf Grund des Konnexes zur Prozessakte
in 8 52b Absatz 7 FGO-E verortet

Zu Nummer 3 (Anderung von § 162)

Die Regelung entspricht Artikel 2. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 32 (Weitere Anderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2026)
Die Regelung entspricht Artikel 3. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 33 (Weitere Anderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2036)
Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 34 (Anderung des Gerichtsverfassungsgesetzes)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung. Die Aufnahme der Verordnungser-
machtigungen in § 32c StPO und § 110b OWIiG war bislang unterblieben.

Zu Artikel 35 (Anderung des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes)

Der Regelungsvorschlag tragt dem Wunsch der anwaltlichen Praxis Rechnung, die elektro-
nische Ubermittlung von Vergiitungsberechnungen zu erleichtern. Derzeit erfordert dies
den Einsatz einer qualifizierten elektronischen Signatur, was vielfach als nicht praxistaug-
lich angesehen wird. Daher soll fur die Berechnung kiinftig die Textform gentigen.

Die zivil-, straf- und standesrechtliche Verantwortung von Rechtsanwalten fir die Richtig-
keit der Vergutungsberechnung bleibt von der vorgeschlagenen Anderung unberiihrt. Dies
kommt in der Formulierung zum Ausdruck, dass (nur) der Rechtsanwalt die Vergutung for-
dern kann und er die Mitteilung der Berechnung an den Auftraggeber veranlassen muss,
sofern er sie nicht selbst vornimmt. Einer eigenhandigen Unterschrift des Rechtsanwalts
unter die Berechnung soll es jedoch zur Dokumentation der Verantwortungsibernahme
nicht mehr bedurfen.

Im Ubrigen soll § 10 Absatz 1 Satz 1 RVG sprachlich dahin gehend modernisiert werden,
dass das Wort ,einfordern“ durch das Wort ,fordern® ersetzt wird. Eine Anderung der
Rechtslage soll damit nicht verbunden sein.

Zu Artikel 36 (Anderung der Insolvenzordnung)

Es sollen die Moglichkeiten der elektronischen Kommunikation in Insolvenzverfahren er-
weitert werden. Die Glaubigerinformationssysteme nach 85 Absatz5 der
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Insolvenzordnung (InsO) sollen in allen Verfahren zum zentralen Zugangspunkt fur verfah-
rensrelevante Informationen und Mitteilungen ausgebaut werden.

Zu Nummer 1 (Anderung von § 5)
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Glaubigerinformationssysteme nach 8 5 Absatz 5 Satz 1 InsO bieten schon heute die Mog-
lichkeit, Glaubiger auf elektronischem Wege lber Entscheidungen des Insolvenzgerichts,
Berichte des Insolvenzverwalters und sonstige fur den Glaubiger relevante Verfahrens-
schritte zu informieren. Allerdings sind die Systeme derzeit nur fir Insolvenzverfahren ab
einer bestimmten Unternehmensgrof3e zwingend vorgeschrieben. Fir alle Ubrigen Verfah-
ren ist die Nutzung eines elektronischen Glaubigerinformationssystems lediglich als Soll-
Vorschrift ausgestaltet. Diese Differenzierung soll nunmehr aufgegeben werden, sodass in
allen Insolvenzverfahren kunftig eine elektronische Unterrichtung der Glaubiger mittels
Glaubigerinformationssystem erfolgt. Das Glaubigerinformationssystem hat sich technisch
und organisatorisch als taugliches Mittel zur parallelen Information samtlicher verfahrens-
beteiligter Glaubiger erwiesen, wodurch Wissensvorspriinge einzelner Glaubiger vermie-
den und individuelle Unterrichtungsaufwande minimiert werden. Da sich die Glaubigerinfor-
mationssysteme in den grof3en Insolvenzverfahren bewahrt haben, kénnen sie kiinftig auch
in den kleineren Verfahren problemlos eingesetzt werden. Die gebtindelte Bereitstellung
von Informationen Uber das System hat den Vorteil, dass den Glaubigern ein zentraler Zu-
gangspunkt fir den Zugriff auf samtliche relevante Verfahrensinformationen zur Verfligung
steht. Neu aufgenommen werden die Entscheidungen des Rechtsmittelgerichts, da diese
die Entscheidungen des Insolvenzgerichts bestéatigen, aufheben oder ab&ndern kdnnen;
unterbliebe deren Aufnahme, kénnten die im System hinterlegten Informationen unvollstan-
dig oder irrefiihrend sein. Neu hinzu kommt auch die Mdglichkeit, Uber das Glaubigerinfor-
mationssystem diejenigen Dokumente abrufen zu kdnnen, die der Insolvenzverwalter im
Auftrag des Gerichts nach § 8 Absatz 3 InsO zustellt. Diese Dokumente werden in vielen
Fallen identisch sein mit den Entscheidungen des Gerichts, die ohnehin nach § 5 Absatz 5
Satz 1 InsO zum elektronischen Abruf zur Verfigung zu stellen sind; die erganzende Be-
reitstellung mit Kenntlichmachung als der Zustellung unterliegendes Dokument ermoglicht
allerdings einen Uberblick tiber die durchgefiihrten Zustellungen des Insolvenzverwalters,
wobei ausschlaggebend fir die mit der Zustellung verbundenen Rechtsfolgen allein die Zu-
stellung nach 8 8 Absatz 3 InsO ist. Auf diese Weise wird der Glaubiger in die Lage versetzt,
das Glaubigerinformationssystem als einheitliches Portal zur Informationsgewinnung Uber
die das Verfahren betreffenden Dokumente und Verfahrensschritte zu nutzen. Die in der
Vorschrift genannten Berichte des Insolvenzverwalters an das Insolvenzgericht umfassen
insbesondere die Berichte nach § 156 InsO, Sachstands- und Zwischenberichte, Vermo-
genstbersichten und das Verzeichnis der Massegegenstande sowie der Schlussbericht im
Sinne des § 66 InsO. Verzeichnisse, welche regelmafiig eine Vielzahl personenbezogener
Daten verschiedener Glaubiger enthalten und dem Gericht lediglich zum Zwecke der Nie-
derlegung auf der Geschaftsstelle zugeleitet werden, gehéren nicht zu den Berichten im
Sinne der Vorschrift. Die RechtmaRigkeit der Datenverarbeitung im Sinne des Artikels 5
Absatz 1 der Datenschutzgrundverordnung ist bei Verwendung eines Glaubigerinformati-
onssystems stets gegeben. 8 5 Absatz 5 InsO ist insoweit als Erlaubnis im Sinne des Arti-
kels 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe ¢ der Datenschutzgrundverordnung anzusehen.
Durch die kunftige rechtliche Verpflichtung zur Verwendung des elektronischen Glaubiger-
informationssystems in allen Insolvenzverfahren steht der Erlaubnischarakter dann aller-
dings nicht mehr im Vordergrund, sondern wird gewandelt in ein Gebot zur elektronischen
Datenverarbeitung unter Beachtung der sonstigen datenschutzrechtlichen Vorgaben.
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Zu Doppelbuchstabe bb

In einem neuen 8 5 Absatz 5 Satz 3 InsO wird kinftig klargestellt, dass auch dem Insol-
venzgericht Zugang zum Glaubigerinformationssystem zu gewahren ist. Die Gerichte ha-
ben ein Einsichtsrecht im Rahmen der Austibung ihrer Aufsicht nach § 58 InsO, weshalb
ihnen schon bisher im Regelfall ein Zugang gewahrt wurde. Die Klarstellung erfolgt auf-
grund der wenigen Einzelfélle, in denen der bisherige Satz 3 nur auf die Einsichtsberech-
tigten im Sinne des Satzes 1 bezogen wurde.

Zu Buchstabe b

Das Bediurfnis nach umfassender und einfacher Glaubigerinformation besteht nicht nur im
Regelverfahren, sondern auch im Fall der Eigenverwaltung. Der neu angefiigte Absatz 6
stellt deshalb sicher, dass die Glaubiger auch im Eigenverwaltungsfall tGber ein Glaubiger-
informationssystem nach den in Absatz 5 aufgestellten Mal3staben und Grundsétzen infor-
miert werden. Primar ist dafir der Schuldner verantwortlich. Da aber einerseits nicht immer
gesichert sein wird, dass der Schuldner Gber die dafir erforderliche IT-Infrastruktur verfugt
und andererseits der Sachwalter Uber ein entsprechendes System verfligen wird, ist der
Sachwalter verpflichtet, das von ihm vorgehaltene System zur Verfligung stellen. Das an-
dert nichts an der materiellen Verantwortung des Schuldners, fur eine vollstandige und rich-
tige Information der Glaubiger zu sorgen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 8)
Zu Buchstabe a

Mit dem neuen § 8 Absatz 3 Satz 3 InsO wird klargestellt, dass auch Insolvenzverwalter die
Maglichkeit haben, Zustellungen im Auftrag des Insolvenzgerichts elektronisch nach § 173
ZPO vorzunehmen. Diese Zustellungsvariante kann dazu beitragen, den Versendungsauf-
wand zu reduzieren und die Zustellungsadressaten unmittelbar zu erreichen. Die Zustel-
lungsvariante umfasst auch die Berechtigung zum Erhalt des elektronischen Empfangsbe-
kenntnisses nach § 173 Absatz 3 ZPO, das in diesem Fall ihm und nicht dem Gericht zu
Ubermitteln ist.

Voraussetzung fur die elektronische Zustellung an nicht in professioneller Eigenschaft am
Verfahren beteiligte Personen, Vereinigungen und Organisationen ist eine Zustimmung zu
dieser Zustellungsvariante nach MalRgabe des § 173 Absatz 4 ZPO. Im Erdéffnungsbe-
schluss nach § 27 InsO wird kiinftig auf die Méglichkeit der Zustimmung zum Erhalt elekt-
ronischer Zustellungen hingewiesen (siehe nachfolgend zu Nummer 3). Zur Funktion der
Zustimmung siehe auch die Ausfuihrungen in der Begrindung zum Entwurf eines Gesetzes
zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur Anderung wei-
terer prozessrechtlicher Vorschriften (Bundestagsdrucksache 19/28399, S. 36 f.). Die Zu-
stimmung kann beispielsweise mit der Forderungsanmeldung nach § 174 InsO erfolgen und
bedarf keiner bestimmten Form.

Parallel ist das zuzustellende Dokument kiinftig zu Informationszwecken auch im elektroni-
schen Glaubigerinformationssystem zum Abruf bereitzustellen, weil mit dem elektronischen
Glaubigerinformationssystem kunftig in allen Insolvenzverfahren eine geeignete und si-
chere Informationsplattform fiir verfahrensbezogene Dokumente und Mitteilungen zur Ver-
flgung steht. Diese Vorgabe enthélt der neue § 5 Absatz 5 Satz 2 InsO; siehe auch Be-
grindung zu Nummer 1 Buchstabe a.

Zu Buchstabe b

Mit dem neuen § 8 Absatz 3 Satz 5 InsO wird sichergestellt, dass der Insolvenzverwalter
die elektronischen Zustellnachweise zu seinen Akten nimmt und einen Vermerk tber die
erfolgte Zustellung unverziglich an das Gericht Ubermittelt, damit dieses seine
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Aufsichtsfunktion austiben kann. Die Vorschrift ibernimmt insoweit die Systematik aus dem
vorhergehenden Satz, der eine Ubermittlung der angefertigten Vermerke Uber postalische
Zustellungen an das Gericht vorsieht.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 28)

8 28 InsO wird erganzt um eine Hinweispflicht des Gerichts im Eréffnungsbeschluss nach
8 27 InsO, dass die Glaubiger einer elektronischen Zustellung von Dokumenten nach § 173
ZPO zustimmen kdnnen, wenn sie nicht ohnehin zu denjenigen Personen und Institutionen
gehoren, denen nach § 173 Absatz 2 und 3 ZPO elektronisch zugestellt werden kann. Mit
dieser Hinweispflicht soll eine direkte Kenntnisnahme der Glaubiger von der Mdglichkeit
des elektronischen Empfangs zuzustellender Dokumente erreicht werden, da davon aus-
zugehen ist, dass diese Moglichkeit noch nicht jedem Glaubiger bekannt sein wird. Die Hin-
weispflicht kann die Glaubiger in die Lage versetzen, zeitnah von der elektronischen Emp-
fangsmaoglichkeiten Gebrauch zu machen, und somit auch einen Beitrag zur Entlastung der
Insolvenzverwalter von postalischen Zustellungen leisten.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 174)
Zu Buchstabe a

Die Neufassung des § 174 Absatz 4 Satz 1 InsO dient der Umsetzung des Artikels 28 Buch-
stabe a der Restrukturierungs- und Insolvenzrichtlinie. Nach dieser Vorschrift haben die
Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass Forderungsanmeldungen in Restrukturierungs-, Insol-
venz- und Entschuldungsverfahren kiinftig elektronisch erfolgen kdnnen.

§ 174 Absatz 4 Satz 1 InsO in seiner derzeitigen Fassung stellt es in das Ermessen des
Insolvenzverwalters, ob im jeweiligen Insolvenzverfahren eine elektronische Forderungs-
anmeldung zugelassen wird. Insbesondere in gréReren Insolvenzverfahren mit einer Viel-
zahl von Glaubigern bietet der Insolvenzverwalter bereits heute elektronische Einreichungs-
moglichkeiten an, meist Gber ein Internetportal, das zugleich auch als Glaubigerinformati-
onssystem im Sinne des § 5 Absatz 5 InsO genutzt wird. Das Angebot zur elektronischen
Forderungsanmeldung soll mit der Neufassung des § 174 Absatz 4 Satz 1 InsO verpflich-
tend werden.

Welchen elektronischen Ubermittlungsweg ein Glaubiger fur die Anmeldung seiner Forde-
rung nutzen kann, soll in das pflichtgemalle Ermessen des Insolvenzverwalters gestellt
werden. Schon heute sind alle gangigen Einreichungswege zuléssig, wenn der Insolvenz-
verwalter der Ubermittlung elektronischer Dokumente nach MaRgabe des § 174 Absatz 4
Satz 1 InsO zugestimmt hat. Zu den allgemein anerkannten Ubermittlungsformen gehéren
dann beispielsweise die Ubermittlung der Forderungsanmeldung per PC-Fax, E-Mail,
Messangerdiensten oder auch die Nutzung von Glaubigerinformationsdiensten mit elektro-
nischen Eingabefunktionalitaten etwa tber ein Kontaktformular. Es kann in bestimmten In-
solvenzverfahren jedoch angezeigt sein, die elektronischen Ubermittlungswege zu konkre-
tisieren, um eine effiziente Weiterverarbeitung der eingegangenen Anmeldungen zu ermdg-
lichen. Der Insolvenzverwalter soll daher eine Auswahl aus den gangigen Ubermittlungs-
wegen und Dateiformaten treffen kdnnen, wie dies auch im Erwagungsgrund 91 der Rest-
rukturierungs- und Insolvenzrichtlinie klargestellt ist. Das gewahlte Dateiformat muss eine
einfache bildliche Wiedergabe (Scan) im Sinne des § 130a Absatz 3 ZPO-E ermdglichen.

Die Mdglichkeit zur schriftlichen Forderungsanmeldung bleibt von den Anderungen unbe-
rahrt. Die Glaubiger sollen durch die Neuregelung nicht zur elektronischen Einreichung ge-
zwungen werden. In manchen Insolvenzverfahren werden vorwiegend Glaubigergruppen
betroffen sein, fur die die Nutzung elektronischer Einreichungswege nach wie vor eine tech-
nische oder zuweilen auch tatsachliche Herausforderung darstellt. In diesen Féllen ware
ein Zwang zur elektronischen Forderungsanmeldung eine Hirde, die mit dem Sinn und
Zweck der Durchfihrung eines Insolvenzverfahrens nicht vereinbar ist. Ziel eines
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Insolvenzverfahrens ist die gemeinschaftliche Befriedigung aller Glaubiger des Insolvenz-
schuldners (§ 1 Absatz 1 Satz 1 InsO). Da zur Berticksichtigung der Glaubigerforderungen
deren Anmeldung beim Insolvenzverwalter erforderlich ist, darf es den Glaubigern nicht un-
notig erschwert werden, ihre Forderungen in dem Verfahren geltend zu machen. Dies gilt
umso mehr, als betroffene Glaubiger auch keine Mdglichkeit haben, ihre Forderungen un-
mittelbar bei Gericht anzumelden, etwa durch Abgabe einer entsprechenden Erklarung zu
Protokoll der Rechtsantragsstelle. Diese Moglichkeit ist mit der Einfihrung des prozessua-
len Schriftformerfordernisses in 8 174 Absatz 1 Satz 1 InsO abgeschafft worden. Die Mog-
lichkeit zur schriftlichen Forderungsanmeldung soll daher neben der neuen Méglichkeit zur
elektronischen Forderungsanmeldung beibehalten werden.

Der neue § 174 Absatz 4 Satz 2 InsO sieht das Angebot mindestens eines sicheren elekt-
ronischen Ubermittlungswegs im Sinne des § 130a der Zivilprozessordnung vor. Dieser
Ubermittlungsweg ist vor allem fiir Glaubiger offentlich-rechtlicher Forderungen von Bedeu-
tung, wenn ihnen die Nutzung des gegebenenfalls nach Satz 1 Halbsatz 2 vorgesehenen
Ubermittlungswegs aufgrund interner Vorgaben nicht moglich ist.

Zu Buchstabe b

Infolge der Einfligung des neuen § 174 Absatz 4 Satz 2 InsO gibt es kiinftig mehrere Mdg-
lichkeiten einer elektronischen Ubermittlung der Forderungsanmeldung. Die Anderung
dient der Klarstellung, dass in allen diesen Fallen auch eine elektronische Rechnung als
Urkunde tUbermittelt werden kann.

Zu Artikel 37 (Anderung des Einfilhrungsgesetzes zur Insolvenzordnung)

Der neue Artikel 103n des Einflihrungsgesetzes zur Insolvenzordnung (EGInsO) dient der
Uberleitung des derzeitigen Rechts in das neue Recht zum Inkrafttretenszeitpunkt am 17.
Juli 2024.

Mit Absatz 1 der Vorschrift wird gestattet, dass fur die vor dem 17. Juli 2024 er6ffneten
Verfahren die GroéRenkriterien des 8§ 5 Absatz 5 Satz 2 InsO fur den zwingenden Einsatz
eines elektronischen Glaubigerinformationssystems beibehalten werden. Damit wird be-
ricksichtigt, dass die Auswahlentscheidung fir die Bestellung des Insolvenzverwalters in
dem konkreten Verfahren eventuell noch nicht davon abhangig gemacht wurde, ob der In-
solvenzverwalter Uber die technischen und organisatorischen Voraussetzungen fir den Be-
trieb eines elektronischen Glaubigerinformationssystems verfiigt. Die Anwendbarkeit des
neuen Rechts auch auf die vor Inkrafttreten begonnenen Verfahren wirde den Insolvenz-
verwalter gegebenenfalls zwingen, kurzfristig ein elektronisches Glaubigerinformationssys-
tem nachzurtsten, um den neuen Anforderungen nachzukommen. Anderenfalls ware das
Insolvenzgericht gezwungen, in dem laufenden Verfahren einen Verwalterwechsel zu voll-
ziehen. Das wéare mit zusétzlichem Personal- und Sachaufwand verbunden, der mit der
Fortgeltung des derzeitigen Rechts vermieden werden kann. Aus den gleichen Erwagungen
wird auch auf die sofortige Anwendung des neuen Absatzes 6 auf die laufenden Verfahren
in Eigenverwaltung verzichtet.

Mit Absatz 2 der Vorschrift wird klargestellt, dass die generelle Mdglichkeit zur elektroni-
schen Forderungsanmeldung ab dem 17. Juli 2024 auch in denjenigen Verfahren bestehen
soll, die bereits vor dem 17. Juli 2024 erdffnet worden sind. Eine weiterfihrende Beschran-
kung auf den papiergebundenen Einreichungsweg bei fehlender Zustimmung des Insol-
venzverwalters ist auch bei einer Verfahrenserdffnung vor Inkrafttreten nicht erforderlich,
weil der Insolvenzverwalter weiterhin in der Lage bleibt, Dokumente der Forderungsanmel-
dung gemal 8§ 174 Absatz 4 Satz 3 InsO in Papierform nachzufordern. Dem Insolvenzver-
walter ist insoweit zumutbar, Forderungsanmeldungen auch in bereits laufenden Verfahren
kunftig elektronisch entgegenzunehmen und sodann Ausdrucke, Abschriften oder Originale
der Urkunden nachzufordern, soweit er diese zu Dokumentations- oder Nachweiszwecken
bendotigt.
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Zu Artikel 38 (Anderung des Unternehmensstabilisierungs- und -
restrukturierungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 20)

§ 20 Absatz 1 Satz 2 StaRUG sieht eine schriftliche Einberufung der Versammlung der
Planbetroffenen zur Abstimmung Uber den Restrukturierungsplan vor. Mit der Ergénzung
wird klargestellt, dass im Verhéltnis zu den Beteiligten, mit denen Formerleichterungen ver-
einbart worden sind, die Schriftform nicht eingehalten werden muss.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 21)

Die Neufassung des 8 21 Absatz 2 Satz 1 StaRUG dient der Klarstellung, dass auch zur
Einberufung einer Versammlung der Planbetroffenen zur Erérterung des Restrukturierungs-
plans die Schriftform allein im Verhéltnis zu solchen Beteiligten eingehalten werden muss,
mit denen keine Formerleichterung vereinbart ist.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 41)

Mit der Erganzung des § 41 Absatz 3 StaRUG wird klargestellt, dass die Vorschrift nicht die
Uber 8§ 173 ZPO bestehenden Moglichkeiten einer unmittelbaren Zustellung elektronischer
Dokumente ohne Beauftragung eines Gerichtsvollziehers einschrankt. Eine solche kommt
nicht nur gegentber den in 8173 Absatz 2 ZPO genannten Personen und Institutionen in
Betracht, sondern auch gegenuber anderen Personen, sofern diese ihr Einverstandnis mit
der elektronischen Zustellung erklart haben (8 173 Absatz 4 ZPO). Dem Schuldner steht es
frei, im Vorfeld entsprechende Zustimmungserklarungen einzuholen, auf deren Grundlage
dann elektronische Zustellungen nach § 173 ZPO erfolgen kénnen. Zuséatzlich wird auch
die Zustellung von Anwalt zu Anwalt nach § 195 ZPO ermdoglicht, was fur anwaltlich vertre-
tene Schuldner zu einer Verfahrensbeschleunigung beitragen kann.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 45)
Zu Buchstabe a

Der neue 8 45 Absatz 2 Satz 2 StaRUG steht im Zusammenhang mit dem neuen § 45 Ab-
satz 3a StaRUG (vergleiche Begriindung zu Buchstabe b). Der Verzicht auf die Beifligung
des Restrukturierungsplan nebst Anlagen setzt voraus, dass bereits im Antrag des Schuld-
ners auf Durchfiihrung des Erérterungs- und Abstimmungstermins die Zugangsdaten mit-
geteilt werden, unter denen die Dokumente elektronisch zuganglich sind. Die Zugangsda-
ten werden dann vom Gericht mit der Ladung zugestellt und ermdglichen den Planbetroffe-
nen auf diese Weise einen unmittelbaren Zugang zu den relevanten Dokumenten.

Zu Buchstabe b

Die heute nach 8 45 Absatz 3 Satz 2 StaRUG erforderliche Beifligung des Restrukturie-
rungsplans und der zugehdérigen Anlagen soll verzichtbar sein, wenn ein effektiver elektro-
nische Zugriff auf diese Dokumente gewahrleistet wird und der Geladene in den Stand ge-
setzt wird, anhand der in der Ladung enthaltenen Zugangsdaten effektiv auf die Dokumente
zuzugreifen. In diesen Fallen soll grundséatzlich auch kein Anspruch darauf bestehen, eine
schriftliche Fassung der Dokumente zu verlangen. Nur dann, wenn ein wichtiger Grund
vorliegt, der es aus Sicht des Planbetroffenen nicht zumutbar erscheinen lasst, auf die elekt-
ronische Fassung verwiesen zu bleiben, soll der Schuldner verpflichtet sein, eine schriftli-
che Fassung zu Ubermitteln.
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Zu Nummer 5 (Anderung von § 84)

Durch die Anderungen in den 88 84 und 85 StaRUG sollen die Vorgaben zu den Bekannt-
machungen in 6ffentlichen Restrukturierungssachen prazisiert und nach dem Vorbild der
Bekanntmachungen in Insolvenzsachen auf die Gegenstande beschrénkt werden, an de-
nen ein Informationsinteresse besteht.

Mit dem neuen § 84 Absatz 2 Satz 2 StaRUG wird fir den Schuldner die Moglichkeit eroff-
net, schon vor und unabhéngig von der Inanspruchnahme eines Instruments nach § 29
Absatz 2 StaRUG eine die Bekanntmachungspflicht auslésende Entscheidung des Gerichts
Uber das Bestehen der internationalen Zustandigkeit herbeizufiihren, welche als Verfah-
renser6ffnung im Sinne des Artikels 2 Nummer 7 der Verordnung (EU) 2015/848 des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 uber insolvenzverfahren (ABI. L 141
vom 5.6.2015, S. 19) (im Folgenden: EulnsVO) im Ausland anzuerkennen ist.

Die vormals in § 84 Absatz 2 Satz 2 StaRUG enthaltene Regelung zum Inhalt der 6ffentli-
chen Bekanntmachung wird auf Grund ihres Sachbezugs und zur Vermeidung von Verwei-
sen unverandert in 8§ 85 Absatz 1 StaRUG uberfihrt.

Zu Nummer 6 (Anderung von § 85)

Mit der Neufassung des 8§ 85 StaRUG soll dessen Regelungsgehalt an die nach der Insol-
venzordnung vorzunehmenden offentlichen Bekanntmachungen angepasst werden. Nach
dem bisherigen Wortlaut des Absatzes 1 Nummer 3 sind sdmtliche Entscheidungen, die in
einer Restrukturierungssache ergehen, offentlich bekanntzumachen. Derart weitgehende
Bekanntmachungen sind nicht geboten. Es reicht, wenn die fur das Verfahren wesentlichen
Entscheidungen bekannt gemacht werden. Das entspricht auch dem Grundsatz der Daten-
sparsamkeit und Datenminimierung.

Die zuvor in 8§ 84 Absatz 2 Satz 2 StaRUG enthaltenen Regelungen werden in Absatz 1
uberfuhrt.

Absatz 2 bestimmt nunmehr die durch das Gericht zusatzlich zu den Pflichtinformationen
nach Artikel 24 Absatz 2 EulnsVO vorzunehmenden 6ffentlichen Bekanntmachungen.

Nummer 1 entspricht unverandert der bisherigen Regelung.

In Nummer 2 wird die 6ffentliche Bekanntmachung in Entsprechung zu den Bekanntma-
chungen in Insolvenzverfahren auf die Bestellung des Restrukturierungsbeauftragten be-
schrénkt.

Nummer 3 sieht vor, dass die Entscheidung tber die Begriindung eines Gruppengerichts-
stands dffentlich bekanntzumachen ist. Diese Entscheidung ist bekanntzumachen, da sie
Uber 8§ 37 Absatz 1 StaRUG in Verbindung mit § 3 Absatz 2 InsO sowie Uber § 37 Absatz 3
StaRUG einen zusatzlichen Gerichtsstand fur Insolvenzverfahren begriindet.

Die Regelung in der neuen Nummer 4 dient der verfahrensrechtlichen Absicherung der zu-
stellungsersetzenden Funktion der 6ffentlichen Bekanntmachung bei Erlass einer Stabili-
sierungsanordnung, die sich gegen die Gesamtheit der Glaubiger richtet. Zugleich wird si-
chergestellt, dass auch deren Aufhebung (8 59 Absatz 1, 2 StaRUG) oder Beendigung
(8 59 Absatz 4 StaRUG) 6ffentlich bekannt gemacht wird.

Die neue Nummer 5 bestimmt in Anlehnung an die Regelungen in der InsO die sonstigen,
durch das Restrukturierungsgericht 6ffentlich bekanntzumachenden Entscheidungen. Ent-
sprechend 8§ 64 Absatz 2 InsO wird darauf verzichtet, die Veroffentlichung der Vergitungs-
betrage und Auslagen sowie sonstiger Betrage vorzusehen, die Riickschliisse auf die kon-
krete Vergutung der betroffenen Personen zulassen. Ebenfalls entsprechend § 64 Absatz 2
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InsO wird flankierend in einem neuen Absatz 5 vorgesehen, dass die vollstandigen Be-
schllsse in der Geschéftsstelle des Restrukturierungsgerichts zur Einsichtnahme bereitge-
halten werden mussen und dass die Bekanntmachung einen Hinweis darauf enthalten
muss.

Die in Nummer 6 geregelte 6ffentliche Bekanntmachung des Verlusts der Wirkungen der
Anzeige gemal § 31 Absatz 4 StaRUG, die den Wegfall der Rechtshangigkeit der Restruk-
turierungssache zur Folge hat, dient der Information der Glaubiger tber die Beendigung der
Restrukturierungssache.

Der neue Absatz 3 bestimmt, dass die Aufhebung oder Ab&nderung einer 6ffentlich bekannt
gemachten Entscheidung des Restrukturierungsgerichts mit Eintritt der Rechtskraft durch
das Restrukturierungsgericht 6ffentlich bekanntzumachen sind. Dies gilt auch dann, wenn
die Aufhebung oder Abanderung durch ein Rechtsmittelgericht erfolgt ist. Entsprechendes
gilt nach Satz 2 auch fiir die Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde ge-
gen die Bestatigung eines Restrukturierungsplans durch das Beschwerdegericht geman
§ 66 Absatz 4 StaRUG.

Der neue Absatz 4 entspricht dem bisherigen Absatz 2. Hinzu kommt ein Lickenschluss zu
8 45 Absatz 3 StaRUG. Unterbleibt eine Zustellung der Ladung an Aktiondre, Kommandit-
aktionare oder die Inhaber von Schuldverschreibungen, darf dies nicht dazu fihren, dass
die davon Betroffenen nicht vom Inhalt des Restrukturierungsplans Kenntnis nehmen kon-
nen. Daher ist jedem Planbetroffenen auf dessen Verlangen der Inhalt der Ladung, der
Restrukturierungsplan und dessen Anlagen elektronisch zu Gbermitteln oder zur Verfligung
zu stellen. Besondere Anforderungen an den Ubertragungsweg darf der Schuldner nicht
stellen. Auf Verlangen des Planbetroffenen sind die Dokumente daher auch per einfacher
E-Mail zu Gbermitteln.

Zum neuen Absatz 5 siehe die Begrindung zur neuen Nummer 5 des Absatzes 2.
Zu Nummer 7 (Anderung von § 86)

§ 86 ist nach der gleichlautenden Vorschrift des § 9 InsO konzipiert. Diese Vorschrift enthalt
eine amtliche FulRnote, die die Internetdomain fir die Bekanntmachungen in Insolvenzver-
fahren verbindlich vorgibt. Um den Gleichlauf beider Vorschriften zu wahren, wird nunmehr
auch in 8 86 StaRUG eine solche Fufl3note eingefiigt. Das Land Nordrhein-Westfalen, wel-
ches das zentrale und landertbergreifende Insolvenzbekanntmachungsportal betreibt, be-
treibt auch das zentrale und landerlbergreifende Restrukturierungsbekanntmachungspor-
tal und nutzt daftir diese Domain.

Zu Artikel 39 (Anderung der Strafakteniibermittlungsverordnung)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 5)

Nach § 4 Absatz 1 der Strafakteniibermittiungsverordnung (StrafAktUbV) erfolgt die Uber-
mittlung elektronischer Akten zwischen aktenfihrenden Strafverfolgungsbehdrden und Ge-
richten untereinander Uber das elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP)
Uber eine Anwendung, die auf OSCI oder einem diesen ersetzenden Protokollstandard be-
ruht, der dem jeweiligen Stand der Technik entspricht. Nach Absatz 2 kann die Ubermittlung
elektronischer Akten auch iiber einen anderen Ubermittlungsweg erfolgen, an den Absen-
der und Empfanger innerhalb des Geschaftsbereichs des Bundes oder eines Landes zu
diesem Zweck angeschlossen sind, wenn die Authentizitat und Integritat der Daten gewahr-
leistet ist. Ubermittlungswege, die bereits eingerichtet sind, sind bis zum 31. Dezember
2025 weiterhin zulassig. Nach § 5 StrafAktUbV ist die Ubermittlung der Akte auch auf an-
dere Weise, etwa in Papierform oder auf einem physischen Datentrager nach § 6 Absatz 1
Nummer 2, zulassig, wenn aus technischen Griinden eine Ubermittlung nach § 4 voruber-
gehend nicht moglich ist. Auf Anforderung ist die elektronische Akte nachzureichen.
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Die Ubermittlung lber das EGVP ist jedoch mengenmaRigen Limitierungen unterworfen,
die im Einzelfall beim Aktenversand Uberschritten werden kénnen. Nach wohl iberwiegen-
der Auffassung liegt in diesen Fallen jedoch kein Fall der ,voriibergehenden® technischen
Unmaglichkeit vor, da die Mengenbeschrankung langerfristig besteht. Um gleichwohl eine
rechtssichere Ubermittlung der Akten zu erméglichen soll auch fiir den Fall, dass die Men-
genbeschrankungen tiberschritten werden und daher eine elektronische Ubermittlung tiber
das EGVP nicht erfolgen kann, die Ubermittlung auf einem physischen Datentrager ermog-
licht werden. Da eine Ubermittlung der Akte in Papierform nicht zulassig sein soll, ist auch
eine Nachreichung der Akte in elektronischer Form nicht erforderlich.

Die Regelung orientiert sich an § 3 der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung (ERVV)
und den dort in Bezug genommenen Hochstgrenzen fiir elektronische Dokumente.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 6)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung.

Zu Artikel 40 (Anderung der Dokumentenerstellungs- und -
ubermittlungsverordnung)

Die Regelung entspricht Artikel 39 Nummer 1. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.
Zu Artikel 41 (Anderung der BuRBgeldakteniibermittlungsverordnung)

Die Regelung entspricht Artikel 39. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 42 (Anderung der Strafvollzugsgerichtsaktentibermittiungsverordnung)
Die Regelung entspricht Artikel 39. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 43 (Anderung der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 2)

Mit dem Gesetz zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur
Anderung weiterer Vorschriften vom 5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607) wurden (unter an-
derem) 8 130a ZPO und die 88 2 und 5 ERVV sprachlich neugefasst. Hierdurch sollte klar-
gestellt werden, dass keine rein formale Prufung des elektronischen Dokuments durch das
Gericht zu erfolgen hat, sondern Formunwirksamkeit nur dann eintritt, wenn der VerstoR3
gegen die ERVV im konkreten Fall eine Bearbeitung durch das Gericht nicht zulasst (ver-
gleiche § 130a Absatz 2 ZPO). Nach 8§ 2 Absatz 2 ERVV ,soll* das elektronische Dokument
den nach 8 5 Absatz 1 Nummer 1 und 6 ERVV bekanntgemachten technischen Standards
entsprechen. Vor diesem Hintergrund ist die bestehende Formulierung des § 2 Absatz 1
Satz 3 ERVV missverstandlich und soll in dem genannten Sinne klargestellt werden.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 10)

Die Aufzdhlungen sind um das seit dem 1. Januar 2023 eingefiihrte besondere elektroni-
sche Steuerberaterpostfach zu erganzen.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 11)

Die Anderung steht im Zusammenhang mit der Anderung des § 13 Absatz 1 Nummer 2
ERVV und soll eine einheitliche Regelung fir alle Authentisierungszertifikate schaffen. Das
ELSTER-Zertifikat stellt ein nichtqualifiziertes Authentisierungszertifikat dar, welches
grundsétzlich validiert werden kann. Die bisherige Einschrankung auf Dienste, die Uber das
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Internet erreichbar sind, ist hingegen nicht mehr erforderlich. Mit der Anderung soll auch
die Authentisierung mithilfe des ELSTER-Zertifikat weiterhin ermoglicht werden.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 13)
Zu Buchstabe a

Mit der Anderung werden die rechtlichen Rahmenbedingungen fur die Anbindung des Or-
ganisations-(,Unternehmens*“-)Kontos nach dem Onlinezugangsgesetz (OZG-Organisati-
onskonto) an das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) geschaffen.

Organisationen oder Unternehmen kdnnen bislang tber ein besonderes elektronisches
Burger- und Organisationenpostfach (eBO) elektronische Erklarungen gegeniber der Jus-
tiz abgeben. Diese Nutzergruppe kann sich nach bisheriger Rechtslage mit einem qualifi-
zierten elektronischen Siegel identifizieren, § 130a Absatz 4 Satz 2 ZPO, § 11 Absatz 2
Satz 2 Nummer 2 ERVV in Verbindung mit Artikel 38 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014.
Zwar lasst § 130a Absatz 4 Nummer 5 ZPO grundsatzlich auch die elektronische Kommu-
nikation zwischen einem Postfach- und Versanddienst eines Nutzerkontos nach § 2 Ab-
satz 5 OZG — und somit des Organisationskontos — und der elektronischen Poststelle des
Gerichts als sicheren Ubermittlungsweg zu. Die Kommunikation tiber das OZG-Organisati-
onskonto ist gleichwohl bislang nicht méglich, da § 13 ERVV das fir das OZG-Organisati-
onskonto gewabhlte Identifikationsverfahren nach § 87a Absatz 6 der Abgabenordnung (ver-
gleiche § 2 Absatz 5 Satz 4, § 3 Absatz 2 Satz 3 OZG) nicht als Identifizierungsmittel vor-
sieht. Im Interesse eines mdglichst breiten elektronischen Zugangs zur Justiz soll das ELS-
TER-Verfahren daher auch in der ERVV als Identifizierungsmittel fir das OZG-Organisati-
onskonto zugelassen werden.

Soweit sich im laufenden Gesetzgebungsverfahren zum OZG-Anderungsgesetz Anpassun-
gen bei der Anerkennung des ELSTER-Verfahrens als Identifizierungsmittel im OZG-Kon-
text ergeben sollten, waren diese im weiteren Verlauf in der hiesigen Anderung der ERVV
nachzuzeichnen. Das gilt insbesondere fur den Fall, dass das ELSTER-Verfahren im OZG-
Kontext nur noch befristet als Identifizierungsmittel zugelassen werden sollte.

Zu Buchstabe b

In § 13 Absatz 3 Satz 1 neu wird auch fiir den Postfach- und Versanddienst eines Nutzer-
kontos zugelassen, dass der Postfachinhaber in einem sicheren Verzeichnis eingetragen
wird, vorausgesetzt, dass die Eintragung zum Betrieb des von ihm genutzten Postfach- und
Versanddienstes erforderlich ist.

Durch den Verweis in Satz 2 auf 8 10 Absatz 2 Nummer 1 und 2 wird festgelegt, dass in
diesem Fall die gleiche Funktionalitat besteht wie beim eBO. Nach Satz 3 neu gilt im Gleich-
lauf mit dem Postfachinhaber eines eBO nach § 12 Absatz 2 auch fir den Nutzer des Post-
fach- und Versanddiensts eines Nutzerkontos, dass er jederzeit die Loschung seines Post-
fach- und Versanddienstes veranlassen kann.

Zu Nummer 5 (Einfiigung von 8 13a)

Auf der Grundlage der erweiterten Verordnungsermachtigung des § 130a Absatz 2 Satz 2
ZPO wird nunmehr in § 13a Absatz 1 neu geregelt, welche Daten von Inhabern von eBOs
und Inhabern von Postfachern eines OZG-Nutzerkontos beim Betrieb solcher Postfacher
zur Auffindbarkeit und Adressierung im sicheren Verzeichnis verpflichtend gespeichert und
abgerufen werden durfen. Fir das eBO ist die Eintragung im sicheren Verzeichnis gesetz-
lich schon bisher vorgesehen, fir einen Postfach- und Versanddienst des OZG-Nutzerkon-
tos kunftig dann, wenn die Eintragung zum Betrieb dieses Dienstes erforderlich ist (§ 13
Absatz 3 ERVV-E). Im Falle der Eintragung sind die aufgefiihrten Angaben fir die Justiz
sowie fir Inhaber besonderer elektronischer Behorden-, Anwalts-, Notar-, und (kunftig)
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Steuerberaterpostfacher zur Auffindbarkeit und Adressierung sichtbar (vergleiche 8 6 Ab-
satz 2 Nummer 1 und 2 ERVV, 88 6, 7 der Rechtsanwaltsverzeichnis- und -postfachverord-
nung, 88 9, 10 der Notarverzeichnis- und -postfachverordnung und § 12 der Steuerberater-
plattform- und -postfachverordnung). Die Sichtbarkeit ist ausschlief3lich auf diesen Kreis
von Teilnehmern beschrankt. Zwischen Burgerinnen und Birgern untereinander sind die
Angaben zu den Postfachern beziehungsweise Nutzerkonten dagegen nicht einsehbar.

8 13a Absatz 2 betrifft die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit fir den Betrieb des si-
cheren Verzeichnisses. Auftraggeber fir den Betrieb des Verzeichnisses ,SAFE public*
sind der Bund und die Lander, vertreten durch das Justizministerium des Landes Baden-
Wirttemberg. Die Bund-Lander-Kommission fir Informationstechnik in der Justiz, Arbeits-
gruppe IT-Standards in der Justiz, koordiniert und stimmt intern den Betrieb zwischen dem
Bund und den Landern ab.

Zu Artikel 44 (Inkrafttreten)
Zu Absatz 1

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Eine Ubergangsfrist bedarf es fir die
Regelungen mit Ausnahme der in Absétze 2 bis 5 aufgefiihrten nicht. Es handelt sich bei
den Regelungen ausschlie3lich um Erleichterungen, mit denen kein Umsetzungsaufwand
einhergeht.

Zu Absatz 2

Die in Artikel 1 Nummer 9 geregelte Moglichkeit zur audiovisuellen Teilnahme an der straf-
gerichtlichen Revisionshauptverhandlung setzt teilweise noch die Ertiichtigung der Ge-
richtsséle voraus, sodass eine Ubergangsfrist von einem Jahr angemessen ist, um den
Justizverwaltungen die entsprechende Ausstattung der Séle der Oberlandesgerichte und
des Bundesgerichtshofs zu ermdglichen, sofern noch keine Videokonferenztechnik vorhan-
den ist.

Zu Absatz 3

Artikel 1 Nummer 3 und Artikel 8 Nummer 4 erweitern den Kreis der Dokumente, die von
Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalten sowie Verteidigerinnen und Verteidigern verpflich-
tend elektronisch zu Gbermitteln sind. Es ist insofern eine angemessene Ubergangsfrist zu
gewéhren, um allen Beteiligten die Moglichkeit zu geben, sich auf die Rechtsanderung ein-
zustellen. Zudem kommt die von der Erweiterung bezweckte Reduzierung von Medienbri-
chen vor allem dann zum Tragen, wenn moglichst flachendeckend eine elektronische Akte
gefuhrt wird. Da die elektronische Akte in der Justiz zum 1. Januar 2026 einzufiihren ist,
erscheint es sachgerecht, die Erweiterung der Nutzungspflicht ebenfalls am 1. Januar 2026
in Kraft treten zu lassen.

Artikel 3, 6, 9, 15, 18, 23, 26, 29 und 32 heben die jeweiligen Ubergangsregelungen zum
Ende der Pilotierungsphase am 1. Januar 2026 wieder auf (vergleiche dazu die Begrin-
dung dort).

Zu Absatz 4
Artikel 4, 7, 10, 12, 16, 19, 21, 24, 27, 30 und 33 heben die jeweiligen Ubergangsvorschrif-

ten Ende der zehnjahrigen Ubergangsfrist zum 1. Januar 2036 wieder auf (vergleiche dazu
die Begrundung dort).
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Zu Absatz 5

Gemal} Artikel 34 Absatz 1 der Restrukturierungs- und Insolvenzrichtlinie sind die Vorga-
ben des Artikels 28 Buchstabe a bis ¢ der Restrukturierungs- und Insolvenzrichtlinie bis
zum 17. Juli 2024 in nationales Recht umzusetzen. Sie missen ab diesem Tag gelten. Die
Artikel 36 und 37, die den verbliebenen Regelungsbedarf umsetzen und weitere Anpassun-
gen an diese Vorgaben vornehmen, sollen daher unmittelbar am 17. Juli 2024 in Kraft tre-
ten. Mit diesem konkreten Inkrafttretensdatum ist zugleich ein ausreichender zeitlicher Vor-
lauf zur Umsetzung der Regelungen gewahrt. Die Uberleitung vom derzeitigen zum neuen
Recht wird mit dem neuen Artikel 103n EGInsO konkretisiert. Im Einzelnen siehe Begriin-
dung zu Artikel 37. Artikel 38 mit seinen Anderungen des StaRUG kann zur Wahrung eines
ausreichenden zeitlichen Vorlaufs ebenfalls an diesem Tag in Kraft treten.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Justiz (NKR-Nr. 6900)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Regelungsentwurf mit folgendem Ergebnis ge-

priift:
I Zusammenfassung
Wirtschaft
Jahrlicher Erfullungsaufwand (Entlas- rund - 16,4 Mio. Euro
tung):
davon aus Biirokratiekosten (Entlastung): rund - 15,8 Mio. Euro
Verwaltung
Bund
Einmaliger Erfiillungsaufwand: rund 90.000 Euro
Lander
Jahrlicher Erfullungsaufwand: rund 102.000 Euro
Einmaliger Erfiillungsaufwand: rund 1 Mio. Euro

‘One in one out’-Regel Im Sinne der ,One in one out’-Regel der
Bundesregierung stellt der jahrliche Erfiil-
lungsaufwand der Wirtschaft in diesem
Regelungsvorhaben ein ,,Out” von
16,4 Mio. Euro dar.

Weitere Kosten Durch die Moglichkeit der elektronischen
Strafantragstellung und der audiovisuel-
len Teilnahme an Revisionshauptverhand-
lungen resultieren fiir Biirgerinnen und
Biirgern sowie fiir die Verwaltung Entlas-
tungen, die methodisch den weiteren Kos-
ten zuzurechnen sind.

Insgesamt (Entlastung) Rund - 5,5 Mio. Euro

Digitaltauglichkeit (Digitalcheck) Das Ressort hat Moglichkeiten zum digi-
talen Vollzug der Neuregelung (Digitalt-
auglichkeit) gepriift und hierzu einen Di-
gitalcheck mit nachvollziehbarem Ergeb-
nis durchgefiihrt.
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Evaluierung Die Neuregelungen zur Digitalisierung
des Strafverfahrens und der weiteren Ver-
fahrensordnungen werden zusammen mit
dem Gesetz zur Einfithrung der elektroni-
schen Akte in der Justiz und zur weiteren
Forderung des elektronischen Rechtsver-
kehrs 2026 evaluiert.

Nutzen des Vorhabens Das Ressort hat den Nutzen des Vorha-
bens im Vorblatt des Regelungsentwurfs
wie folgt beschrieben:

o Effizientere Verfahrensfithrung

e Verbesserte Zugangsmoglichkei-
ten zur Justiz

e Aufbau leistungsfahiger Institutio-
nen auf allen Ebenen

Regelungsfolgen

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der
Nationale Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auf-
trags keine Einwéande.

Der NKR begriifit, dass das Ressort die Digitalisierung der Gerichtsverfahren weiter

vorantreibt und dadurch Verwaltungsverfahren vereinfacht und unnétige Biirokratie
abbaut.

II Regelungsvorhaben

Mit dem Vorhaben sollen Rechtsanpassungen im Bereich des elektronischen Rechtsverkehrs

und der elektronischen Aktenfiihrung umgesetzt werden. Dazu werden insbesondere

e im Strafverfahrensrecht Erleichterungen bei der Strafantragstellung geschaffen, beste-
hende Schriftformerfordernisse abgebaut und Verfahrensbeteiligten die Teilnahme an
der Revisionshauptverhandlung mittels Videokonferenz ermoglicht,

e im Insolvenzrecht die Moglichkeiten der elektronischen Forderungsanmeldung und der
elektronischen Kommunikation mit den Insolvenzglaubigern erweitert,

e im Restrukturierungsrecht die elektronischen Kommunikationsmoglichkeiten der Ver-

fahrensbeteiligten untereinander ermoglicht.

Des Weiteren entfallen Schriftformerfordernisse fiir Vergiitungsberechnungen von Rechtsan-

wiltinnen und Rechtsanwilten.

IIT Bewertung

III.1  Erfiilllungsaufwand
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Wirtschaft

Das Regelungsvorhaben entlastet die Wirtschaft von jahrlichem Erfiillungsaufwand in

Hohe von rund 16,4 Mio. Euro. Diese Entlastung setzt sich wie folgt zusammen:

e Versand von Vergiitungsberechnungen

Die Ermoglichung der Textform fiir Vergtitungsberechnungen anstelle des bisherigen kos-
tenpflichten Ausdrucks oder des qualifizierten elektronischen Signierens fiihrt zu Entlastun-
gen bei der Anwaltschaft. Fiir die rund 24,5 Mio. Rechnungen pro Jahr nimmt das Ressort
einen bisherigen Zeitaufwand von einer Minute fiir den Versand in Schriftform oder fiir die
elektronische Ubermittlung mittels qualifizierter Anmeldung pro Fall an. Durch den nun er-
moglichten einfachen elektronischen Versand stellt das Ressort eine Entlastung im Einzelfall
von 0,9 Minuten dar, welche mit einem Lohnsatz von 26,20 Euro monetarisiert wird. Des
Weiteren nimmt das Ressort an, dass der bisherige postalische Versand in rund jedem vier-
ten Fall durch den elektronischen Versand ersetzt wird, wodurch jeweils 1 Euro Portokosten
eingespart werden. Insgesamt geht das Ressort damit nachvollziehbar von einer jahrlichen

Entlastung von Biirokratiekosten in Hohe von rund 15,8 Mio. Euro aus.

e Nutzung des OZG-Organisationskontos

Die Nutzung des OZG-Organisationskontos durch die flichendeckende Verbreitung des
ELSTER-Zertifikats ermoglicht Organisationen und Unternehmen die Nutzung dieser kos-
tenlosten Identifizierungsmoglichkeit. Diese tritt anstelle der bisherigen kostenpflichten
Identifizierungsmoglichkeiten tiber Notarinnen oder Notare, mittels qualifizierten elektroni-
schen Siegels oder mit einer Multicard. Durch die wegfallende Belastung der kostenpflichti-
gen Moglichkeiten, die im Entwurf eines Gesetzes zum Ausbau des elektronischen Rechts-
verkehrs mit den Gerichten (NKR-Nr. 5634) dargestellt worden sind, geht das Ressort damit

nachvollziehbar von einer jahrlichen Entlastung in Hohe von rund 612.000 Euro aus.
Verwaltung

Bund

Das Regelungsvorhaben belastet die Verwaltung des Bundes mit einmaligen Erfiillungs-
aufwand in Hohe von rund 90.000 Euro. Die Belastung resultiert daraus, dass zwei Sitzungs-
sédle beim Bundesgerichtshof mit Videokonferenztechnik ausgestattet werden miissen, was
im Einzelfall rund 42.500 Euro Sachkosten verursacht. Weiterer einmaliger Erfiillungsauf-
wand in Hohe von 5.000 Euro entsteht durch die Anschaffung von Laptops fiir die Bundes-

anwaltschaft.
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Land

Das Regelungsvorhaben belastet die Verwaltung der Lander mit einmaligen Erfiillungs-
aufwand in Hohe von rund 1 Mio. Euro. Die Belastung resultiert daraus, dass 24 Sitzungs-
séle bei den Oberlandesgerichten mit Videokonferenztechnik ausgestattet werden miissen,
was im Einzelfall rund 42.500 Euro Sachkosten verursacht. Unter der Annahme, dass laufen-
der Mehraufwand in Héhe von 10 % des Umstellungsaufwand entsteht, geht das Ressort

von jahrlichem Erfiillungsaufwand in Hohe von rund 102.000 Euro aus.

III.2 Digitaltauglichkeit

Das Ressort hat Moglichkeiten zum digitalen Vollzug der Neuregelung (Digitaltauglichkeit)
gepriift und hierzu einen Digitalcheck mit nachvollziehbarem Ergebnis durchgefiihrt. Das
Ressort stellt dar, dass die Neuregelungen bestehende Defizite betreffen, die durch die Pilo-
tierung der elektronischen Akte von den Landern zuriickgemeldet worden sind. Kern der
Neuregelung ist die Erméglichung digitaler Kommunikation zwischen Biirgerinnen und
Biirgern mit als auch innerhalb der Justiz. Dazu werden u. a. digitale Strafantragstellungen
erleichtert, bestehende Schriftformerfordernisse im Strafverfahren abgeschafft sowie die
Kommunikation von Unternehmen mit der Justiz tiber das OZG-Organisationskonto ermog-

licht.

III.3 Weitere Kosten

Die aus den Digitalisierungsmafinahmen im Bereich der Strafverfahren resultierenden Ent-

lastungen werden vom Ressort methodengerecht den weiteren Kosten zugeordnet.

Das Regelungsvorhaben entlastet Biirgerinnen Biirger jahrlich insgesamt um rund 2,2 Mio.

Euro und 2.000 Stunden.

Durch die Moglichkeit, schriftliche Erkldarungen von Verfahrensbeteiligten und Dritten auf
elektronischem Wege einzureichen, resultieren jahrliche Entlastungen durch wegfallende
Portokosten von rund 1,8 Mio. Euro. Durch die erleichterte elektronische Moglichkeit der
Strafantragstellung resultieren jahrliche Entlastungen durch wegfallende Portokosten von
rund 230.000 Euro. Durch die Moglichkeit zur audiovisuellen Teilnahme an Revisionshaupt-
verhandlungen stellt das Ressort weiterhin aufgrund verminderter Reise- und Ubernach-
tungskosten fiir Buirgerinnen und Biirger jahrliche Entlastungen von 95.000 Euro und 2.000
Stunden dar. Weiterhin geht das Ressort fiir entfallende Reise- und Ubernachtungskosten bei
Verteidigerinnen und Verteidigern, die vom Angeklagten getragen werden, von einer jahrli-

chen Entlastung in Hohe von 120.000 Euro aus.

Die Verwaltung wird insgesamt von jahrlichen weiteren Kosten in Hohe von rund 3,3 Mio.

Euro entlastet.
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Durch die Moglichkeit, schriftliche Erkldarungen von Verfahrensbeteiligten und Dritten auf
elektronischem Wege einzureichen, resultieren jahrliche Entlastungen durch wegfallende
Scanvorgange fiir die Verwaltung von rund 2,6 Mio. Euro. Durch die erleichterte elektroni-
sche Moglichkeit der Strafantragstellung resultieren jahrliche Entlastungen durch ebenfalls

wegfallende Scanvorgénge fiir die Verwaltung von weiteren rund 660.000 Euro.

III.4 Umsetzung von EU-Recht

Die Neuregelung enthélt Anpassungen des deutschen Rechts zur Umsetzung des Artikels 28
Buchstabe a und c der Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 20. Juni 2019. Dem NKR liegen keine Anhaltspunkte daftir vor, dass mit dem Vorhaben

tiber eine 1:1 Umsetzung dieses EU-Rechts hinausgegangen wird.

III.5 Befristung

Das Regelungsvorhaben ist in Teilen befristet. Die Einfiihrung der Hybridaktenfiihrung fiir
geheimhaltungsbedtirftige Dokumente und Aktenteile ist auf zehn Jahre befristet. Die Ein-
fihrung der Hybridakte, die elektronisch begonnen und in Papierform weitergefiihrt wird,
ist bis zum Ende der Pilotierungsphase der elektronischen Akte in der Justiz bis zum 31. De-

zember 2025 befristet.

IV Ergebnis

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der Natio-
nale Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Ein-

winde.

Der NKR begriifst, dass das Ressort die Digitalisierung der Gerichtsverfahren weiter voran-

treibt und dadurch Verwaltungsverfahren vereinfacht und unnétige Biirokratie abbaut.

Lutz Goebel Kerstin Miiller

Vorsitzender Berichterstatterin
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	Inhaltsübersicht
	Artikel 1
	Änderung der Strafprozessordnung
	Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 203) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
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	§ 15 des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 312-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 6b des Gesetzes vom 16. September 2022 (BGBl. I S. 1454) geändert worde...
	§ 15 „
	Übergangsregelung zum Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs; Verordnungsermächtigung



	Artikel 3
	Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung zum 1. Januar 2026
	§ 15 des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung, das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
	2. Absatz 2 wird aufgehoben.


	Artikel 4
	Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung zum 1. Januar 2036
	§ 15 des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung, das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 5
	Änderung des Strafvollzugsgesetzes
	Nach § 110a Absatz 1 des Strafvollzugsgesetzes vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 581, 2088; 1977 I S. 436), das zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607) geändert worden ist, werden die folgenden Absätze 1a bis 1c eingefügt:

	Artikel 6
	Weitere Änderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2026
	§ 110a Absatz 1c des Strafvollzugsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 7
	Weitere Änderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2036
	§ 110a Absatz 1b des Strafvollzugsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 6 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 8
	Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten
	Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 73) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 49a Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „479 Absatz 1, 2, 5 Satz 1 und Absatz 6 sowie“ durch die Wörter „479 Absatz 1, 2 und 4 Satz 1 sowie Absatz 5 und“ ersetzt.
	2. In § 49b Nummer 4 werden die Wörter „§ 479 Absatz 4 Nummer 2“ durch die Wörter „§ 479 Absatz 3 Nummer 2“ ersetzt.
	3. Nach § 110a Absatz 1 werden die folgenden Absätze 1a bis 1c eingefügt:
	4. Nach § 110c Satz 2 wird der folgende Satz eingefügt:


	Artikel 9
	Weitere Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten zum 1. Januar 2026
	§ 110a Absatz 1c des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten, das zuletzt durch Artikel 8 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 10
	Weitere Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten zum 1. Januar 2036
	§ 110a Absatz 1b des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten, das zuletzt durch Artikel 9 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 11
	Änderung des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch
	Dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4101-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 21. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 397) geändert worden ist...
	„… [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Abschnitt mit Zählbezeichnung] Abschnitt
	Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs
	Artikel … [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Artikel mit Zählbezeichnung]



	Artikel 12
	Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch zum 1. Januar 2036
	Der … [einsetzen: Abschnittbezeichnung aus Artikel 11] Abschnitt des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 11 geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 13
	Änderung der Zivilprozessordnung
	Die Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I S. 1781), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert worden ist, wird wie folgt ...
	1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 130d folgende Angabe eingefügt:
	2. § 130a wird wie folgt geändert:
	3. Nach § 130d wird folgender § 130e eingefügt:
	„§ 130e
	Formfiktion


	4. Dem § 298a werden die folgenden Absätze 3 und 4 angefügt:


	Artikel 14
	Änderung des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung
	§ 43 des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 310-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 8. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 27...
	§ 43 „
	Übergangsregelung zum Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs; Verordnungsermächtigung



	Artikel 15
	Weitere Änderung des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung zum 1. Januar 2026
	§ 43 des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung, das zuletzt durch Artikel 14 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
	2. Absatz 2 wird aufgehoben.


	Artikel 16
	Weitere Änderung des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung zum 1. Januar 2036
	§ 43 des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung, das zuletzt durch Artikel 15 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 17
	Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
	Das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587), das zuletzt durch Artikel 34 Absatz 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) ...
	1. § 14 wird wie folgt geändert:
	2. § 41 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:


	Artikel 18
	Weitere Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum 1. Januar 2026
	§ 14 Absatz 8 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, das zuletzt durch Artikel 17 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 19
	Weitere Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum 1. Januar 2036
	§ 14 Absatz 7 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, das zuletzt durch Artikel 18 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 20
	Änderung des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen
	Das Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1994 (BGBl. I S. 1537), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2632) geändert worden ist, wird wie folgt g...
	1. In § 77a Absatz 7 Satz 1 werden die Wörter „§ 32a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 5“ durch die Wörter „§ 32a Absatz 3 und 4 Satz 1 Nummer 1 bis 5“ und die Wörter „sowie 497 der Strafprozessordnung“ durch die Wörter „und 497 der Strafprozessordnung sow...
	2. § 77b wird wie folgt geändert:


	Artikel 21
	Weitere Änderung des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen zum 1. Januar 2036
	In § 77a Absatz 7 Satz 1 des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen, das zuletzt durch Artikel 20 dieses Gesetzes geändert worden ist, werden die Wörter „und 497 der Strafprozessordnung sowie § 15 Absatz 1 des Einführungsgesetzes ...

	Artikel 22
	Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes
	Das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, 1036), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 8. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 272) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 46c wird wie folgt geändert:
	2. Dem § 46e werden die folgenden Absätze 3 und 4 angefügt:
	3. Nach § 46g wird folgender § 46h eingefügt:
	„§ 46h
	Formfiktion


	4. § 112 wird wie folgt geändert:


	Artikel 23
	Weitere Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026
	§ 112 des Arbeitsgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 22 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Überschrift werden das Semikolon und das Wort „Verordnungsermächtigung“ gestrichen.
	2. § 112 Absatz 4 wird aufgehoben.


	Artikel 24
	Weitere Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036
	§ 112 Absatz 3 des Arbeitsgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 23 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 25
	Änderung des Sozialgerichtsgesetzes
	Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), das zuletzt durch Artikel 16a des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 408) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 16 Absatz 5 werden nach den Wörtern „des Handelsgesetzbuchs“ die Wörter „in der bis zum 24. April 2013 geltenden Fassung“ eingefügt.
	2. § 65a wird wie folgt geändert:
	3. § 65b wird wie folgt geändert:
	4. § 211 wird wie folgt gefasst:
	„§ 211



	Artikel 26
	Weitere Änderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026
	§ 211 des Sozialgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 25 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
	2. Absatz 2 wird aufgehoben.


	Artikel 27
	Weitere Änderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036
	§ 211 des Sozialgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 26 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 28
	Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung
	Die Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), die zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 55a wird wie folgt geändert:
	2. § 55b wird wie folgt geändert:
	3. § 177 wird wie folgt gefasst:
	„§ 177



	Artikel 29
	Weitere Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Januar 2026
	§ 177 der Verwaltungsgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 28 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
	2. Absatz 2 wird aufgehoben.


	Artikel 30
	Weitere Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Januar 2036
	§ 177 der Verwaltungsgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 29 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 31
	Änderung der Finanzgerichtsordnung
	Die Finanzgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. März 2001 (BGBl. I S. 442, 2262; 2002 I S. 679), die zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 52a wird wie folgt geändert:
	2. § 52b wird wie folgt geändert:
	3. § 162 wird wie folgt gefasst:
	„§ 162



	Artikel 32
	Weitere Änderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2026
	§ 162 der Finanzgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 31 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
	2. Absatz 2 wird aufgehoben.


	Artikel 33
	Weitere Änderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2036
	§ 162 der Finanzgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 32 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 34
	Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes
	In § 191a Absatz 3 Satz 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 294) geändert worden ist, werden nach den Wö...

	Artikel 35
	Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes
	§ 10 Absatz 1 Satz 1 des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. März 2022 (BGBl. I S. 610), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 365) geändert worden ist, wird wie folgt ge...

	Artikel 36
	Änderung der Insolvenzordnung
	Die Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2866), die zuletzt durch Artikel 34 Absatz 13 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 5 wird wie folgt geändert:
	2. § 8 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	3. Dem § 28 wird der folgende Absatz 4 angefügt:
	4. § 174 Absatz 4 wird wie folgt geändert:


	Artikel 37
	Änderung des Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung
	Nach Artikel 103m des Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911), das zuletzt durch Artikel 36 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, wird der folgende Artikel 103n eingefügt:
	„Artikel 103n
	Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur weiteren Digitalisierung der Justiz



	Artikel 38
	Änderung des Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetzes
	Das Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3256), das zuletzt durch Artikel 34 Absatz 14 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 20 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „erfolgt“ ein Komma und die Wörter „sofern keine Formerleichterung vereinbart ist,“ eingefügt.
	2. § 21 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	3. In § 41 Absatz 3 werden die Wörter „194 der Zivilprozessordnung“ durch die Wörter „195 der Zivilprozessordnung; § 173 der Zivilprozessordnung bleibt unberührt.“ ersetzt.
	4. § 45 wird wie folgt geändert:
	5. § 84 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	6. § 85 wird wie folgt gefasst:
	„§ 85
	Besondere Bestimmungen


	7. In § 86 Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Internet“ die amtliche Fußnote „*) www.restrukturierungsbekanntmachung.de“ eingefügt.


	Artikel 39
	Änderung der Strafaktenübermittlungsverordnung
	Die Strafaktenübermittlungsverordnung vom 14. April 2020 (BGBl. I S. 799) wird wie folgt geändert:
	1. § 5 wird wie folgt geändert:
	2. In § 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe „Satz 1“ gestrichen.


	Artikel 40
	Änderung der Dokumentenerstellungs- und -übermittlungsverordnung
	§ 6 der Dokumentenerstellungs- und -übermittlungsverordnung vom 28. Februar 2020 (BGBl. I S. 244), die durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2099) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Der Wortlaut wird Absatz 1.
	2. Der folgende Absatz 2 wird angefügt:


	Artikel 41
	Änderung der Bußgeldaktenübermittlungsverordnung
	Die Bußgeldaktenübermittlungsverordnung vom 6. April 2020 (BGBl. I S. 765) wird wie folgt geändert:
	1. § 5 wird wie folgt geändert:
	2. In § 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe „Satz 1“ gestrichen.


	Artikel 42
	Änderung der Strafvollzugsgerichtsaktenübermittlungsverordnung
	Die Strafvollzugsgerichtsaktenübermittlungsverordnung vom 3. März 2020 (BGBl. I S. 410) wird wie folgt geändert:
	1. § 5 wird wie folgt geändert:
	2. In § 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe „Satz 1“ gestrichen.


	Artikel 43
	Änderung der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung
	Die Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 2 Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „müssen“ durch das Wort „sollen“ ersetzt.
	2. § 10 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	3. In § 11 Absatz 3 Nummer 3 werden die Wörter „,das über Dienste validierbar ist, die über das Internet erreichbar sind“ gestrichen.
	4. § 13 wird wie folgt geändert:
	5. Nach § 13 wird der folgende § 13a eingefügt:
	„§ 13a
	Datenverarbeitung




	Artikel 44
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 5 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
	(2) Artikel 1 Nummer 9 tritt am …[einsetzen: Datum ein Kalenderjahr nach der Verkündung] in Kraft.
	(3) Die Artikel 1 Nummer 3, Artikel 3, 6, 8 Nummer 4, Artikel 9, 15, 18, 23, 26, 29 und 32 treten am 1. Januar 2026 in Kraft.
	(4) Die Artikel 4, 7, 10, 12, 16, 19, 21, 24, 27, 30 und 33 treten am 1. Januar 2036 in Kraft.
	(5) Die Artikel 36 bis 38 treten am 17. Juli 2024 in Kraft.
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